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Beginn: 15.01 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist er6ffnet.

Bevor wir gleich zur Aktuellen Stunde kommen, ha-
be ich Ihnen noch einige einvernehmliche Abwei-
chungen von der Empfehlung des Altestenrats mit-
zuteilen.

Zunachst sind die Fraktionen Ubereingekommen,
die Tagesordnung um einen weiteren Punkt zu er-
ganzen. Hierbei handelt es sich um den Bericht
des Haushaltsausschusses aus Drucksache 21/
2334. Die entsprechende Drucksache liegt lhnen
vor und wurde als Tagesordnungspunkt 23a nach-
traglich in die Tagesordnung aufgenommen. Sie
wird heute gemeinsam mit TOP 13a als dritter De-
battenpunkt aufgerufen.

Zudem haben sich die Fraktionen darauf verstan-
digt, zehn Tagesordnungspunkte zu vertagen. Da-
bei handelt es sich um die GroRen Anfragen aus
den Drucksachen 21/1582 und 21/1583, 21/1599
und 21/1600 sowie 21/1741, die Antrdge der CDU-
Fraktion aus den Drucksachen 21/2214, 21/2216
und 21/2219 sowie die Antrage der FDP-Fraktion
aus den Drucksachen 21/2225 und 21/2229.

Des Weiteren, meine Damen und Herren, wenn
Sie mir zuhdéren mdgen

(Gerhard Lein SPD: Ja, so ist es vor der
Klasse!)

— Herr Kollege Rose, auch fir Sie haben wir einen
Sitzplatz vorgesehen —,

weise ich darauf hin, dass die AfD-Fraktion den zu
TOP 46 und zur Debatte angemeldeten Antrag aus
der Drucksache 21/2230 zurickgenommen hat.
Stattdessen wird jetzt einvernehmlich TOP 25, der
Antrag der AfD-Fraktion aus Drucksache 21/2192,
als sechster Debattenpunkt aufgerufen.

Wir kommen zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind sechs Themen angemeldet worden, und
zwar von der AfD-Fraktion

Paris und Brissel zeigen, dass der IS-Terror
in Europas Metropolen angekommen ist. Ist
Hamburg darauf vorbereitet?

von der SPD-Fraktion

Vélkerverstandigend, nachhaltig, gut fir
Hamburg: Diese Chance gibt's nur einmal,
deshalb JA beim Olympia-Referendum

von der CDU-Fraktion

Durchreiselager am Hauptbahnhof aufl6-
sen — Rechtsstaatliche Zustédnde wieder her-
stellen und humanitéare Versorgung sichern

von der GRUNEN Fraktion

Internationaler Tag gegen Gewalt an Frauen
und Madchen — Gewalt achten, Opferschutz
starken

von der Fraktion DIE LINKE

NOlympia gewinnt: Zustimmung zu Olympia
im Sinkflug. Vernunft siegt Gber Emotionen

und von der FDP-Fraktion

Olympia in Hamburg — diese Chance muss
Deutschland nutzen

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, das zwei-
te, funfte und sechste Thema gemeinsam debattie-
ren zu wollen.

Ich rufe nun das erste Thema auf. — Das Wort be-
kommt Herr Nockemann von der AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wieder einmal
haben die menschenverachtenden Terroranschla-
ge von Paris die freie Welt entsetzt und erschiittert.
Diese Anschlage waren die Fortsetzung der At-
tacken von New York, Madrid und London im Jah-
re 2005. Die aktuellen Ereignisse in Hannover und
Brussel zeigen, dass der religids-fundamentalis-
tisch begrindete Terror unser Land, die freie
Welt, fest im Griff hat. Viele fordern in diesem Zu-
sammenhang eine Kultur des Jetzt-erst-recht, des
Weglachelns von Terror. In der Tat mussen wir
diesen Terrorbanden jetzt erst recht deutlich ma-
chen, welche Werte wir haben und dass wir néti-
genfalls auch bereit sind, fur diese Werte kompro-
misslos zu kampfen, schnell zu kadmpfen und
schnell neue Instrumentarien zu schaffen. Wir wer-
den deutlich machen, welche Kraft in unserer frei-
en Gesellschaft steckt.

(Beifall bei Dr. Bernd Baumann AfD)

Vor den Anschlagen hiel es noch kirzlich, unser
Land werde sich &ndern mussen. Das stimmt, un-
ser Land wird sich andern missen. Es wird sich
aber wahrscheinlich anders andern mussen, als
viele das noch vor Kurzem meinten. Unsere Ge-
sellschaft wird wieder lernen missen, dass wir
nicht — wie einige rot-grine Sozialromantiker in ih-
rer unbarmherzigen Naivitat Uber Jahre und Jahr-
zehnte meinten — von Freunden umzingelt sind,
sondern wir mussen wieder lernen, dass ein un-
barmherziger und partiell unsichtbarer Gegner, der
gleich nebenan wohnt, jederzeit blutig und ohne
Vorwarnung zuschlagen kann. Diese Gefahr war
nie weg, sie wurde nur von uberforderten Politikern
wegdiskutiert und kleingeredet. Fahrlassig sind Po-
lizei und Sicherheitsapparat in den vergangenen
Jahrzehnten eingespart worden. Uber 10 000 Poli-
zeibeamte sind eingespart worden, und heute sind
keine Reserven mehr vorhanden.
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(Dirk Nockemann)

In unseren groften Stadten entstanden in den ver-
gangenen Jahren fur die Politik sichtbar Nester
und Zellen von gewaltbereiten religidsen Funda-
mentalisten, die uns um jeden Preis vernichten
wollen. Warum hat die Politik das zugelassen?
Warum hat die Politik vielleicht sogar weggese-
hen? Bereits im Jahre 2001 hat sie bei Herrn Atta
weggesehen, der die Flugzeuge in die Turme in
New York geflogen hat. Spatestens da hatte man
aufwachen mussen.

Warum kénnen radikale Salafisten in Hamburg im-
mer noch weitestgehend ungehindert ihr Handwerk
ausliben und Nachwuchs fiir den radikalen funda-
mentalistischen Salafismus werben? Sicher, wir
haben eine freiheitliche Verfassung. Sicher, der
Schutz der Freiheitsrechte ist eines der héchsten
Giter in diesem Land. Aber Hassprediger stehen
nicht unter dem Schutz der Verfassung, und wenn
man das gesetzliche Instrumentarium nicht hat,
dann muss man es eben schaffen. Nur so kdnnen
wir diese Leute aus dem Land bringen. Wenn die
Verfassung geandert werden muss, nun gut, wir
haben die Verfassung in der Vergangenheit haufi-
ger aus viel nichtigerem Anlass geéandert. Im Ubri-
gen Uberwiegt das Schutzgut des menschlichen
Lebens den Schutz von Hasspredigern. Wir mis-
sen wieder wehrhaft werden, und dazu gehort als
erster Schritt, die Ursachen der Gefahren deutlich
zu benennen und nicht in falscher Toleranz zu ver-
schweigen. Ich erwarte deutlich mehr und vor al-
lem mehr sichtbaren Verfolgungsdruck gegenuber
den mehr als 460 Salafisten in unserer Stadt, von
denen 270 bekanntlich gewaltbereit sind. Auch in
einem frei verfassten Staatswesen sollen diese
Leute sich gerade nicht frei bewegen kénnen. Mel-
deauflagen sind drastisch zu verscharfen. Da das
Personal zur Uberwachung fehlt, missen wir mit
elektronischen Fuffesseln und mit Hausarrest ar-
beiten. Warum soll das, was bei Hooligans mdglich
ist, nicht auch bei salafistischen Gewalttatern mog-
lich sein? Ich erwarte auch die Aberkennung der
Staatsangehorigkeit bei Doppelstaatlern, falls es
sich um derartige Tater handelt. Ich erwarte die
SchlieBungen von Moscheen, in denen man sich
eindeutig in feindlicher Absicht gegen uns und ge-
gen unseren freiheitlichen Staat duRert. Der Aus-
tausch von Fluggastdaten muss endlich umgesetzt
werden. 2002 ist die Tathandlung des Werbens um
Mitglieder und Unterstltzer fir terroristische Verei-
nigungen eingeschrankt worden.

All das schafft zwar keine absolute Sicherheit, es
schafft aber ein Mehr an Sicherheit. Wir miissen
auch den Radikalisierungstendenzen entgegentre-
ten, und schlussendlich missen wir auch unsere
Grenzen sichern, damit eben nicht ungehindert
Sprengstoff und Terroristen nach Europa einge-
schmuggelt werden kdnnen. Ich erwarte auch das
Eintreten des Senats fiir diese Malknahmen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Munster von der SPD-Fraktion.

Arno Miinster SPD: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Herr Nockemann, ich
kommentiere das, was Sie von sich gegeben ha-
ben, nicht. Da misste ich auf die Schiene Hass-
prediger noch zwei, drei Satze verwenden, was
ich mir gern ersparen mdchte.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Martin Dolzer DIE LINKE und Jens Meyer
FDP)

Die Anschlage von Paris haben nochmals deutlich
unterstrichen, dass die Gefahr von terroristischen
Anschlagen sehr hoch ist. Aber Deutschland und
damit auch Hamburg lagen bereits vor den An-
schlagen in Paris vom 13. November 2015 im Ziel-
spektrum von islamistischen terroristischen Verei-
nigungen wie der sogenannte Islamische Staat
und Al Qaida. Nicht nur die Anschlage durch IS
oder Al Qaida bedrohen die Sicherheit Hamburgs,
sondern auch die Aktivitdten der in unserer Stadt
lebenden Salafisten. Der Verfassungsschutz rech-
net 460 Personen dieser Szene zu, 270 Personen
sind als Befurworter des bewaffneten Dschihad
einzustufen. Auch diese gilt es im Auge zu behal-
ten.

Die Sicherheitsbehérden Hamburgs leisten eine in-
tensive und gute Aufklarungs- und Ermittlungsar-
beit. Sowohl das Landeskriminalamt als auch das
Landesamt fiir Verfassungsschutz sind in das Ber-
liner Gemeinsame Terrorismusabwehrzentrum und
damit in einen engen Informationsaustausch mit
unseren Sicherheitsbehérden in Deutschland ein-
gebunden.

Gut 65 Salafisten haben Hamburg bisher mit dem
Ziel Syrien und Nordirak verlassen, etwa ein Drittel
davon ist zurick. Diesen Personenkreis haben
Verfassungsschutz und Polizei im besonderen Fo-
kus. Es gibt hier wie auch auf anderen Feldern ei-
ne enge Zusammenarbeit. Bei bisher 17 Personen
konnten Verfassungsschutz und Polizei die Ausrei-
se verhindern, zum Beispiel durch Einzug des Pas-
ses. Von der Polizei als sogenannte Gefahrder ein-
gestufte Personen und weitere Angehdrige der is-
lamistischen Szene werden von unseren Sicher-
heitsbehdrden lberwacht. Beziiglich der MaRRnah-
men zur Uberwachung von Gefahrdern wurden
deutschlandweite Standards erarbeitet. Die gegen-
wartige Lage stellt die Sicherheitsbehdérden vor
neue und zusatzliche Herausforderungen. Deshalb
sollen Polizei und Verfassungsschutz verstarkt
werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Verfassungsschutz wird zusatzliches Personal
erhalten, um vor allem die Beobachtung von Rulck-
kehrern aus Syrien sicherstellen zu koénnen. Bei
der Polizei soll beginnend von 2016 an in jedem
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(Arno Minster)

Jahr eine zusatzliche Klasse mit 25 Polizeianwar-
tern fir den mittleren Dienst ausgebildet werden.
Damit steigt die jahrliche Ausbildungszahl bei der
Polizei von 325 Frauen und Mannern auf 425 im
Jahr 2019.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dirk Nockemann AfD: Wurde auch mal Zeit,
dass ihr das gemacht habt!)

Das sind 100 mehr, als wir bis jetzt geplant hatten.

Insgesamt gibt es bei der Beobachtung und Be-
kdmpfung des Salafismus eine enge Zusammenar-
beit der Verfassungsschutzbehérden bundesweit
und insgesamt aller Sicherheitsbehérden; sie ar-
beiten wirklich mit Hochdruck.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Dies ist auch nachweisbar bei den zahlreichen
Uberregionalen Verbindungen der Szene. So sind
auch Zellen wie die Sauerland-Gruppe, die Dissel-
dorfer Zelle oder Oberursel dementsprechend ent-
larvt worden.

Aber nicht nur Aktionismus, sondern auch Praven-
tion ist wichtig. In Hamburg wurde bei der BASFI
ein Praventionsnetzwerk geschaffen, in dem be-
hoérdenlbergreifend und auch gemeinsam mit der
Zivilgesellschaft und muslimischen Verbanden ver-
sucht wird, der Radikalisierung junger Menschen
entgegenzuwirken und ausstiegswillige Islamisten
zu unterstitzen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Wichtig ist aber auch, dass die Menschen sich
nicht in ihrer Lebensweise beeintrachtigen lassen.
Aufmerksamkeit ist gut, Angst nicht. Alle, die in un-
serer Gesellschaft an verantwortlicher Stelle aktiv
sind — in der Politik, in Behdrden, aber auch in den
Medien —, sollten verantwortungsvoll agieren. Es
ist ein Merkmal von Terroristen, dass sie Angst
schiren wollen, denn sie wissen, dass sie am En-
de niemals gewinnen werden. Daher greifen sie zu
ihren Mitteln und dabei durfen wir ihnen, auch un-
bewusst und ungewollt, nicht helfen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Von der CDU-Fraktion
bekommt Herr Gladiator das Wort.

Dennis Gladiator CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich finde es absolut richtig,
dass wir uns heute in der Blrgerschaft mit dem IS-
Terror beschaftigen, denn die Terroranschlage in
Paris waren nicht nur Anschlage auf Frankreich,
sondern es waren Anschlage auf unsere europai-
schen Grundwerte und auf unsere offene Gesell-
schaft. Wir missen uns deshalb auch in Deutsch-

land und in Hamburg mit den Gefahren des I1S-Ter-
rors auseinandersetzen und ihm entschlossen ent-
gegentreten.

Dazu gehort an allererster Stelle, dass wir unsere
Sicherheitsbehérden so ausstatten, dass sie auch
kiinftig Anschlage verhindern und uns alle best-
mdglich schiitzen kénnen.

(Beifall bei der CDU und bei Dirk Nocke-
mann AfD)

Eines muss an dieser Stelle auch bei den Defizi-
ten, die wir auszugleichen haben, gesagt werden:
Hannover hat gezeigt, dass unsere Sicherheitsbe-
hérden sehr gut arbeiten und funktionieren — das
gehdrt zur Wahrheit auch dazu.

(Beifall bei der CDU, der SPD und vereinzelt
bei den GRUNEN und der FDP)

Es gilt weniger, Gesetze zu verscharfen oder neue
Gesetze zu schaffen, sondern vor allem ist das
Gebot der Stunde, die Sicherheitsbehérden so
auszustatten, dass sie die Gesetze auch anwen-
den koénnen, um uns vernlnftig zu schitzen. Um
hierliber in Sorgfalt beraten zu kénnen, haben wir
bereits vergangene Woche eine Selbstbefassung
des Innenausschusses beantragt. Allein das hatte
scheinbar schon Wirkung, denn Senator Neumann
hat sich am Wochenende offensichtlich daran erin-
nert — oder vielleicht wurde er auch daran erin-
nert —, dass er nicht nur fir die Olympia-Bewer-
bung zustandig ist, sondern vor allem auch fiir die
innere Sicherheit in unserer Stadt.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

So sehr ich mich daruber gefreut habe, dass Sena-
tor Neumann seine innenpolitische Tauchstation
verlassen hat, so enttduschend war die Kenntnis-
nahme der Maflinahmen, die er angekiindigt hat.
Mit dem, was er vorgeschlagen hat, springt er lei-
der viel zu kurz. Das sage ich nicht einfach so,
sondern mochte es an drei Punkten deutlich ma-
chen, die uns besonders wichtig sind.

Erstens: Die Polizei muss dringend personell ver-
starkt werden. Uber 1 Million Uberstunden und
deutlich steigende Einsatzzahlen belegen dies ein-
deutig. Jetzt wird viel zu spat reagiert, indem
25 zusatzliche Polizisten pro Jahr ausgebildet wer-
den sollen. Ich gebe zu, das ist besser als nichts,
aber es reicht nicht einmal aus, um die Altersab-
gange auszugleichen, und damit bleibt der Senat
weit hinter dem zuriick, was die Polizei gerade in
der aktuellen Lage bendtigt.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Alexander
Wolf AfD — Arno Miinster SPD: Das stimmt
nicht, Herr Gladiator!)

Zweitens: Die Polizei muss so ausgestattet wer-
den, dass sie bei ihren Einsatzen bestmdoglich ge-
schitzt ist. Das ist gerade vor dem Hintergrund der
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Szenarien, wie wir sie in Paris erlebt haben, funda-
mental wichtig. Deshalb ist insbesondere die Aus-
stattung der Bereitschaftspolizei mit einer entspre-
chenden Schutzausristung dringend erforderlich.
Dazu gehdren vor allem schusssichere Helme und
Westen, aber ebenso gepanzerte Fahrzeuge, die
auch einem Beschuss durch Sturmgewehre stand-
halten. Hierzu schweigt der Senat leider komplett.
Wir hingegen werden uns beim Bund fiir die Bereit-
stellung der erforderlichen Mittel einsetzen, und
wenn Herr Senator Neumann sich wieder fir die-
ses Thema interessiert, freuen wir uns auch Uber
seine Unterstitzung.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Drittens: Der Verfassungsschutz muss verstarkt
werden, damit die Gefahrder engmaschig Uber-
wacht werden konnen. Daflir sollen jetzt zehn zu-
satzliche Stellen geschaffen werden. Das klingt zu-
erst einmal gut, tatsachlich ist diese Planung aber
langst Gberholt, denn sie bericksichtigt nur die Be-
darfe vor den Anschlagen von Paris. Seitdem sind
aber erhebliche Aufgaben hinzugekommen. Ich
darf nur daran erinnern, dass in Hamburg zurzeit
270 dschihadistische Salafisten und 20 Syrienrtck-
kehrer leben. Berlin, das uber ahnliche Zahlen ver-
figt, hat sein Landesamt fiir Verfassungsschutz
gerade um 45 Stellen verstarkt. Das muss auch
der Mafstab in Hamburg sein.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Ludwig
Flocken AfD)

Allein diese drei Punkte zeigen deutlich, dass die
angekundigten MaRnahmen vielleicht gut gemeint
sind. Aber wir alle wissen doch, dass gut gemeint
nicht immer auch gut gemacht ist.

(Farid Miiller GRUNE: Sie sind doch gut!)

Deshalb werden wir uns mit Nachdruck dafir ein-
setzen, dass aus den guten Absichten auch gute
Ergebnisse werden. Dafiir haben wir unsere Ideen
und Vorschlage vorgetragen, die wir im Innenaus-
schuss mit Nachdruck vertreten werden, und wir
hoffen auf ein Einsehen der Regierungsfraktionen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Alexander
Wolf AfD)

Pré§identin Carola Veit: Frau Moller von der
GRUNEN Fraktion erhéalt das Wort.

Antje Méller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Die schrecklichen Anschlage in
Paris wirken noch nach, genauso wie der Anschlag
am Tag zuvor in Beirut, der Anschlag im Oktober in
Ankara oder auch der Uberfall auf ein Hotel in Mali.
Die Trauer um die Opfer und der Schock Uber die
Angriffe auf unsere Freiheit und unsere Werte sit-
zen tief. Trotzdem muss unsere Haltung eindeutig

bleiben. Wir verteidigen unsere offene und freie
Gesellschaft.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der CDU)

Wir stehen zusammen fiir Toleranz und ein friedli-
ches Zusammenleben verschiedener Kulturen und
Religionen. Die Attentater von Paris waren Men-
schen, die in unseren europaischen Gesellschaf-
ten aufgewachsen sind, und in unserer europai-
schen Gesellschaft muss die Starke entwickelt
werden, dagegenzuhalten. Durch Pravention, Bil-
dung, Chancengleichheit gilt es Radikalisierung
frihzeitig zu erkennen und ihr auch etwas entge-
genzusetzen.

(Beifall bei Phyliss Demirel GRUNE)

Wir sind namlich wehrhaft mit allen Mitteln des
Rechtsstaats gegen die Krafte, die mit Gewalt und
Terror agieren. Das ist tatsachlich die MalRgabe.
Gegen den Terror des IS setzen wir den Rechts-
staat aber gerade nicht auBer Kraft, sondern wir
nutzen ihn.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Thomas Kreuzmann CDU und Nebahat
Giglti fraktionslos)

Dafir sind Polizei und die anderen Sicherheitskraf-
te in Hamburg und auch im internationalen MafR-
stab gut aufgestellt und besitzen auch die Fahig-
keit, sich auf neue Bedrohungen einzustellen. Ich
bin dafir und werbe dafiir, diesen rechtsstaatli-
chen Malstab zu verteidigen und ihn nicht durch
martialische Kriegserklarungen zu untergraben.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Im Ubrigen werbe ich auch weiterhin dafiir, die
konkreten Malinahmen, die als notwendig angese-
hen werden und teilweise vom Kollegen von der
SPD schon beschrieben, aber auch von der CDU
angesprochen worden sind, dementsprechend in
einer fachlich gepragten Sitzung des Innenaus-
schusses und nicht aufgrund populistischer Aus-
gangsthesen zu diskutieren.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dolzer von der
Fraktion DIE LINKE hat das Wort.

Martin Dolzer DIE LINKE: Liebe Hamburgerinnen
und Hamburger, liebe Kolleginnen und Kollegen,
Frau Prasidentin! Ich trauere um 130 Opfer des
Massakers des Islamischen Staates in Paris. Mein
Beileid gilt ihren Angehdrigen und Freunden. Ich
denke aber, eine neue Dimension des Terrors des
IS ist das nicht. Nur haben die menschenfeindli-
chen Kampfer dieses Mal hauptsachlich Europae-
rinnen und Europder in einer westeuropaischen
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Metropole zum Ziel gehabt. Ich war Ende Oktober
in Rojava in Nordsyrien und habe mit Augenzeu-
gen und Verwandten gesprochen, die erzahlten,
dass am 26. Juni in der Nacht turkische Grenzsol-
daten Kampfer des Islamischen Staats Uber die
Grenze nach Kobani lie3en, die dann 256 wehrlo-
se Menschen in ihren Wohnungen abschlachteten.
Ich trauere um jeden dieser Menschen, darunter
viele Alte und Kinder; leider wurde hier darlber viel
zu wenig gesprochen. Und wie Frau Moller trauere
ich auch um die Menschen in der Turkei, die bei
den Selbstmordanschldgen in Suru¢ und Ankara
im Juli und Oktober getdtet worden sind, und um
224 Insassen eines russischen Flugzeugs, zu des-
sen Absturz (ber Agypten sich Anfang November
ebenfalls der IS bekannte.

(Beifall bei Dr. Ludwig Flocken AfD)

Ich finde es relativ unertraglich — das war aber
auch absehbar —, dass nun rechte Ordnungspoli-
tiker versuchen, die Toten von Paris fur hochst
fragwlrdige innen- und sicherheitspolitische
Zwecke auszuschlachten. Wie man hért, sollen die
Geheimdienste, der Verfassungsschutz und die
Polizei aufgerustet werden. Genau diese Logik
weist auch der Antrag der AfD auf, aber diesen
Aspekt sollten wir wirklich nicht betonen.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn der Terror des IS kommt nicht von allein,
sondern er kommt, weil im Mittleren Osten seit
Jahren, seit Jahrzehnten Krieg und Destruktion
herrschen. Die EU ist daflir mitverantwortlich und
auch Hamburg mit Waffenexporten und einer ag-
gressiven Aulenpolitik.

(Dirk Nockemann AfD: Und Sie wollen jetzt
Polizeiabbau!)

Es ist nicht gut, dass Angela Merkel kurz vor den
Wahlen Herrn Erdogan besucht hat, der daflr ver-
antwortlich ist, dass noch immer Stellungen der
Selbstverteidigungskrafte in Rojava in Nordsyrien
von der turkischen Armee beschossen werden,
dass sogar bombardiert wird, um zu verhindern,
dass der letzte offene Grenzibergang Jarabulus
zwischen dem IS in Syrien und der Turkei wie an-
dere auch befreit wird. Ich denke, das ist nicht gut.
Es muss endlich damit Schluss gemacht werden,
dass der Turkei ein Freibrief gegeben wird dafir,
dass sie weiter Waffen an den IS liefert, Ol vom IS
kauft und so weiter und so fort.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Nockemann
AfD: Es geht um die Sicherheit Hamburgs,
Herr Dolzer!)

Darin liegen die wirklichen Grunde dafir, dass der
IS seinen Terror ausbreitet. Und daflr sind wir alle
verantwortlich, auch der Senat. Wir missen die
Waffenexporte stoppen, wir missen die kriege-
rische Politik stoppen. Dann wird der IS auch lang-
stig zu vernichten sein. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Jarchow von der
FDP-Fraktion bekommt das Wort.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Erlauben Sie mir, dass ich
mich etwas mehr als mein Vorredner auf die deut-
sche und Hamburger Situation konzentriere.

(Beifall bei der FDP)

Herr Kollege Nockemann, um vorweg etwas Positi-
ves zu sagen: Ich bin sehr froh und dankbar, dass
Sie davon abgesehen haben, diese sehr ernsten
Fragen mit den Flichtlingsthemen zu vermischen.
Ich gestehe, ich hatte ein wenig die Befiirchtung,
dass das so sein wirde. Ich bin dankbar dafr,
dass das nicht so ist, und dabei sollten wir auch
bleiben.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU und der SPD)

Die Uberschrift lautet: Der I1S-Terror ist in Europas
Metropolen angekommen. Ich denke, er ist nicht
erst jetzt angekommen, sondern bereits vor sehr
viel langerer Zeit. Wie Sie erwahnt haben, hat das
in Hamburg bereits vor 15 Jahren eine unrihmli-
che Rolle gespielt, ob dieser Terror nun Al Qaida
oder IS oder welches Etikett auch immer tragt. Er
ist austauschbar und lenkt im Umgang damit von
den eigentlich wichtigen Fragen ab. Der Terror ist
nicht nur angekommen, sondern er entstammt, wie
schon in Madrid und London, leider der Mitte der
hiesigen Gesellschaft beziehungsweise der Gesell-
schaften in Europa, insbesondere in Frankreich.
Auch wenn die Motivation, die er in Europa hat, re-
lativ neu ist, stehen dahinter im Prinzip dieselben
psychischen und ideologischen Phanomene, wie
wir sie in der westlichen Welt schon viel langer von
verbrecherischen Terroristen kennen.

Hierbei ist aus unserer Sicht nach wie vor kein
hektischer Aktionismus, wie er sich auch in lhrer
Rede eben aulerte, bei der Bekdmpfung der bis-
her bekannten Phanomene von Terrorismus not-
wendig. Er hat sich nicht bewahrt und ist auch
nicht zielfihrend. Gerade Vorfalle wie in Paris,
Brissel, moglicherweise auch in Hannover — Ge-
naueres wissen wir nicht — auszuschlachten, um
wie Ublich alles an neuen Gesetzentwlrfen und
-verscharfungen aus der Schublade zu holen, hat
bisher in der Sache nie wirklich weitergeholfen und
wird es auch in Zukunft nicht tun.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der SPD
und bei Dr. Anjes Tjarks GRUNE)

Das konnte man in diesem Jahr sehr schmerzhaft
in Frankreich beobachten, wo die auch in Deutsch-
land gern angepriesenen Wundermittel wie Vor-
ratsdatenspeicherung und Ausnahmebefugnisse
nicht weitergeholfen haben. Wer den demokrati-
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schen Rechtsstaat in konstituierenden Prinzipien
und eine freiheitliche pluralistische Gesellschaft in-
frage stellt, spielt dem Terror in die Hande, der ge-
rade diese Lebensform verachtet und bekampft.

(Beifall bei der FDP)

Worum geht es? Aus unserer Sicht geht es einmal
darum, das Problem insofern zu bekampfen, als
wir uns zunehmend um das Ph&nomen der organi-
sierten Kriminalitdt kimmern mussen. Denn wie
auch die Vorfélle in Paris zeigen, weisen die Be-
schaffung von gefalschten Papieren und das Be-
schaffen von Kriegswaffen bei Terrorakten darauf
hin, dass die organisierte Kriminalitat ein grofRer
Unterstltzer dieser Terroristen ist. Die Strukturen
der organisierten Kriminalitdt in Europa und global
sind die zentrale logistische Basis fur das Handeln
auch der gegenwartigen Terroristen.

Die seit Langem andauernde konsequente Ver-
nachladssigung der OK-Bekampfung in Europa,
auch in Deutschland und in Hamburg, hat die Be-
dingung geschaffen, in der sich kleine unabhangi-
ge Terrorzellen und auch autonom radikalisierte
Einzelkdmpfer einfach und billig mit falschen Doku-
menten, schwarzen Geldern und Kriegswaffen ver-
sorgen konnen. Sich stets auf die plakative, aber
eher ineffiziente und oft auch ineffektive Bekamp-
fung einzelner Terroristen zu fixieren bringt unter
dem Strich fur die Sicherheit sehr wenig. Wenn
man die gegenwartigen logistischen Rahmenbe-
dingungen fir Terroristen in Europa nicht beizeiten
konsequent verandert, kann man beliebig viele
Ressourcen in die aufwendige Uberwachung ein-
zelner Gefahrder investieren — helfen wird das im
Zweifel nicht.

(Beifall bei der FDP)

Wir unterstiitzen grundsatzlich eine Verbesserung
der Ausstattung des Verfassungsschutzes, da in
der Vergangenheit die Erkenntnis der Bedrohungs-
lagen der Entwicklung zu oft hinterhereilen musste.
Eine verbesserte Ausstattung des Verfassungs-
schutzes wird allerdings nur dann etwas nultzen,
wenn man bereit ist, auf die von dort vorgebrach-
ten Lagebilder und Warnungen angemessen zu
reagieren, bevor etwas Spektakulares passiert.

Auch hier mussen wir einmal mehr anmerken,
dass es, wie schon viel zu oft, letztlich wenig
bringt, standig quartalsweise nach tagespolitischer
Nachrichtenlage die Ressourcen der Sicherheits-
behdrden umsteuern zu wollen. Terroristische
Strukturen muissen kontinuierlich und mit langem
Atem bekampft werden. Standige Rochaden fiih-
ren letztendlich nur dazu, dass man irgendwann
kaum noch einen Uberblick Uber die jeweilige Lage
hat. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Ekkehard WYy-
socki SPD)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wenn es keine weiteren Wortmeldungen zu
diesem Thema gibt, rufe ich das zweite, fiinfte und
sechste Thema auf — Olympia — angemeldet von
der SPD-Fraktion

Volkerverstindigend, nachhaltig, gut fiir
Hamburg: Diese Chance gibt's nur ein-
mal, deshalb JA beim Olympia-Referen-
dum

von der Fraktion DIE LINKE

NOlympia gewinnt: Zustimmung zu Olym-
pia im Sinkflug. Vernunft siegt liber Emo-
tionen

von der FDP-Fraktion

Olympia in Hamburg - diese Chance
muss Deutschland nutzen

Das Wort bekommt zunachst Herr Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Hamburg
steht am Sonntag vor einer Jahrhundertentschei-
dung.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

— Doch. Auch Sie stehen vor einer Jahrhundert-
Entscheidung; Sie haben sie leider offenbar schon
getroffen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wieso leider?)

— Wir geben die Hoffnung nicht auf, dass Sie ir-
gendwann noch einmal zur Vernunft kommen, weil
es so viele gute Argumente dafiir gibt.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Ergreifen wir, vielleicht das letzte Mal in der ersten
Halfte dieses Jahrhunderts, die Chance, dieses
Friedensfest nach Deutschland und nach Hamburg
zu holen, oder nicht? Es sei allen, die in diesen Ta-
gen zweifeln, ob es nicht auch noch einen anderen
Zeitpunkt gabe, gesagt: Es gibt diese eine Chance
— und Hamburg hat eine sehr, sehr groRe Chan-
ce —, und es ware fahrlassig im Hinblick auf die Zu-
kunft dieser Stadt, diese Chance an Hamburg vor-
beiziehen zu lassen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Es sind in den letzten Tagen auch noch viele Argu-
mente dazugekommen. Das Nachhaltigkeitskon-
zept

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ui!)

ist fertig geworden, das Punkt fir Punkt anhand
vieler einzelner Projekte noch einmal deutlich
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macht: Dies werden die nachhaltigsten Olympi-
schen und Paralympischen Spiele aller Zeiten.

(Beifall bei der SPD, der CDU und den
GRUNEN)

Und es ist eine Vereinbarung mit der Hafenwirt-
schaft geschlossen worden. Naturlich, das ist klar,
ist es ein schwieriges Thema, einvernehmlich
einen Umzug mit einer vernlnftigen Perspektive
fur die Unternehmen und, was uns ganz beson-
ders wichtig ist, die Arbeitsplatze zu erreichen. Wir
sind auf einem guten Weg. Das machen wir ge-
meinsam, Olympia und die Zukunft des Hafens.
Einen schénen Dank an alle, die das unterschrie-
ben haben.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, verein-
zelt bei der CDU und bei Carl-Edgar Jar-
chow FDP)

Zudem gab es in den letzten Tagen zahlreiche
Wabhlaufrufe, von Gewerkschaftern beispielsweise,
und es gab Erklarungen von den Behindertenver-
banden. Es lasst sich jetzt schon sagen: Mit den
Paralympischen Spielen und dem Thema Olympia
der guten Arbeit werden wir den Beweis antreten,
dass es auch die sozialsten Olympischen und Pa-
ralympischen Spiele aller Zeiten werden.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und bei Carl-Edgar Jarchow FDP)

Wahrend die Gegner vor allem damit beschaftigt
sind, Bahnhofsvorplatze zu beschmieren oder
Strallensperrungen durchzuflihren, haben wir
gestern gesagt, dass wir uns noch einmal zusam-
mentun wollen, Uberparteilich, interfraktionell, mit
Migrantenverbanden, mit Sportvereinen, die in der
Flichtlingsarbeit sehr viel leisten, um in dieser Si-
tuation zu sagen: Olympia und die Herausforde-
rung der Flichtlingsunterbringung, das ist kein Ge-
gensatz, sondern das geht zusammen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und bei Carl-Edgar Jarchow FDP)

Und auch das muss man immer wieder sagen: Wir
kénnen es mit Olympia schaffen, einen neuen
Stadtteil zu erschlieRen, mit 8 000 Wohneinheiten,
ein Drittel davon o6ffentlich geférdert. Wir werden
neue Arbeitsplatze schaffen, im Baubereich, im
Dienstleistungsbereich. Und, ganz wichtig: Der In-
tegrationsmotor Sport ist der entscheidende Motor,
an sehr vielen Stellen Integration zu erreichen. Das
gelingt mit Olympischen Spielen und mit dem Sport
gemeinsam.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und bei Carl-Edgar Jarchow FDP)

Gerade in diesen Tagen — wir hatten die Diskussi-
on eben — muss es doch darum gehen, dass wir
von Hamburg aus ein Zeichen setzen, ein Zeichen
des Friedens, dass wir einen Beitrag dazu leisten,
Bricken zu bauen. Das muss unser Anspruch

sein, und genau das ist auch der Auftrag, den un-
sere Verfassung uns gegeben hat, friedensstiftend
zwischen den Vodlkern einen Beitrag zu leisten.
Deshalb sind die Olympischen und Paralympi-
schen Spiele genau der richtige Weg.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und bei Carl-Edgar Jarchow FDP)

Das will ich auch all jenen noch einmal sagen, die
sich in diesen Tagen vielleicht Sorgen machen
Uber Sicherheit, und die ein bisschen Angst haben.
Naturlich machen sich alle Sorgen. Schauen wir
doch einmal kurz nach Paris. Sie haben nicht eine
Sekunde uberlegt, ob sie die EM 2016 absagen
oder die Olympische Bewerbung fir 2024 zurtick-
ziehen. Sie haben gesagt, jetzt erst recht. Nehmen
wir uns an Paris ein Beispiel, und sagen auch wir
den Menschen, jetzt erst recht. Das muss unser
Anspruch sein.

(Beifall bei der SPD, der CDU und den
GRUNEN)

Denn, auch das muss man einfach sagen, wenn
man wegen Terrorangst Olympische Spiele ab-
sagt, dann haben die Terroristen gewonnen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Darum geht's
doch gar nicht!)

Das kann niemals unser Anspruch an eine freie
Welt sein.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und vereinzelt bei der FDP)

Wir machen mit unserem Konzept ein Angebot an
die Stadt und an das I0C. Wir haben Kritik aufge-
nommen. Wir haben sehr viel und breit diskutiert,
haben wirklich vieles einflieRen lassen, haben
auch auf Fehler und Skandale, die es im Sport und
bei grolten Bauprojekten gegeben hat, reagiert. Es
gibt immer zwei Moglichkeiten, wie man damit um-
geht. Geht man damit so um wie DIE LINKE, die
sagt, wir meckern, wir stellen uns an die Seite, wir
gehen ins Abseits, oder macht man ein Angebot,
das besser ist, das auf Fehler und Skandale rea-
giert? Wir entscheiden uns fir den konstruktiven
Weg, das ist der bessere.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und vereinzelt bei der FDP)

Deshalb ein grolRer Dank an alle, die das in diesem
Haus mitgetragen haben; wir haben viel gemein-
sam diskutiert. Ein groRer Dank an die vielen Un-
terstitzer in Hamburg und anderswo, die einen
ganz groRen Weg gemeinsam mit uns beschritten
haben.

(Glocke)

Jetzt geht es in den letzten Tagen um Folgendes
— das ist auch der Schlusssatz —: Sagen Sie am
Sonntag Ja zu Olympischen und Paralympischen
Spielen. — Vielen Dank.
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(Dr. Andreas Dressel)

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und vereinzelt bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Trepoll von der
CDU-Fraktion bekommt das Wort.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Lieber Herr Dressel, ich be-
wundere lhren Elan, mit dem Sie immer noch da-
bei sind, DIE LINKE zu uberzeugen. Ich habe da
eine andere Einschatzung.

(Beifall bei der CDU — Dr. Andreas Dressel
SPD: Die Hoffnung stirbt zuletzt!)

— Die Hoffnung stirbt zuletzt.

41 Sportarten, vier Wochen, eine Stadt. Noch vier
Tage bis zur Entscheidung, die heile Phase des
Olympia-Abstimmungsmarathons hat begonnen.
Am kommenden Sonntag wissen wir, ob Hamburg
weiterhin Feuer und Flamme fir Olympische und
Paralympische Spiele im Jahre 2024 in Deutsch-
land ist. Die letzten Umfragen zeigen, dass trotz
der schwierigen politischen GroRwetterlage auch
weiterhin eine deutliche Mehrheit der Menschen fur
Olympia ist.

(Heike Sudmann DIE LINKE: 53 Prozent!)

Ich war, ehrlich gesagt, froh, als ich mir die Ergeb-
nisse angeschaut habe, wie gro die Unterstit-
zung bei unseren CDU-Anhangern ist: fast genau-
so grofl wie bei den Anhangern der SPD. Das
zeigt, dass wir an einem Strang ziehen koénnen,
wenn es um die Interessen der Stadt geht.

(Beifall bei der CDU, der SPD und den
GRUNEN)

Bemerkenswert ist, dass die Zustimmung in
Deutschland fir Olympia nach den Terroranschla-
gen von Paris noch einmal zugenommen hat. Ich
sage lhnen: Das ist genau die richtige Reaktion,
die die Menschen in Deutschland zeigen. Wir las-
sen uns nicht einschichtern. Unsere Freiheit muss
starker sein als der Terror, das hat uns nicht zu-
letzt damals Helmut Schmidt mit seiner sehr klaren
Haltung gegenuber Terrorismus vorgemacht.

Die Menschen wollen mit dem gréten Sportereig-
nis der Welt ein Zeichen setzen fir ein friedliches
Miteinander, fur fairen Wettbewerb, fur Voélkerver-
standigung und fiir Zuversicht statt Angstlichkeit.
Das ist genau die Antwort, die wir uns als Olympia-
begeisterte wiinschen, und deshalb kann aus un-
serer Sicht die Antwort nur lauten: Ja zu Olympi-
schen und Paralympischen Spielen in Hamburg.
Gerade jetzt.

(Beifall bei der CDU, der SPD, vereinzelt bei
den GRUNEN und bei Carl-Edgar Jarchow
FDP)

Verbunden mit dem groRen Zuzug von Flichtlin-
gen nach Deutschland und Hamburg stellen sich

viele Menschen die Frage, ob Hamburg sich die
Spiele Uberhaupt noch leisten kann. Zu dieser Fra-
gestellung sagen wir mit aller Uberzeugung Nein.
Denn, meine Damen und Herren, es ist keine Fra-
ge des Konnens, es ist eine Frage des Wollens.
Deshalb muss sich Hamburg gerade jetzt die
Olympischen Spiele leisten. Das ist unsere Ant-
wort. Die Alternative ware doch, auf eine Zeit zu
warten, die es in den vergangenen Jahrzehnten
nicht gab, die es heute nicht gibt und die es auch
in Zukunft nicht geben wird, namlich eine Zeit, in
der keine Krise herrscht und in der es keine
groen Herausforderungen gibt. Glauben die
Olympiaskeptiker ernsthaft, dass Hamburg mit ei-
ner Olympiabewerbung warten soll, bis dieser
— oder hoffentlich bald ein anderer — Senat keine
Probleme mehr zu bewaltigen hat? Wir sollten auf
den Modernisierungsschub und die Wachstumsim-
pulse, die daraus hervorgehen kdnnen, nicht ver-
zichten. Das kann Hamburg fur Jahrzehnte nach
vorn bringen. Wir sagen deshalb: Gerade jetzt
muss Hamburg sich um die Olympischen Spiele
bewerben.

(Beifall bei der CDU, der SPD, der FDP und
vereinzelt bei den GRUNEN)

Ich habe mir gestern durch Zufall angesehen, was
fir einen Klamauk die Kollegen von der LINKEN
veranstaltet haben, die eine Hauptverkehrsstralle
dichtgemacht haben, um zu beweisen, dass in den
vier Wochen nur die Funktiondre unsere Stral3en
benutzen durfen. Darliber muss ich wirklich lachen.
Frau Sudmann verteidigt den Stralenverkehr, die
Mutter Courage unserer Hauptverkehrsstraflen
und Autofahrer. Herzlichen Dank, Frau Sudmann.
Das Engagement konnen Sie 6fter an den Tag le-
gen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, der FDP, ver-
einzelt bei den GRUNEN und bei Dr. Ale-
xander Wolf AfD)

Wir debattieren oft Gber das Thema Inklusion. Hier
haben wir eine tolle Mdglichkeit, mit den Paralym-
pischen Spielen das Bewusstsein und die Mdglich-
keiten fir die Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen am oOffentlichen Leben und am Sport, der
Menschen in all ihrer Unterschiedlichkeit verbindet,
in unserer Stadt zu erweitern und zu starken. Das
sollten wir nicht einfach unter den Tisch fallen las-
sen, und deshalb Ja zu Olympischen und gerade
auch zu Paralympischen Spielen in unserer Stadt.

(Beifall bei der CDU, der SPD, der FDP und
vereinzelt bei den GRUNEN)

Es ist unsere Aufgabe als Politiker, bei den Bur-
gern wieder fir mehr Zuversicht und mehr Vertrau-
en in unsere Organisationsfahigkeit und die der 6f-
fentlichen Hand zu werben. Natirlich gibt es Un-
wagbarkeiten, aber die Chancen fir die Menschen
in unserer Stadt Uberwiegen, das muss man doch
auch angesichts der Risiken einmal aussprechen.
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(André Trepoll)

Gegen etwas zu sein ist immer einfacher, als fir
etwas zu sein. Aber mit Bequemlichkeit und de-
struktiver Haltung

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

werden wir selten etwas Neues schaffen, Frau
Sudmann.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Sich auf dem Erreichten auszuruhen ist auf Dauer
einfach zu wenig. Ich erhoffe mir daher, dass viele
Birger am Sonntag noch den Weg ins Wahllokal
finden, am Olympia-Referendum teilnehmen und
Ja sagen zu Olympischen Spielen in Hamburg.
Meine Damen und Herren, Hamburg kann Olym-
pia. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und bei Carl-Edgar Jarchow FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Tjarks von der
GRUNEN Fraktion bekommt das Wort.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Uber 500 000 Abstimmen-
de vier Tage vor Schluss — eventuell erreichen wir
bei diesem Referendum eine hdéhere Wahlbeteili-
gung als bei der Burgerschaftswahl. Man muss
konstatieren, allen Unkenrufen zum Trotz: Dieses
Referendum ist nicht nur sehr erfolgreich, es hat
sich auch als Instrument bewahrt.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der CDU)

Wir GRUNE haben immer gesagt, dass wir eine
echte Beteiligung der Menschen in dieser Stadt an
der Olympia-Planung wollen. Dieses Versprechen
wurde mit vielen Stadtwerkstatten, mit vielen Fo-
ren, mit vielen Absichtserklarungen eingel6st. Wir
wollen dieses Referendum nicht nur gewinnen,
sondern auch nach dem Referendum gilt: Die Be-
teiligung geht weiter.

Die Uber 500 000 Abstimmenden zeugen auch da-
von, dass die Hamburgerinnen und Hamburger
sehr wohl in der Lage sind zu entscheiden. Sie
sind in der Lage dazu, weil die Informationsbasis
fur dieses Referendum, die wir zur Verfligung ge-
stellt haben, in puncto Finanzen, Nachhaltigkeit,
Mobilitdt und Sicherheit eine gute Grundlage ist.
Es ist eine Informationsgrundlage, auf der man mit
gutem Gewissen Ja sagen kann.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der
CDU und der FDP)

Die "taz" hat neulich geschrieben, Olympia sei ei-
nes der heilResten Smalltalk-Themen der Stadt.
Wenn man im Freundeskreis oder in der Politik
Uber Olympia diskutiert, diskutiert man Uber vieles,
aber selten Uber das Sportereignis als solches. Ei-
gentlich ist der Hauptgrund, warum man fir Olym-

pia sein muss, die Tatsache, dass wir ein volker-
verstandigendes Sportereignis haben. Gerade in
diesen Zeiten ist das ein Zeichen der Hoffnung,
und gerade in diesen Zeiten wollen wir das deswe-
gen unterstitzen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der CDU und der FDP)

Was aulRerdem immer vergessen wird, ist, dass wir
uns nicht nur um die Olympischen Spiele, sondern
auch um die Paralympischen Spiele bewerben.
Wer sich nicht nur den Film "GOLD — Du kannst
mehr als du denkst" angeschaut hat, sondern
auch, was die Paralympics in London bewirkt ha-
ben, der weil}, dass paralympische Wettbewerbe
im Fernsehen Ubertragen werden und die Stadien
haufig ausverkauft sind, der versteht auch, wel-
chen Schub Paralympische Spiele fiir unsere Ge-
sellschaft, fir unseren Gedanken von der Inklusion
bedeuten kénnen. Auch und gerade deswegen
mussen wir uns flur diese Spiele bewerben.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der CDU und der FDP)

Wir bewerben uns um das gréRte Sportereignis
und wollen es in neun Jahren austragen. Daflr ha-
ben wir einen Finanzreport vorgelegt, der fur die-
sen frlhen Zeitpunkt wirklich eine gute Qualitat
hat. Wir werden uns mit dem Bund einigen und
wollen den Hamburger Haushalt nicht ruinieren.
Genau dieses Versprechen miissen wir als rot-gri-
ne Koalition den Birgerinnen und Blrgern unserer
Stadt geben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir stehen — eines der Hauptargumente — vor der
groen Herausforderung, viele Wohnungen in
Hamburg bauen zu missen. Ich modchte, dass
Hamburg sich als Stadt weiterentwickelt. Ich mdch-
te, dass wir einen neuen Stadtteil bauen, einen
Stadtteil, der hdéchsten Nachhaltigkeitsstandards
genugt, der die Platinnorm der Deutschen Gesell-
schaft fur Nachhaltiges Bauen erfillt, einen Stadt-
teil, in dem zwei Drittel der Flache entsiegelt und
autoarm geplant wird. Ich mdchte, dass wir diesen
Stadtteil in der Stadt realisieren, und auch dafur
brauchen wir die Olympischen Spiele.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Nicht zuletzt gilt angesichts des vor Kurzem pra-
sentierten Nachhaltigkeitskonzepts: Wir wollen kili-
maneutrale Olympische Spiele. Wir wollen, dass
das Nachhaltigkeitskonzept in guten Handen ist.
Wir wollen, dass sich Hamburg mit diesem Kon-
zept fur Olympia bewirbt, dass die Luftqualitat bes-
ser wird. Wir sagen deswegen Ja zu Olympia und
hoffen, dass wir das Referendum am Sonntag ge-
winnen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der CDU und der FDP)
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Prasidentin Carola Veit: Herr Yildiz von der Frak-
tion DIE LINKE hat das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wir sagen Ja zu dem olym-
pischen Gedanken von Voélkerverstandigung und
Begegnung der Weltjugend, aber wir sagen Nein
dazu, dass aus diesem Gedanken reiner Kommerz
gemacht worden ist, was dazu fiihrt, dass in den
Landern, in denen Olympia stattgefunden hat, die
Menschen fir 16 Tage Feiern 16 Jahre zahlen
mussen. Verdrangung findet statt, die Mieten stei-
gen. Das I0C und die Sponsoren sind steuerbe-
freit, das steht so auch im jetzigen Vertrag. Wir
mussten Knebelvertrdge unterschreiben, unter de-
nen wir Jahre und Jahrzehnte leiden wirden.

(Beifall bei der LINKEN)

Das sind Griinde dafiir, dass die Stimmung in
Hamburg gekippt ist.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist ja eine
merkwurdige Wahrnehmung!)

Vor sechs Monaten gab es eine Umfrage, nach der
64 Prozent der Hamburgerinnen und Hamburger
fur die Spiele waren. Jetzt sind es 53 Prozent.

(Milan Pein SPD: Ach so, und das ist eine
Minderheit?)

Ich frage mich: Wie kann man einen Vertrag unter-
schreiben, nach dem wir als Stadt Hamburg fir et-
wa 15 bis 20 Milliarden Euro haften und das Inter-
nationale Olympische Komitee und Sponsoren
steuerbefreit sind? Wie kénnen wir einen Vertrag
unterschreiben, der Uber unser Grundrecht auf
Versammlungsfreiheit und Demonstrationsfreiheit
entscheidet?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist nach-
weislich widerlegt! — Gegenruf von Heike
Sudmann DIE LINKE: Das ist nicht widerlegt
worden! — Gegenruf von David Erkalp CDU:
53 Prozent sind doch keine Minderheit! —
Zurufe aus dem Plenum — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Sie kénnen sich alle zu Zwi-
schenbemerkungen und Zwischenfragen melden,
das Wort hat aber jetzt Herr Yildiz.

Mehmet Yildiz DIE LINKE (fortfahrend): De facto
wird mit diesem Vertrag unsere eigene Verfassung
auller Kraft gesetzt.

Wie kdénnen wir eine Bewerbung zulassen, wenn
bei den Olympischen Spielen, die in den letzten
Jahren und Jahrzehnten geplant worden sind, die
Kosten durchschnittlich um 140 bis 160 Prozent
gestiegen sind? London zum Beispiel plante mit
4,8 Milliarden Euro, tatsachlich sind es fast
14,8 Milliarden Euro geworden.

Herr Scholz und die Beflirworter sagen, dass die
Hamburgerinnen und Hamburger fur nur 1,2 Milli-
arden Euro haften wirden. De facto steht im Ver-
trag, dass wir fiir alle Ausgaben haften missen.

(Milan Pein SPD: Haften?)

In der Kostenzusammenstellung sind etwa 3,6 Mil-
liarden Euro flr das olympische Dorf aufgelistet,
ohne Medienzentrum. Es gibt keine Zusage vom
Bund. Es gibt keine Zusagen von privaten Investo-
ren, die diese Investitionen tatigen wollen. Der
Hamburger Senat sagt, dass er Kostensteigerun-
gen, wie es sie in den vergangenen Jahren immer
gegeben hat, bericksichtigt habe. Ich méchte mit
einem Beispiel deutlich machen, wie unrealistisch
die Berechnung ist. Sie planen fiir Gber 100 Sport-
statten und das Stadion etwa 2 Milliarden Euro ein.
In allen anderen Landern der Welt hat allein das
Stadion zwischen 1,5 und 3 Milliarden Euro gekos-
tet, und Sie wollen 2 Milliarden Euro fir das Ge-
samte zahlen.

(Milan Pein SPD: Das stimmt doch nicht!
Das ist doch keine Marchenstunde!)

— Lesen Sie erst einmal |hre eigenen Drucksachen,
statt mir etwas zu unterstellen.

(Dirk Kienscherf SPD: Da steht doch drin,
was das Olympiastadion kostet!)

Sie haben in den letzten Tagen und Wochen ver-
sucht, mit Unwahrheiten zu argumentieren.

(Zurufe aus dem Plenum — Milan Pein SPD:
Aber ich darf doch noch lachen? — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Aber bit-
te nicht lauter, als Herr Yildiz spricht, der das Wort
hat.

Mehmet Yildiz DIE LINKE (fortfahrend): Ich finde,
Sie sollten sich einmal mit den Argumenten befas-
sen.

(Beifall bei der LINKEN und der FDP)

Wir sal3en mit Herrn Dressel zusammen auf einem
Podium. Es wird behauptet, durch Olympia wirden
alle Sportstatten saniert. Das ist reine Tauschung.
Durch Olympia werden nur 62 Sportfelder,
37 Sporthallen und 12 Schwimmhallen saniert.

(Zurufe von der SPD: Nur?)

Wissen Sie, wie viele Sportstatten und Sportfelder
wir in Hamburg haben?

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist zusatzlich! —
Daniel Oetzel FDP: Dann lieber gar nichts
sanieren, oder was?)

Etwa 1 600. Davon ist die Halfte marode, und da-
fur gibt es kein Geld, aber fir Olympische Spiele
werden Milliarden ausgegeben.

(Beifall bei der LINKEN)
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(Mehmet Yildiz)

Es wird behauptet, durch Olympia wirden zusatz-
lich U- und S-Bahn-Haltestellen gebaut. Durch un-
sere Schriftliche Kleine Anfrage und auch im Sport-
ausschuss wurde bestatigt, dass durch Olympia
nur der Kleine Grasbrook ausgebaut wird, nichts
anderes. Damit versuchen Sie, in der Offentlichkeit
Stimmung zu machen.

(David Erkalp CDU: Sie doch auch! — Philipp
HeiBner CDU: Und Sie machen keine Stim-
mung, oder was?)

In Harburg werden Kinderprojekte fir 90 000 Euro
geschlossen, aber Sie finden auf einmal Milliarden
fur Olympia. Das zeigt, welchen Wert Kinder und
Jugendliche bei lhnen haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Daher fordern wir, dass das Geld fur den Breiten-
sport, fir den Schulsport, fur Kinder und Jugendli-
che ausgegeben wird. Wir sagen Nein zu Olympia,
Nein zu Milliarden-Schulden, Nein zu Verdrangung
und Nein zu Mietensteigerungen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN — Daniel Oetzel
FDP: Nein zu den Fakten!)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Suding
von der FDP-Fraktion das Wort.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Herr Yildiz, was Sie heute
schon wieder abgeliefert haben, erinnert mich ir-
gendwie an den beriihmten Pawlow’schen Reflex.
Sie kennen das: Da gibt man einem Hund Futter
und ldutet mit einem Gléckchen. Wenn man das
ein paarmal wiederholt, dann fliel3t bei dem Hund
schon der Speichel, wenn man einfach nur das
Gloéckchen lautet, da braucht man gar kein Futter
mehr zu geben. Genau so funktioniert es mittler-
weile auch bei der LINKEN und beim Thema Olym-
pia. Man braucht blof3 das Stichwort der Olympi-
schen Spiele in Hamburg zu nennen, dann wird re-
flexhaft eine ganze Agenda von Vorurteilen, von
Halbwahrheiten und von apokalyptischen Szenari-
en heruntergeleiert, vollig egal, wie oft wir das
schon widerlegt haben,

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
vereinzelt bei den GRUNEN)

wie absurd oder konstruiert das ist. Ich verstehe
nicht, dass lhnen das nicht langsam ein bisschen
unangenehm ist.

Ich will nur einmal zwei Beispiele herausgreifen. Es
wird allen Ernstes pauschal behauptet, dass in
Hamburg durch Olympia Uberall alles viel, viel teu-
rer wurde, von der Miete bis zum Nahverkehr. Ich
kann lhnen nur raten, fahren Sie doch einmal nach
Barcelona, der Olympiastadt in Europa, die wohl
am ehesten mit Hamburg vergleichbar ist. Dort hat
namlich der neue Stadtteil Vila Olimpica zur Ent-
spannung des Mietenmarktes beigetragen.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Wo haben
Sie das denn her? — Heike Sudmann DIE
LINKE: Wo haben Sie sich denn schlau be-
macht?)

Dort haben die ErschlieBung der wunderbaren
Wasserlage und der Ausbau der Infrastruktur zur
Verdreifachung der Touristenzahlen seit 1992 bei-
getragen, aber eben nicht zur Verdreifachung der
Mieten.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Und dort ist das Image einer schénen, alten und zu
neuem Leben erweckten Weltmetropole Grundlage
fur die wirtschaftliche Prosperitat einer ganzen Re-
gion geworden. All das, meine Damen und Herren,
kann und wird auch fir Hamburg gelten, und des-
halb sagen wir ganz klar Ja zu Olympia.

(Beifall bei der FDP, der SPD und vereinzelt
bei den GRUNEN)

Aber statt darliber ernsthaft zu diskutieren, schmei-
Ren die Kollegen von der LINKEN mit unbewiese-
nen Horror-Behauptungen um sich und scheuen
auch nicht vor dem Schulterschluss mit der Gewalt
der Stralle zurlck, die sich die olympische Idee
aus ideologischen Griinden zum Feind erkoren
hat. Sie distanzieren sich eben nicht von zerstorten
Pro-Olympia-Plakaten, von beschmierten Hausern,
von gestorten Veranstaltungen

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Lacher-
lich!)

und gesperrten Stralden.
(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Sie reden Sachbeschadigung und Nétigung als an-
gebliche Volksinitiative schén. Sie versuchen ein
Klima der Angst zu erzeugen, Angst vor einer
groRen Herausforderung, die in Wahrheit eine rie-
sengrof3e Chance ist.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der
CDU - Heike Sudmann DIE LINKE: Sie
wollten doch mit Argumenten kommen und
nicht mit Behauptungen!)

Ich finde das verwerflich. Wir gehen da kein Stlick
mit. Wir sagen Ja zu Olympia, Ja zur Jahrhundert-
chance fur Hamburg.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Die Chancen fir unseren Weltruf, fir unsere Infra-
struktur, fur Sport- und Stadtentwicklung in Ham-
burg sind und bleiben einmalig; wir haben es be-
reits mehrfach und im Detail thematisiert. Die Pla-
nungen sind dkologisch und 6konomisch verant-
wortlich. Wer, wenn nicht wir in Hamburg, konnte
mit einer Bewerbung beweisen: Olympia geht um-
weltvertraglich und nachhaltig. Olympia geht trans-
parent und demokratisch. Olympia geht ohne Gi-
gantomanie, aber mit Augenmalfd. Zeigen wir das
der ganzen Welt.
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(Katja Suding)

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD und der CDU)

Wir tragen damit in Hamburg auch ein Stick Ver-
antwortung, die weit Uber unsere Stadt und Uber
Deutschland hinausreicht. Es ist namlich auch, und
ich glaube, das kann man so pathetisch sagen, ein
kleines Stlickchen wahrgenommene Weltverant-
wortung, die wir hier ausfiillen.

Die Finanzierung finden wir im Prinzip realistisch
gerechnet. Sollte sich gegen alle Erwartungen, ge-
gen die neusten Signale des Bundes und gegen
die Bemuhungen des Biirgermeisters herausstel-
len, dass der Kostenrahmen fir Hamburg eben
nicht tragbar ist, dann hat diese Blrgerschaft der-
zeit im Prozess immer die Méglichkeit, die Bewer-
bung wieder zu stoppen, und diese Madglichkeit
wurden wir auch nutzen. Ein Automatismus ist mit
einem Ja zu Olympia am Wochenende eben nicht
verbunden. Spiele um jeden Preis wird es nicht ge-
ben, diese Sorge kénnen wir den Hamburgerinnen
und Hamburgern nehmen.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
vereinzelt bei den GRUNEN)

Ich bin sicher, dass die Chancen im Interesse un-
serer Stadt fur eine verantwortungsvolle Bewer-
bung und fur eindrucksvolle Spiele gut sind. Gegen
Kleingeistigkeit, Provinzialitdt und ideologisches
Parteiengezank, liebe Kollegen von der LINKEN,
aber mit dem Mut zur Gestaltung der Zukunft unse-
rer Stadt unterstitzen wir die Pro-Olympia-Kam-
pagne. Wir Freien Demokraten rufen gemeinsam
mit der SPD, mit der CDU und den GRUNEN alle
Hamburger auf: Nehmen Sie am Referendum teil,
stimmen Sie mit Ja, und votieren Sie so flr die rie-
sengrofde Chance Hamburgs. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
vereinzelt bei den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat als letzter Red-
ner der ersten Runde der Fraktionen Herr Dr. Wolf
von der AfD-Fraktion das Wort.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Vielen Dank. — Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Das Referendum geht auf die Zielgerade, und so-
wohl das Ja- als auch das Nein-Lager versuchen
sich noch einmal in den Sprints zum Finish.

(André Trepoll CDU: Auf welcher Seite sind
Sie denn?)

Mir persénlich tut es leid, dass unsere Fraktion
zum jetzigen Zeitpunkt den Hamburger Burgern
nicht empfehlen kann, mit Ja zu stimmen.

(Michael Kruse FDP: Wasch mich, aber
mach mich nicht nass!)

Ich persdnlich hatte es gern anders gehabt, aber
leider wurden nicht alle Hausaufgaben gemacht.

Man hat sich unnétig unter Zeitdruck gesetzt, und
nun sollen die Birger, ohne dass ausreichend vali-
de Daten vorliegen, Uber dieses GroRprojekt ab-
stimmen.

Grundsatzlich begriiRen wir, dass sich Hamburg
um die Ausrichtung der Olympischen wie der Pa-
ralympischen Spiele bewirbt. Die Olympischen
Spiele sind, trotz einiger Fehlentwicklungen
— Stichwort Gigantomanie, Missbrauch fur politi-
sche Zwecke — in der Vergangenheit ein vélkerver-
bindendes Element gewesen. Sie generieren
groBe Aufmerksamkeit. Bereits eine Bewerbung
hat positive Aspekte, so wird unter anderem der
Bekanntheitsgrad Hamburgs gesteigert. Hamburg
profitiert von der Durchfiihrung wirtschaftlich in vie-
lerlei Hinsicht; das haben die Vorredner bereits
ausgefuhrt. Auflerdem ist es eine sehr gute Gele-
genheit, einige stadtebauliche Projekte von groler,
zukunftsweisender Bedeutung schneller voranzu-
bringen, als es sonst der Fall ware.

Und nicht zuletzt ware es groRRartig und eine Ehre
fur Hamburg, den olympischen Gedanken zu be-
herbergen. Aber es gibt eben erhebliche finanzielle
Risiken, wie der Bericht des Hamburger Landes-
rechnungshofs aufgezeigt hat, die uns zu dieser
Skepsis flhren — nicht als Fundamentalopposition,
sondern wohliberlegt als Anwalt der Steuerzahler.

Ein Hauptproblem ist, dass das Referendum ei-
gentlich zu frih stattfindet, ndmlich zu einem Zeit-
punkt, an dem viele Kostenelemente noch nicht
hinreichend bekannt sind. Wir rdumen ein, dass
die Berechnungen des Senats relativ sorgfaltig vor-
genommen worden sind, und sie sind auch sehr
vorsichtig kalkuliert. Nicht eingepreist sind aller-
dings verschiedene Kosten, zum Beispiel Sicher-
heitskosten wie Polizei, weil dafiir andere Bundes-
lander und der Bund mit aufkommen werden.

Zum Zeitpunkt des Referendums — und das ist aus
meiner Sicht ein sehr wesentlicher Punkt — wird
der Anteil, den die Bundesregierung Ubernimmt,
noch nicht final beziffert sein und feststehen. Die
Verhandlungen dartber laufen zwar, man hort von
Signalen, aber belastbare Vereinbarungen sehen
anders aus. Und das werfen wir ganz konkret dem
Ersten Blrgermeister und dem von ihm geflihrten
Senat vor, dass er es nicht geschafft hat, in den
nicht nur Wochen, sondern Monaten von Beginn
der Bewerbungsuberlegungen bis zum 29. Novem-
ber eine verbindliche Zahlungszusage vom Bund
zu erhalten — von einer Bundesregierung, die von
den Parteigenossen des Ersten Burgermeisters
mitgetragen wird. Hierin liegt unseres Erachtens
ein wesentliches Versaumnis.

(Beifall bei der AfD)

Der Gastgebervertrag mit dem 10C beinhaltet Risi-
ken. Das IOC walzt alle Unwagbarkeiten auf die
Ausrichterstadt ab und halt sich selbst immer auf
der sicheren Seite. Nimmt das |IOC weniger Geld
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ein als erwartet, darf es den Vertrag einseitig an-
dern. Auch hier strauben sich einem die Haare.

Unsere Fraktion hat in diesem Haus mehrere An-
trage eingebracht, um Kritikpunkte konstruktiv zu
verbessern, die samtlich abgelehnt wurden. So for-
derten wir eine senatsunabhangige Expertise be-
zuglich der Zahlen fir das Referendum, um so zu
belastbaren Zahlen zu kommen. Wir haben bean-
tragt, das Referendum auf das Frihjahr 2016 zu
verschieben, auch um vorher eine verbindliche Ei-
nigung mit dem Bund herbeifiihren zu kénnen und
auf derart gesicherter Grundlage dann Ja sagen zu
kénnen. Leider sind Sie auch hierauf nicht einge-
gangen. Eine verlassliche Kosten-Nutzen-Analyse
liegt bis heute nicht vor. Ich meine, Hamburg sollte
nicht dem 10C und anderen Verhandlungspartnern
ausgeliefert sein. Die Bedingungen sollten zuvor
geklart werden.

Ich hatte heute gern etwas anderes gesagt, aber
leider kénnen wir guten Gewissens als seritse
Haushalter

(Heiterkeit bei der SPD)

den Blrgern zum jetzigen Zeitpunkt kein Ja zu
Olympia empfehlen. Aber eines empfehlen wir als
gute und Uberzeugte Demokraten jedem Burger:
Nehmen Sie am Sonntag am Referendum teil,
gleich, wie Sie abstimmen, dafiir oder dagegen.
Nutzen Sie Ihr demokratisches Recht zur Mitent-
scheidung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Das Wort erhalt der Erste Blrgermeister.

Erster Biirgermeister Olaf Scholz: Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Dreimal schon
seit 1972 hat Deutschland entschieden, sich um
Olympische Sommerspiele — und heute auch Pa-
ralympische Spiele — zu bewerben.

(Vizeprasidentin Antje Mdller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Dreimal war Hamburg dabei und ist dann bei den
ersten beiden Malen nicht zum Zuge gekommen.
Einmal, weil Berlin sich beworben hat und wir un-
sere Bewerbung aus Griinden der politischen Ein-
heit unseres Landes zugunsten der Stadt Berlin
zurlickgezogen haben — eine, wie ich fand, richtige
Entscheidung von Burgermeister Voscherau. Das
andere Mal, weil Deutschland entschieden hat,
sich mit Leipzig zu bewerben. Aber wir haben da-
mals schon gemerkt, dass der Funke in Hamburg
vorhanden ist und viele Menschen Feuer und
Flamme fiir Olympia sind. Man konnte die Enttau-
schung vieler Birgerinnen und Biirger dieser Stadt
deutlich sehen und spilren, als die Entscheidung
gefallen war.

Jetzt sind wir diejenigen, die fiir Deutschland die
Fahne tragen und versuchen sollen, erfolgreich zu
sein bei der Bewerbung um Olympische Sommer-
spiele und Paralympische Spiele 2024. Ich bin si-
cher, das ist eine Sache, die von den Burgerinnen
und Burgern dieser Stadt getragen wird und eine
so breite Zustimmung erfahrt, dass wir das Refe-
rendum mit einem erfolgreichen Ergebnis abschlie-
Ren werden.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Uberhaupt: Wir haben ein Referendum. Wir haben
es nicht deshalb, weil irgendjemand es gefordert
hatte, sondern weil wir selbst es haben wollten. Als
der Deutsche Olympische Sportbund uns an-
sprach, ob wir uns vorstellen kénnten, uns um die
Olympischen Sommerspiele 2024 zu bewerben,
haben wir Ja gesagt. Aber wir wollten gleich am
Anfang dieses Prozesses ein Referendum haben,
weil man die lange Strecke bis 2024 nur im Ein-
klang und im Einvernehmen gehen kann, im Schul-
terschluss zwischen den Birgerinnen und Burgern
dieser Stadt und ihrer Regierung und ihrer Blrger-
schaft. Deshalb gibt es an diesem Sonntag die
Moglichkeit, das abschlieBend zu entscheiden.
Das Referendum wird ein Alleinstellungsmerkmal
Hamburgs unter allen internationalen Bewerber-
stadten um die Olympischen Spiele sein.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Und natirlich wiinsche ich mir, wiinschen wir uns,
dass es nicht nur eine Mehrheit gibt, sondern eine
deutliche Mehrheit. Jede Stimme zusétzlich tragt
zu einem klaren Votum bei, dass man sich darauf
verlassen kann, dass diese Stadt hinter der Bewer-
bung steht. Darum hoffe ich, dass diejenigen, die
es noch nicht getan haben, die zugesandten Un-
terlagen noch ausflillen und abgeben oder am
Sonntag abstimmen, damit es ein mdglichst breites
Ergebnis flr Olympia gibt. Denn jede dieser zu-
satzlichen Stimmen ist wirklich eine Stimme, die im
internationalen Wettbewerb zahlt, und erhoht un-
sere Chance, erfolgreich zu sein.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Im Ubrigen sind die Olympischen Spiele natiirlich
ein idealistisches Bekenntnis. Die Jugend der Welt
kommt, um sich friedlich zu versammeln. Milliarden
schauen dabei zu. Viele fiebern mit und begeistern
sich. Das ist etwas, das unserer Kaufmannsstadt
ganz gut zu Gesicht steht. Aber bevor 2017 in Li-
ma die Entscheidung fallt, werden zwei andere
idealistische Bekenntnisse dieser Stadt Realitat
geworden sein. Eines davon Anfang des Jahres
2017 mit der Er6ffnung der Elbphilharmonie, ein
Bekenntnis zur Kultur, das weltweit wahrgenom-
men werden wird. Ich bin mir sicher, dass wir damit
zeigen: Wir sind eine Musikstadt. Wir wollen nicht
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nur als Kaufleute und als diejenigen wahrgenom-
men werden, die in Industriebetrieben arbeiten,
sondern wir wollen auch etwas tun fur die Musik
und die Kultur in dieser Stadt.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Und dann gibt es noch das Bekenntnis zur Wissen-
schaft. Am DESY wird XFEL eréffnet, ein groRer
Laser, der die Wissenschaftsstadt Hamburg welt-
weit bekannt machen wird. Alle werden sagen,
dass Hamburg insbesondere im Bereich der Mate-
rialforschung, die damit massiv verbessert wird,
weltweit an der Spitze der Wissenschaft steht.
Auch das ist ein Bekenntnis. Uns geht es nicht nur
um Handel, sondern eben auch um Wissenschaft.
Kultur, Wissenschaft und Sport — drei Hamburger
Bekenntnisse in einem Jahr, 2017.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Im Ubrigen sind die Chancen fir unsere Stadt, was
die Stadtentwicklung betrifft, auerordentlich. Da
muss man nicht auf London schauen, das sehr von
den Olympischen Spielen profitiert hat, aber schon
vorher eine sehr bekannte Stadt war. Man sollte
auf Stadte schauen, die uns ahnlich sind, zum Bei-
spiel Miinchen 1972. Minchen ist eine Stadt, die
nach der Erkenntnis aller, die sich damit beschéfti-
gen, sehr von den Olympischen Sommerspielen
profitiert hat, und deren eigentlicher Boom in der
Nachkriegszeit Uberhaupt erst mit den Olympi-
schen Sommerspielen 1972 verknipft ist.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Wer hat Ih-
nen das denn erzahlt?)

Oder man schaut auf Barcelona und die Moglich-
keiten, die sich nach den Olympischen Spielen dort
ergeben haben. Barcelona ist eine Stadt am Was-
ser wie wir und auch eine Stadt, die keine Haupt-
stadt ist. lhre internationale Bekanntheit hat dra-
matisch zugenommen, und sie hat sehr davon pro-
fitiert. Die Arbeitslosigkeit ist zurliickgegangen, und
mit der Beschaftigung ist es vorangegangen. Das
sind alles Dinge, die mit den Olympischen Spielen
verbunden waren.

Fir Hamburg gilt dasselbe. Auch wir werden von
Olympischen Sommerspielen und Paralympischen
Spielen profitieren — in der Stadtentwicklung und
im Hinblick auf die internationale Bekanntheit, in
Bezug auf unsere Wirtschaftskraft und den Wohl-
stand, den unsere Stadt hat.

(Beifall bei der SPD, der CDU und den
GRUNEN)

Das mdchte ich all denjenigen entgegenhalten, die
sagen, es gebe doch viele Aufgaben zu lésen,
warum dann diese noch obendrauf. Das ist genau
die falsche Sicht auf die Dinge. Tatsachlich kdnnen
wir nur mit dem Schub und den Méglichkeiten, die
sich zum Beispiel auch aus Olympischen Spielen

in dieser Stadt ergeben, die Kraft entfalten, eine
soziale Stadt zu sein und die vielen Aufgaben zu
bewaltigen, die sich uns stellen.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Es ist kein Zufall, dass in dieser Stadt geblhren-
freie Kitas vorhanden sind, dass es Ganztagsbe-
treuung an Grundschulen und weiterfihrenden
Schulen gibt, dass es ein geblhrenfreies Studium
gibt. All das ist das Ergebnis politischen Willens,
aber es ist auch das Ergebnis der ékonomischen
Grundlagen und des Wohlistands dieser Stadt, der
dies alles mdglich macht.

(Beifall bei der SPD, der CDU und den
GRUNEN)

Wir kénnten uns also international auch bewerben,
indem wir sagen, das alles ist bei uns so, denn all
diese Kriterien wirden wohl fir niemanden, der
sich um die Olympischen Spiele 2024 bewirbt,
auch so gelten.

Das Gleiche gilt Gbrigens flr den Wohnungsbau
und fur bezahlbare Wohnungen. Dass wir einen
massiven Wohnungsbau haben, dass Sozialwoh-
nungen gebaut werden und wir etwas dafir tun,
dass die Mieten im Griff behalten werden, ist das
Ergebnis von Anstrengungen, die hier unternom-
men werden. Wenn man das vergleicht mit ande-
ren Stadten, dann ist es hier besser als anderswo.
Hamburg ist eine Stadt, die von Olympia profitieren
kann und die sich davor nicht fiirchten muss.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Dann gibt es natirlich diejenigen, die immer gegen
alles sind und eben auch gegen Olympia. Wenn
man ihnen zuhdort, klingt das mehr wie eine Messe,
weil es von etwas handelt, das nicht auf dieser
Welt stattfindet — und auch nicht in diesem Ham-
burg. Das sind Dinge, die sind so wahr, dass die
Realitat dabei nur stort.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Darum haben Argumente auch in Bezug auf die-
sen Teil der Opposition in diesem Parlament sehr
wenig Sinn,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Liefern Sie
doch die Argumente!)

weil es niemals darum geht, ob es richtig oder
falsch ist. Es geht immer nur darum, dass diese
ewigen Wahrheiten verkindet werden, egal ob es
um eine Strallenecke geht, die wir umbauen wol-
len, oder um Olympia. Es sind immer die gleichen
Dinge, die dagegen gesagt werden. Und sie sind
niemals richtig, weil sie nichts zu tun haben mit
den wirklichen Anforderungen, die in Hamburg zu
bewaltigen sind.
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(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Meine Damen und Herren! Ich habe es eingangs
schon gesagt: Es kommt wirklich auf jeden und je-
de an. Alle diejenigen, die bisher noch nicht abge-
stimmt haben, sollen es tun. Wenn wir eine Ab-
stimmungsbeteiligung erreichen, die vielleicht die
Beteiligung an der Birgerschaftswahl Ubersteigt,
dann ist das auch ein Hohelied auf die Demokratie
und das Beste, was wir unserer internationalen Be-
werbung beiftigen kdénnen. Ich hoffe auf diese Un-
terstitzung der Burgerinnen und Blrger in unserer
Stadt. — Schénen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD, der CDU,
den GRUNEN und der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren! Nun erhalt nach Paragraf 22 Absatz 3
Satz 3 unserer Geschéaftsordnung jede Fraktion
noch einmal die Gelegenheit, das Wort zu ergrei-
fen. Wird das gewiinscht? — Frau Timmermann
von der SPD-Fraktion, Sie bekommen es.

Juliane Timmermann SPD: Frau Prasidentin,
meine Damen und meine Herren! Herr Yildiz, liebe
LINKE, lhre Unterstellungen werden nicht richtiger,
je haufiger Sie sie wiederholen. Die Marchen von
fehlender Demonstrationsfreiheit, von einer Verfas-
sung, die mehr oder weniger auller Kraft gesetzt
wird — wer glaubt lhnen das, auch wenn Weihnach-
ten vor der Tur steht?

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Zu-
ruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Unsere sozialdemokratische Politik — und ich neh-
me gern alle anderen Parteien, die sich fur Olym-
pia aussprechen, mit ins Boot — hat immer schon
das Gemeinwohl im Blick gehabt. Wir haben die
Kita-Gebuhren abgeschafft. Wir haben Studienge-
bihren abgeschafft. Wir haben mit dem Woh-
nungsbau wieder begonnen, die Soziale Erhal-
tungsverordnung und die Mietpreisbremse einge-
fuhrt, um nur einiges zu nennen.

Aber wir wissen nicht nur um unsere soziale Ver-
antwortung, sondern auch um die Wirtschaftskraft
in dieser Stadt, die es braucht, um neben dem poli-
tischen Willen, den wir alle immer wieder bekun-
den, auch die politische Gestaltungskraft zu ha-
ben. Viele Lander und Kommunen waren froh,
wenn Sie in der Lage waren, in der wir in Hamburg
sind — mit einer beispiellosen kostenlosen Bildung,
aber auch im Hinblick darauf, wie wir die Flicht-
lingskrise in den Griff bekommen —, und wenn die-
se Wirtschaftskraft bei ihnen vorhanden ware. Dies
alles werden wir fur ein GroRprojekt wie Olympi-
sche und Paralympische Spiele nicht ins Wanken
bringen, sondern selbstverstandlich werden wir
diesen Politikstil weiter fortsetzen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir, liebe LINKE und Kritiker, wollen unseren Kin-
dern und Enkelkindern eine moderne, eine soziale,
starke, griine und kreative Stadt Gberlassen;

(Mehmet Yildiz DIE LINKE: Und Schulden!)

eine lebenswerte Stadt. Olympische und Paralym-
pische Spiele sind ein Motor, der uns genau dabei
helfen kann.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Was wollen Sie eigentlich, liebe LINKE? Sie wollen
den Sport férdern, ohne das grofite Sportfest der
Welt in Hamburg zu beherbergen. Sie wollen Sport-
infrastruktur voranbringen, ohne zusatzliche Gel-
der von Bund und I0OC in Anspruch zu nehmen.
Sie wollen die Inklusion voranbringen, ohne Pa-
ralympische Spiele in Hamburg. Sie wollen moder-
nisieren ohne Milliardeninvestitionen.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Sie wollen Wohnraum schaffen, ohne einen neuen,
citynahen Stadtteil. Sie wollen Hamburg starken,
ohne kreative Menschen zu inspirieren und zu mo-
tivieren, in diese Stadt zu ziehen. Sie wollen das
friedliche Miteinander — Herr Yildiz, Sie haben es
gerade eben wieder gesagt —, ohne ein Signal an
5 Milliarden Menschen in die Welt zu senden.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Fir diese Logik fehlt mir jedes Verstandnis, liebe
Kollegen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und den
GRUNEN)

Herr Yildiz, Sie haben sich sehr haufig mit den
durchschnittlichen  KostenlUberschreitungen be-
schaftigt; Sie haben sie eben auch wieder erwahnt.
Ich hoffe, ich habe die richtige Zahl. Sie haben
179 Prozent errechnet. Ich sehe mehr oder weni-
ger Zustimmung.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Sie haben also ein arithmetisches Mittel — ich habe
mir lhre Zahlen angeschaut, das tue ich gern als
Mathematikerin —, einen Kennwert, den man sich
bei solchen Untersuchungen anschauen kann.
Nun ist die Frage, was denn eigentlich die Aussa-
gekraft dieser durchschnittlichen Kostenuber-
schreitungen ist. Sind es nicht vielmehr die Spitzen
oder auch das Unterschreiten, was spannend ist?

(Heike Sudmann DIE LINKE: Es gibt gar kei-
ne Unterschreitungen, Frau Timmermann!)

Oder aber auch Tendenzen, die sich eventuell ab-
zeichnen? Ich habe mir den Spal® gemacht und mir
tatsachlich einmal die Tendenzen der Entwicklung
bei den Kostenuberschreitungen angesehen, und
was ist festzustellen? Die Kostenuberschreitungen
werden immer weniger. Wenn man nun versucht,
daraus einmal Schlussfolgerungen zu ziehen,
dann kann es daran liegen, dass die Planungen
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immer besser werden. Und vorausgesetzt, dass es
sich um eine lineare Regression handelt, es so al-
so sogar noch weitergeht, dann hat man den Er-
wartungswert, dass wir 2024 keine Kostenuber-
schreitungen mehr haben, sondern eine Unter-
schreitung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Bei dem Finanzreport, bei den soliden Finanzen,
die der Senat aufgestellt hat, liegt dies durchaus
im Rahmen der Moglichkeiten. So viel zu lhren
Zahlenspielen und zu Ihrer Wahrhaftigkeit.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane BI6-
meke und Dr. Anjes Tjarks, beide GRUNE)

Ein letzter Satz. Es gibt Herausforderungen, aber
die Chancen Uberwiegen. Nutzen wir diese Chan-
cen. Greifen wir sozusagen die Spiele und die
stadtentwicklungspolitischen Aspekte am Schopfe.
Machen wir die Spiele zu unseren Spielen. Und
noch etwas Versohnliches: Lassen Sie uns am
Montag zusammen — und da bitte ich auch gerade
Sie von den Kritikern — diese Spiele zu unseren
Spielen machen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Vizeprésidentin Antje Méller: Das Wort bekommt
nun Frau Blémeke von der GRUNEN Fraktion.

Christiane Blomeke GRUNE: Frau Préasidentin,
meine Damen und Herren! Hamburg ist so bunt
wie die funf olympischen Ringe, und das ist gut so.
Das konnten wir gerade gestern wieder spiren, als
gemeinsam mit dem Migrantenverein eine Erkla-
rung zur Bewerbung Hamburgs fiir die Olympi-
schen Spiele unterzeichnet und der Offentlichkeit
vorgestellt wurde.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Das waren Ein-
zelpersonen!)

— Da konnen Sie jetzt meckern; ich komme gleich
noch einmal darauf zurlick. Das ist der Fakt.

Ich denke, es ist auch wichtig, dass sich dieses
bunte Hamburg in den finf olympischen Ringen
wiederspiegelt. Hamburg und Integration, das geht
zusammen, denn Sport ist das integrative Element
schlechthin. Im Sport zahlt nicht, woher man
kommt und was man ist, im Sport zahlen nur die
Regeln, zahlt der Wettkampf und das gemeinsame
Spiel.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und deswegen ist Olympia auch — das wurde
schon mehrfach gesagt — das groRte Fest der Vol-
kerverstandigung. Man kann es nicht oft genug sa-
gen. Gerade in Zeiten von Krieg und Terror wird
das zunehmend wichtiger.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die gestrige gemeinsame Erklarung reiht sich ein
in eine Vielzahl von gemeinsamen Erklarungen,
Uber die Gewerkschaft und die Naturschutzverban-
de bis hin zur Hafenwirtschaft und der Kultur. Ge-
rade kirzlich gab es noch die Charity-Erklarung
von Plan International. All das zeigt, dass Ham-
burgs Bewerbung getragen wird von einem breiten,
mehrheitlichen Blndnis in Hamburg. Daran kann
auch die Links-Fraktion nicht vorbei.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich sage Ihnen nichts Neues, wenn ich lhnen noch
einmal deutlich mache, dass wir bei den GRUNEN
einen sehr harten Diskussionsprozess tber Olym-
pia hatten.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Merkt man!)

Wir haben die Fakten hin und her gewalzt. Wir ha-
ben um eine Position gerungen, um dann aber am
Ende zu sagen, dass diese Bewerbung gut ist fur
Hamburg, dass wir diese Chance ergreifen wollen.
Die Fakten waren am Ende Uberzeugend.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und das argert mich bei der LINKEN: Wir sal3en
auf etlichen Podiumsdiskussionen zusammen, und
das, was bei der Links-Fraktion passiert, Herr Yil-
diz — und da kdénnen Sie jetzt wieder sagen, brin-
gen Sie doch Fakten, den Ball gebe ich lhnen gern
zurick —, ist das Schuren von Emotionen.

(Heiterkeit bei der LINKEN)
Aber die Fakten fehlen.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich sage lhnen auch, woran ich das festmache.
Wer sich hinstellt und behauptet, wir sagten, alle
Sportplatze wirden saniert und modernisiert, dem
kann ich nur erwidern, dass das hier nie jemand
gesagt hat.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Aber der Ausbau von 60 Sportstatten zu Trainings-
statten, wahrend wir natirlich sowieso Sportstatten
sanieren und auch schon viele saniert haben,
kommt noch einmal on top. Das ist doch nicht
nichts. Warum meckert man dartiber? Das verste-
he ich nicht.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der CDU und der FDP)

Ebenso ist es Unfug zu behaupten, Jugendhilfeein-
richtungen wirden geschlossen, weil wir Olympia
hatten. Kein soziales Projekt wird gekirzt oder ge-
schlossen, weil wir uns fur Olympia bewerben. Im
Gegenteil, Olympia ist ein Katalysator fir diese
Stadt, die Wirtschaft profitiert, und am Ende profi-
tiert ganz Hamburg und damit auch jede soziale
Einrichtung.
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(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Thomas Kreuzmann CDU und Daniel Oetzel
FDP)

Man kann es nicht oft genug sagen: Kein 10C der
Welt setzt unsere Verfassung auller Kraft und
auch nicht unser Grundgesetz. Das ist Unfug.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Thomas Kreuzmann CDU und Daniel Oetzel
FDP — Sabine Boeddinghaus DIE LINKE:
Naturlich tut sie das!)

Vielleicht kdnnen Sie meinen Arger jetzt verstehen.
Wenn man auf zahlreichen Podien diese Argumen-
te hort, dann merkt man, dass das keine Argumen-
te sind. Es sind keine Fakten, sondern schlichtweg
Emotionen, mit denen man Angst macht. Dabei ori-
entiert man sich nicht an den Realitaten.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Thomas Kreuzmann CDU und Daniel Oetzel
FDP)

Ich weil} nicht, ob ich noch so viel Redezeit habe;
ich glaube nicht. Es gibt funf gute Grinde, Ja zu
Olympia zu sagen.

Der erste Grund: Die Spiele bauen Hirden ab in
den Koépfen und in der Stadt, denn die Paralym-
pics, das mochte ich betonen, sind ein groRes
Pfund fur all die Menschen mit Behinderung und
fur unseren inklusiven Gedanken in dieser Stadt.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Thomas Kreuzmann CDU und Daniel Oetzel
FDP)

Der zweite Grund: Wir haben den Stadtteil er-
wahnt, der fir die Infrastruktur entsteht. Es ist ein
neuer, bunter Stadtteil, vollstandig inklusiv und
Okologisch.

Der dritte Grund: Dass ein Olympiasieger schon
feststeht, ist klar, namlich der Sportverein um die
Ecke. Ich erwdhnte es eben, es werden viele, viele
Sportstatten saniert und olympia- und trainingsge-
recht hergestellt.

(Mehmet Yildiz DIE LINKE: Sag mal, wie
viele!)

Das ist ein Gewinn fur den Sport, zusatzlich zu
dem, was wir schon tun.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Thomas Kreuzmann CDU und Michael Kru-
se FDP — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Frau Kollegin, Sie miissen zum Schluss kommen.

Christiane Blémeke GRUNE (fortfahrend): Letzter
Satz: Die anderen beiden Grunde kénnen Sie
Uberall nachlesen. Am Ende ist es eine gemeinsa-
me Entscheidung, die wir in Hamburg treffen, nicht
Uber die Kopfe der Hamburger hinweg. Sie haben

es in der Hand. Ich wiinsche mir ein Ja zu Olym-
pia, damit Hamburg diese Chance ergreifen kann.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Frau Sudmann von der Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich glaube, noch
niemals, liebe Kollegen und Kolleginnen, haben
Sie sich so gefreut, dass DIE LINKE im Parlament
sitzt. Sonst hatten Sie gar nicht gewusst, worauf
Sie in Ihren ganzen Reden eingehen sollen, wenn
Ihnen keine Argumente mehr einfallen.

(Beifall bei der LINKEN)

Eines, Frau Suding, muss ich ganz klar zurlickwei-
sen: dass Sie versuchen, uns irgendwie eine Ge-
walt von der Stral’e zuzuschreiben. Das geht zu
weit. Das ist eine Verleumdung. Das geht Uber-
haupt nicht, wenn lhnen zu anderen Punkten
nichts mehr einfallt.

(Beifall bei der LINKEN — Katja Suding FDP:
Sie haben sich nicht davon distanziert, Frau
Sudmann!)

Aber kommen wir einmal dazu, warum Sie heute
so aggressiv und in meinen Augen teilweise auch
verzweifelt reagieren. Sie haben gemerkt, dass es
eine Wende gibt. Sie haben gemerkt, dass die Zu-
stimmung im freien Fall ist. Waren es im Oktober
noch 63 oder 64 Prozent, sind es jetzt auf einmal
nur noch 56 oder sogar 53 Prozent. Gerade vor ei-
ner Stunde haben die Miniatur-Wunderland-Brider
Braun eine Verzweiflungsmail herumgeschickt. Sie
haben geschrieben, dass sie ein hautenges Ergeb-
nis befiirchteten. Deswegen fordern sie diejenigen
auf, die sich noch nicht sicher sind, "Ja, aber" zu
sagen. Sie sehen also, dass es in der Stadt eine
groRe Verunsicherung gibt. Und es gibt sie zu
Recht.

Wir haben vorgestern im WDR-Fernsehen — leider
nicht hier — einen recht interessanten Bericht se-
hen kénnen. Sie haben mit dem Bundesinnenminis-
terium gesprochen und nachgefragt, wie es denn
aussehe mit der Bewerbung Hamburgs. Darauf
sagte das BMI, es bekomme die Unterlagen nur
sukzessive, wichtige Informationen fehlten ihnen
noch. Einen Punkt kdnne sich Hamburg aber ab-
schminken — das sage ich in meinen Worten, so
hat es das BMI natdrlich nicht gesagt.

(Zurufe von der SPD)
— Warten Sie.

Das BMI hat sehr deutlich auf einen Berliner Be-
schluss von der flnften UNESCO-Sportminister-
konferenz verwiesen, in dem es heildt: Wir wollen
keine unbeschrankte Haftung fiir irgendwelche
Grol3sportereignisse geben. Das sollten Sie eigent-
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lich gewusst haben, als Sie die Bereitschaft erklart
haben, im Gastgeberstadtvertrag zu unterschrei-
ben, dass Sie die unbeschrankte Haftung tiberneh-
men wollen. Dazu haben Sie gar nichts gesagt. Ich
glaube, Sie waren ganz froh, dass das im WDR lief
und nicht im "Hamburger Abendblatt" stand.

(Beifall bei der LINKEN)

Das sind alles Punkte, von denen Sie sagen, das
seien keine Argumente. Wir werden sehen, was
das BMI dazu sagt.

Dann wurde heute das Nachhaltigkeitskonzept an-
gesprochen. Das sei doch so klasse. Ich weil}, ehr-
lich gesagt, nicht, mit wem Sie reden oder was Sie
lesen. Der Bund fir Umwelt und Naturschutz
Deutschland

(Dirk Kienscherf SPD: Der ist immer gegen
alles!)

und der Zukunftsrat haben das Konzept so nach-
haltig zerpflickt, dass die GRUNEN eigentlich nur
noch nachhaltig heulen kdnnen den ganzen Tag.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Diakonie — der Landespastor — hat lhnen
schon vor Wochen gesagt, sie beflirchte, die sozial
Benachteiligten wirden durch Olympia weiter be-
nachteiligt. Sie vermisse ein Sozialmonitoring. Wo
ist lnre Antwort? Sie haben keine gegeben.

Hamburger Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler haben ein Positionspapier aufgesetzt und
die Risiken von Olympia beschrieben. Sie haben
Ihnen gesagt, dass es keine wissenschaftliche Un-
tersuchung gebe, die die wirtschaftlichen Effekte
belegt, von denen Sie den ganzen Tag schwar-
men. Sie haben lhnen auch gesagt, dass Grol3pro-
jekte wie Olympia nicht geeignet seien fir Stadt-
entwicklung. Und wir sagen lhnen noch einmal:
Das I0C kann keine Stadtentwicklung. Das inte-
ressiert Sie alle gar nicht.

(Dirk Kienscherf SPD: Das machen wir jal!)

Der Erste Burgermeister — jetzt ist er leider gerade
gegangen — sagt, nur mit Olympia kénnten wir den
sozialen Zusammenhalt schaffen. Ich dachte ei-
gentlich, dass die SPD seit funf Jahren regiert und
Sozialpolitik betreibt. Das ist doch eine Bankrotter-
klarung von Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Das hat er doch gar nicht gesagt!)

Sie suggerieren den Blrgerinnen und Blrgern, sie
kénnten entscheiden. An jeder Ecke in dieser
Stadt steht, kreuzen Sie Ja an; Nein wollen Sie
nicht so gern. Und dann sagt der Burgermeister:
Auch wenn Sie Ja sagen, ich entscheide im nachs-
ten Februar ganz allein, ob ich den nachsten
Schritt unterschreibe.

(Ekkehard Wysocki SPD: Sag mal, was ist
das denn?)

Das ist schon einmal ein Punkt, der nicht stimmt.
Die Birgerinnen und Birger dieser Stadt sagen
aber auch: Wir haben in den Vertrag hineinge-
schaut. Wir haben gesehen, was alles unterschrie-
ben werden soll. Wir haben gesehen, dass wir eine
gesamtschuldnerische Haftung unterschreiben sol-
len. Wir haben gesehen, dass wir eine flnf Jahre
lange Steuerbefreiung fir IOC und Sponsoren un-
terschreiben sollen, vier Jahre vor und ein Jahr
nach den Spielen. Dazu sagen Sie gar nichts. Das
finden Sie klasse. Gut, das ist Ihre Argumentation.
Meine ware es auf gar keinen Fall.

(Beifall bei der LINKEN)

Noch ein Wort, Frau Suding, zu Barcelona. Ich
weill nicht, wann Sie sich schlaugemacht haben
Uber Barcelona. Die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner haben ein heftiges Problem. Der Tourismus ist
gestiegen, aber deshalb haben sich viele gedacht,
sie konnten ihre Wohnung viel teurer als Ferien-
wohnung vermieten. Die Mietpreise sind enorm ge-
stiegen. Die Leute finden keine guinstige Wohnung.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Daflir haben wir
ja das Zweckentfremdungsverbot!)

Wenn das lhre Vision fir Hamburg ist: Besten
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir kdnnen eine sozial gerechte Stadt ohne Olym-
pia viel besser schaffen als mit Olympia, und des-
wegen freue ich mich, wenn viele an dem Referen-
dum teilnehmen und statt Emotionen der Vernunft
folgen und Nein sagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Das Wort bekommt
nun Herr Oetzel von der FDP-Fraktion.

Daniel Oetzel FDP:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Liebe Frau Sud-
mann, was Sie eben wieder gesagt haben, ist so
falsch, dass nicht einmal das Gegenteil richtig ist,
und ich werde Ihnen auch gleich im Einzelfall sa-
gen, warum.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Wir befinden uns im Endspurt zum Olympia-Refe-
rendum, und alle Beteiligten geben noch einmal al-
les. Die Befirworter gehen noch einmal auf die
StralBe, machen Info-Stande, treten mit den Biir-
gern in den Dialog und erklaren, warum Olympia
eine Riesenchance fir Hamburg ist. DIE LINKE
nutzt die Gunst der Stunde auf ihrem Landespar-
teitag, um noch einmal intern zu Uberlegen, wer
jetzt der harteste Olympia-Gegner ist. Frau Sud-
mann, Sie mussten sich von der Liste LINKS anhd-
ren, dass Sie die Anti-Olympia-Bewegung spalten.
Wenn das lhre grofdte Sorge ist, dann haben Sie
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bald noch ganz andere Probleme als Ihre Niederla-
ge an diesem Sonntag, Frau Sudmann.

(Beifall bei der FDP, der CDU, vereinzelt bei
der SPD und bei Christiane Blémeke GRU-
NE)

Sie behaupten, die Zustimmungsraten seien im
freien Fall. Aber Sie zitieren immer nur die eine
Seite der Umfragen. Man muss doch auch einmal
sehen, dass wir Anfang November nur noch — in
Anfiihrungsstrichen — 57 Prozent Zustimmung hat-
ten, aber niemals sagen Sie, dass nur 36 Prozent
der Hamburger dagegen waren,

(Beifall bei Thomas Kreuzmann CDU)
und das ist wohl signifikant weniger als 57 Prozent.

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Chris-
tiane Blémeke GRUNE)

Die restlichen Leute sind bis zum Ende unent-
schlossen, und wenn die sich die Argumente anse-
hen, haben sie auf der einen Seite den Kostenre-
port des Senats und auf der anderen Seite die Stu-
die, die Herr Yildiz selbst geschrieben hat. Da hof-
fe ich, dass die meisten Leute sich am Ende doch
noch von der Vernunft leiten lassen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und der CDU)

Aber dass seriose Finanzierung nicht unbedingt |h-
re Starke ist, haben Sie immer wieder unter Be-
weis gestellt, so auch heute.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Herr Oetzel, es
geht um Olympia!)

Ich sage es jede Woche wieder, weil Sie jede Wo-
che wieder unter Beweis stellen, was fir ein
Quatsch das ist. Sie haben heute einen Zusatzan-
trag zu dem kommenden Antrag zur Flichtlingskin-
derbeschulung vorgelegt, zu dem wir gleich kom-
men. Da haben Sie 13 oder 14 umfassende Mal3-
nahmen vorgeschlagen, und Ihr inhaltlich total fun-
diertes Konzept zur Gegenfinanzierung lautet:

"[...] der Senat hat dafiir Sorge zu tragen,
dass die notwendige Finanzierung [...] in
hinreichender Weise gewahrleistet ist."

Das ist dann Gegenfinanzierung a la Linkspartei,
Halleluja.

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Tho-
mas Kreuzmann CDU)

Gestern haben die Pro-Olympia-Vertreter sich ge-
meinsam mit vielen Sportvereinen und vielen Ver-
einen, die sich auch um die Integration in Hamburg
bemihen, zusammengesetzt und eine Vereinba-
rung unterschrieben, die sehr real und sehr nied-
rigschwellig aufzeigt, welchen wichtigen Beitrag
Sport und Olympia zur Integration leisten, wahrend
Frau Boeddinghaus und die Linken sich in der Zei-
tung zitieren lassen und sagen, der Sport werde

dominiert von Doping, Wirtschaftskraft- und Ge-
winnorientierung.

(Zuruf  von
LINKE)

Das ist genau falsch. Sport ist Gesundheit, Sport
fordert Spall und Begeisterung, Sport ist gelebte
Integration, Frau Boeddinghaus, Sport bringt Men-
schen zusammen und verbindet, Sport ist auch eh-
renamtliches Engagement und nicht nur lhr Doping
und lhre Geschichten. Tausende Menschen in
Hamburg orientieren sich daran.

(Dirk Kienscherf SPD: Was haben die ei-
gentlich, die Linken?)

Sabine Boeddinghaus DIE

Das zeigt noch einmal auf ganz traurige Art und
Weise, wie sehr die Linken sich von den realen
Problemen der Menschen in Hamburg entfernt ha-
ben.

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei
Dr. Carola Timm GRUNE)

Herr Yildiz, Sie haben eben gesagt, Sie und Ihre
Fraktion sagen Nein zu Schulden, Nein zu Ver-
drangung und Nein zum IOC-Vertrag. Mir kommt
es vielmehr so vor, als wiirden Sie Nein sagen zu
den Fakten, Nein zum Fortschritt und Nein zu der
Zukunft Hamburgs. Damit, liebe Kollegen von der
Links-Fraktion, werden Sie sich nicht durchset-
zen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und vereinzelt
bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Herr Kreuzmann von der CDU-Fraktion.

Thomas Kreuzmann CDU: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! | have a dream. Hamburg,
das Tor zur Welt und das Tor fiir die Welt — und
Olympia ist der Turoffner.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Ich will einmal Folgendes sagen: Auch ich mdchte
mich nicht an den Linken zerreiben — dafiir bin ich
mir ehrlich gesagt auch ein wenig zu schade —,
aber wenn Herr Dressel lhnen zumindest die Gel-
be Karte gezeigt hat, weil Sie sich zum Thema
Olympia ins Abseits schieben, wirde ich Sie mit
der Roten Karte des Platzes verweisen, weil Sie
nach meinem Daflrhalten namlich letztendlich
nicht der Aufgabe unseres Parlaments zum Wohle
der Stadt nachkommen, sondern punktuelle Inte-
ressen vertreten, die in der Summe der Stadt in den
nachsten Jahrzehnten — Alfons Hérmann vom
DOSB hat sogar von einer Jahrhundertaufgabe ge-
sprochen — nicht nach vorn helfen.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Ruckblickend sage ich zur linken Seite dieses
Hauses, dass es das Thema Olympia schon seit
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zwei Jahren in den Sportverbanden und seit circa
eineinhalb Jahren auch politisch-parlamentarisch
als aktuelles Thema in der Stadt gibt. Die Kritik ei-
niger Seiten, dass das Referendum nach hinten
verschoben werden kénne, widerspricht ein wenig
der Vorgabe, dass das dreistufige Verfahren Can-
didature File 1, 2, 3, beginnend mit Februar, dann
auch eingereicht werden muss. Unsere politische
Zielrichtung war, keine Candidature File einzurei-
chen, ohne vorher das Votum der Hamburgerinnen
und Hamburger eingeholt zu haben.

Zum Zweiten suggerieren Sie auf all Ihren Veran-
staltungen, auch auf denjenigen mit jungen Men-
schen, auf der It's-Your-Choice-Veranstaltung zum
Thema Olympia, dass das Votum der Hamburge-
rinnen und Hamburger bis zum 29. November
Olympia 2024 manifestiere. Sie unterschlagen ge-
nerell, dass Hamburgerinnen und Hamburger daftr
stimmen, dass Hamburg sich weiter bewerben soll
— das kann ich blof standig mantradhnlich wieder-
holen —, es geht nur um die Weiterbewerbung.

Herr Yildiz, ich will jetzt nicht weiter auf Ihren Re-
debeitrag eingehen, zumal ich ihn auch gar nicht
verstehe.

(Mehmet Yildiz DIE LINKE: Lesen Sie doch
mal die Unterlagen!)

Aber letztendlich bedeutet eine Nichtbewerbung,
eine Maoglichkeit, sich als Tor fir die Welt zu be-
werben, nicht wahrzunehmen, eine Fahrlassigkeit,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Wir wol-
len aber nicht!)

und dies aus hanebichenen Grinden und mit rosi-
nenartig herausgezogenen Argumenten, die das
Gesamtbild verfalschen — das machen Sie von der
Fraktion DIE LINKE doch permanent. Wenn man
diese Bewerbung nicht macht, so ist es grob fahr-
I&ssig, wenn wir in unserer parlamentarischen Ver-
antwortung, der wir verfassungsgemal verpflichtet
sind, nicht zum Wohle der Stadt Entscheidungen
treffen.

(Beifall bei Birgit Stéver CDU und der SPD)

Anschlieftend an die letzte parlamentarische Aus-
einandersetzung mit diesem Thema mochte ich
der LINKEN einfach noch einmal sagen, dass sie
immer wieder ein neues Argument gesucht hat,
nachdem ein altes widerlegt worden war. Es be-
gann mit der sozialen Spaltung der Stadt. Selbst in
Ihrem Referendum-Infoheft werben Sie immer
noch gegen Olympia damit, dass die Mieten stei-
gen wirden — das haben Sie in der Debatte hier
auch standig gesagt —, wohingegen wir sagen,
dass es den Drittelmix gibt und sozialer Woh-
nungsbau nicht vernachlassigt wird.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Heute haben
wir 6,1 Prozent Mietsteigerung!)

Wir schaffen einen neuen Stadtteil. Punkt 1. Das
war widerlegt. Dann haben Sie sich die Entwiirfe
des Rechnungshofs geangelt.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Mdéchten Sie eine Zwischenfrage zulassen?

Thomas Kreuzmann CDU: Frau Prasidentin, nein
danke.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Dann fahren Sie
bitte fiir 20 Sekunden fort.

Thomas Kreuzmann CDU (fortfahrend): Dann ha-
ben Sie den Rechnungshof zum Kronzeugen fir
Ihre Anti-Olympia-Kampagne gemacht und sich
Uberspitzt formuliert als Unheilsprophet aufgespielt
und gesagt, Olympia wirde — pathetisch ausge-
drickt die Stadt in Asche und Feuer legen, Altes
Testament — der Stadt schaden, sage ich lieber
einmal vorsichtig. Alles widerlegt.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Wozu ist
das alles widerlegt? Woran arbeiten Sie sich
an uns ab?)

Jetzt kommen Sie wieder mit den alten Argumen-
ten, und auch bei der "It's Your Choice"-Veranstal-
tung vergangene Woche sind Sie mit lhrer parla-
mentarischen Aufgabe nicht klargekommen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Sie missen zum Schluss kommen.

Thomas Kreuzmann CDU (fortfahrend): Ich
mdchte die Hamburgerinnen und Hamburger dazu
ermuntern, am Sonntag mit Ja fur die weitere
Olympia-2024-Bewerbung zu stimmen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Méller: Damit ist die Aktu-
elle Stunde beendet.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 2 bis
5, Drucksachen 21/631, 21/1466, 21/2085 und
21/2200, verschiedene Wahlen: Wahl eines or-
dentlichen Mitglieds und eines stellvertretenden
Mitglieds fur die Hartefallkommission.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:
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Wahl eines ordentlichen Mitglieds und eines
stellvertretenden Mitglieds fiir die Hartefallkom-
mission

— Drs 21/631 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Justizbe-
horde

— Drs 21/1466 —]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fur Inneres und Sport

— Drs 21/2085 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fur Wissenschaft, Forschung und Gleichstel-
lung

— Drs 21/2200 -]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass die Wahlen
in einem Wahlgang durchgefiihrt werden kénnen.
Die vier Stimmzettel liegen lhnen vor. Sie enthalten
bei den Namen jeweils Felder flr Zustimmung, Ab-
lehnung und Enthaltung. Sie dirfen auf jedem
Stimmzettel bei jedem der Namen ein Kreuz ma-
chen, aber bitte jeweils nur eines. Mehrere Kreuze
beziehungsweise kein Kreuz bei einem der Namen
machen die Wahl dieser Kandidatin oder dieses
Kandidaten unguiltig. Auch weitere Eintragungen
oder Bemerkungen wirden zur Ungiltigkeit des
gesamten Stimmzettels fuhren.

Bitte nehmen Sie nun lhre Wahlentscheidungen
vor. — Ich darf die Schriftfihrerinnen jetzt bitten, mit
dem Einsammeln der Stimmzettel zu beginnen.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

— Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Gibt
es weitere abzugebende Stimmzettel? — Auf der
rechten Seite gibt es noch zwei. Herr Dr. Schin-
nenburg, vielen Dank fur die Unterstitzung. Wo ist
unsere zweite Schriftfiihrerin?

Ich frage noch einmal: Sind jetzt alle Stimmzettel
abgegeben worden? Dann schlieRRe ich die Wahl-
handlung. Ich bitte die SchriftfiUhrung auszuzahlen,
danke.**

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 26, Druck-
sache 21/2193, Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN: Gute Schule von Anfang an —
Bildung fir die nach Hamburg gefliichteten Kinder
und Jugendlichen.

(Glocke)

**Das Wahlergebnis ist auf Seite 1285 zu finden.

Meine Damen und Herren! Wir beginnen mit der
ersten Debatte. Darf ich um lhre Aufmerksamkeit
bitten?

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Gute Schule von Anfang an - Bildung fiir die
nach Hamburg gefliichteten Kinder und Ju-
gendlichen

— Drs 21/2193 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Bessere Fliichtlingsbeschulung jetzt umsetzen!
— Drs 21/2331 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Erfolgreiche Beschulung von Fliichtlingskin-
dern sicherstellen

— Drs 21/2353 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Der Vermittlung von Werten und Normen unse-
rer Gesellschaft in der Fliichtlingsbeschulung
einen besonderen Platz zuweisen

— Drs 21/2355 -]

Zu der Debatte liegen lhnen als Drucksachen
21/2331, 21/2353 und 21/2355 Antrage der Frak-
tionen der LINKEN, der CDU und der FDP vor.

Von der CDU-Fraktion wird eine Uberweisung aller
vier Drucksachen an den Schulausschuss ge-
wiinscht.

(Glocke)
Es ist zu laut. Vielen Dank.

Frau Duden von der SPD-Fraktion, Sie bekommen
das Wort.

Barbara Duden SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Gute Schule
von Anfang an — ein Grundrecht fur alle, die in die-
ser Stadt leben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Unsere Aufgabe besteht darin, den zu uns gefllich-
teten Kindern und Jugendlichen die bestmdglichen
Bildungschancen zu erdffnen. Gute Bildung ist der
Schlissel zu gelungener Integration und entschei-
det Uber die Chance jedes einzelnen Kindes und
jedes einzelnen Jugendlichen, der zu uns in die
Stadt gekommen ist.

Es gibt 38 Lerngruppen in Zentralen Erstaufnah-
men, an denen 516 Schilerinnen und Schiiler teil-
nehmen. Es gibt 31 Basisklassen mit 297 Schiile-
rinnen und Schilern, und es gibt 148 Internationa-
le Vorbereitungsklassen mit 1 748 Schiilerinnen
und Schilern. Stand dieser Zahlen ist der 9. No-
vember. Diese Zahlen sind immer nur tagesaktuell.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/631
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1466
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2085
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2200
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2193
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2331
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2353
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2355
JaussSa
Schreibmaschinentext

JaussSa
Schreibmaschinentext
**Das Wahlergebnis ist auf Seite 1285 zu finden.
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Trotzdem wollte ich aber nicht darauf verzichten,
Ihnen zumindest einmal die Gréflenordnung darzu-
stellen. Aber auch in dieser GroRenordnung ma-
chen die Zahlen sehr eindringlich klar, welche
grolRen Aufgaben nicht nur vor uns liegen, sondern
auch, welche grol3en Aufgaben wir schon in den
vergangenen Monaten aktiv in Angriff genommen
haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wenn man die beruflichen Schulen und deren Vor-
bereitungsklassen dazuzahlt, dann reden wir zur-
zeit von mindestens 4 600 Schiilerinnen und Schi-
lern in dieser Stadt, die in diesen MaRnahmen auf-
gefangen werden. Diese Zahlen — das wird jedem
klar sein, auch demjenigen, der sich vielleicht nicht
taglich mit Schulpolitik beschaftigt — sind eine enor-
me Herausforderung, der wir uns aber stellen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Drei Punkte mdchte ich in meinem heutigen Bei-
trag besonders herausstellen. Der erste: Die Ein-
haltung der Schulpflicht ist unabdingbar und gilt bis
zur Vollendung des 18. Lebensjahrs. Das konse-
quente Einhalten ist mit Anwesenheitslisten zu do-
kumentieren, und bei Abwesenheit werden die Sor-
geberechtigten informiert. Unsere Botschaft ist hier
ganz klar: Die Schulpflicht fir Flchtlinge, fur Schi-
lerinnen und Schiler in dieser Stadt ist bis zum
18. Lebensjahr mit uns nicht verhandelbar.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die weiteren Rahmenbedingungen sind unter an-
derem auch die Klassengrofien. Wir gehen im Au-
genblick von KlassengréRen von 14 bis 18 Schiile-
rinnen und Schiilern aus — eine normale Hambur-
ger Grundschulklasse hat 19. Aber ich sage auch
ganz deutlich, dass bei dem Streit, wie groR diese
Schulklassen nun eigentlich sein durfen, fir uns
der Schwerpunkt immer ist, ein Angebot fir die
Schilerinnen und Schiller in dieser Stadt vorzuhal-
ten. Da will ich auch gern (ber eine Klassengrofle
von 14 bis 18 Schilerinnen und Schilern mit lhnen
streiten, aber es ist das Angebot, das wir sehen
mussen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Kazim Abaci SPD: Richtig!)

Fur den unglaublich anspruchsvollen Unterricht in
diesen Klassen brauchen wir gut ausgebildete
Padagoginnen und Padagogen. Hierzu werden wir
noch einen Antrag vorlegen, mit dem wir die ge-
wandelten Schwerpunkte deutlich machen mdis-
sen. Fur uns ist das Beherrschen der deutschen
Sprache der Schlissel fur einen erfolgreichen
Schulbesuch. Das nimmt auch ausdricklich in
Kauf, dass zu Anfang andere Facher erst einmal
zurlckstehen mussen. Von Anfang an wird Wert
auf die Grundsatze von Achtung und Toleranz, die
Verantwortung fir sich selbst und fir andere und
natirlich auch auf die Grundsatze von Gleichheit

und das Lebensrecht aller Menschen gelegt. Diese
Grundsatze missen wir auch in den Vorberei-
tungsklassen vermitteln.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Verlasslicher Unterricht bedeutet Sicherheit, Stabi-
litdt und Geborgenheit und ist sozusagen ein funk-
tionierendes GerUst fur den Tag. Dazu gehdrt auch
die Teilnahme am Ganztag, der wesentlich dazu
beitragt, dass in der Schule gemeinsam gelernt
und gespielt wird und dass beim Ganztag auch
Kontakte geknipft werden kénnen. Das ist eben-
falls sehr wichtig und hilft beim Ankommen in die-
ser Stadt.

Naturlich ist es sehr anspruchsvoll, einen solch gu-
ten Unterricht fir alle zu ermoglichen, da die Zah-
len sich weiterhin sehr dynamisch entwickeln. Aber
durch die engagierte Arbeit von Padagoginnen und
Padagogen, Lehrerinnen und Lehrern, die zumeist
keine Anstrengung scheuen, ist es mdglich, den
hohen Hamburger Standard im Unterricht und
auch die Durchsetzung der Schulpflicht zu realisie-
ren. An dieser Stelle mdchte ich es nicht versau-
men, noch einmal ein groRes Dankeschon all den-
jenigen zu sagen, die sich tagtaglich mit aller Kraft
fur diese Aufgabe einsetzen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Karin Prien CDU)

All das haben wir in unserem Antrag in zwolf Punk-
ten zusammengefasst, bei denen wir natirlich
auch um die Annahme unseres Antrags bitten. Vor
14 Tagen ist es von Links-Fraktion und CDU ein-
fach vertan worden, in der Debatte iber die Fliicht-
lingsbeschulung auch nur in einem einzigen Punkt
inhaltlich zu argumentieren. Viel wichtiger war es
Ihnen, uber Urheberschaften und Zeitablaufe zu
diskutieren. Ich glaube, dass Sie die Chance, in
die Debatte einzusteigen und lhrerseits Positionen
klarzustellen, eindeutig vertan haben, und ich den-
ke, das wird sich auch in der heutigen Debatte zei-
gen. Das hatten Sie damals ganz anders machen
kénnen. Es ging doch nicht nur darum, dass Urhe-
berschaften zu klaren waren. Die Beschulung von
Fluchtlingskindern ist ein Anliegen, in dem wir
121 Abgeordnete uns alle einig sind — was denn
sonst?

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir werden alle Anderungsantrage ablehnen. Zur
Begriindung méchte ich nur kurz Folgendes sa-
gen: Die CDU hat in ihrem Antrag ein paar Punkte,
die auch in unserem Antrag auftauchen. Doch der
wichtigste Unterschied besteht darin, dass Sie in
Ihrem Antrag so tun, als ob wir in der Flichtlings-
beschulung heute praktisch bei null anfangen, und
Sie verhehlen damit die schon seit Langem laufen-
den Programme. Das entspricht wahrhaftig nicht
der Situation in dieser Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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Zum Antrag der LINKEN: Ein geregelter Schulbe-
such, ein Ganztagsangebot und die Moglichkeit zu
kontakten sind oft flr Kinder nach langen Flucht-
wegen das Allerwichtigste. Das schnelle Erlernen
der deutschen Sprache steht fur uns eindeutig im
Vordergrund. Was die Finanzierung in lhrem An-
trag betrifft, so beziehe ich mich einfach auf das,
was Herr Oetzel zu der Olympia-Debatte gesagt
hat. Das gilt auch fiir diesen Antrag. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Frau
Prien von der CDU-Fraktion das Wort.

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Liebe Frau Duden,
wenn Ihnen tatsachlich so viel an einer ernsthaften
Sachdiskussion zum Thema Fluchtlingsbeschulung
gelegen ware, dann hatten Sie unseren Antrag,
unseren Zwolfpunktekatalog, vor zwei Wochen an
den Schulausschuss Uberwiesen, in dem wir im
Moment gar nichts zu tun haben und nur die Zeit
absitzen.

(Zurufe von der SPD — Dr. Monika Schaal
SPD: Dann kbénnen Sie ja wegbleiben,
wenn's Ihnen nicht gefallt!)

Dann wirden Sie auch heute die Antrage der Op-
position an den Ausschuss Uberweisen. Sie ma-
chen eine Blockadepolitik, die diesem Parlament
nicht gerecht wird, und heute scheinen Sie diese
Politik fortsetzen zu wollen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und bei
Martin Dolzer DIE LINKE)

Frau Duden, in der letzten Legislaturperiode waren
wir unter lhrem Vorganger Gott sei Dank ein wenig
anderes gewohnt.

Die Beschulung von Kindern und Jugendlichen un-
ter den Fluchtlingen liegt zumindest allen antrag-
stellenden Fraktionen heute besonders am Her-
zen, weil wir gemeinsam der Uberzeugung sind,
dass Bildung der entscheidende Schlissel zur In-
tegration ist. Das Einzige, was uns ein bisschen
unterscheidet, ist, dass wir schon seit Monaten auf
den dringenden Handlungsbedarf in diesem Be-
reich hinweisen, wohingegen Senator Rabe und
auch Rot-Griin standig nur damit befasst sind, sich
selbst auf die Schulter zu klopfen. Das reicht aber
angesichts der groRen Herausforderungen in die-
sem Bereich nicht. Wir sind froh, dass Sie das
Thema dann endlich aufgegriffen haben, dass Sie
unseren Zwolfpunkte-Katalog jedenfalls in Teilen
Ubernommen haben, und insoweit Sie dies getan
haben, werden wir Ihren Antrag heute auch unter-
stutzen, denn so etwas gehdort sich unter Demokra-
ten.

(Beifall bei der CDU)

Leider greift Ihr Antrag jedoch zu kurz. Richtig ist
er dort, wo Sie etwa das Recht auf Beschulung
hervorheben, und zwar fir alle Schulerinnen und
Schiler, unabhangig von der Bleibeperspektive,
aber eben auch die Schulpflicht als Pendant beto-
nen. Richtig ist er ebenfalls dort, wo Sie die Quali-
tat des Unterrichts in den Internationalen Vorberei-
tungsklassen steigern wollen, dort, wo Sie auch fir
die Klassen 1 und 2 IVK-Klassen einrichten wollen.

Zu kurz greifen Sie aber an vielen anderen Stellen.
Da geht es einmal um die aus unserer Sicht sehr
wichtige Frage einer gerechten und verninftigen
Verteilung der IVK-Klassen auf die ganze Stadt.
Das ist ein Problem, das der Senat zwar erkannt
hat — zumindest hat er das vor einigen Wochen in
einer seiner Reden in diesem Hause eingeraumt —,
aber auf diese Frage findet sich in lhrem Antrag
nicht einmal ein Denkansatz, geschweige denn ei-
ne Antwort.

Daruber hinaus haben Sie, liebe Frau Duden, zwar
betont, wie wichtig Ihnen etwa der Spracherwerb
und der Sprachstand der Schilerinnen und Schi-
ler sind, Sie schlagen aber nichts vor, um zu uber-
prufen, ob diejenigen Schilerinnen und Schiler,
die in die Regelklassen Ubergehen, auch Uber
einen hinreichenden Sprachstand verfiigen. Hierzu
hatten wir einen konkreten Vorschlag gemacht,
den Sie aber offensichtlich nicht einmal diskutieren
wollen.

Und so gibt es eine Reihe anderer ungeklarter Fra-
gen, etwa: Was machen Sie an den GroRstand-
orten, die lhr Senat jetzt plant, wo mehr als
4 000 Flichtlinge untergebracht werden sollen?
Wie soll die Beschulung dort eigentlich stattfinden?
Sollen hier neue Schulen geschaffen werden? Sol-
len die Kinder an einzelnen Schulen untergebracht
werden? Gibt es Vorgaben und Ideen lhrerseits,
um eine verninftige Durchmischung zwischen jet-
zigen Hamburger Kindern und Fllchtlingskindern
zu erreichen? Gibt es Obergrenzen — auch wenn
man das Wort nicht sagen darf —, Kontingente,
Quoten fiur Flichtlingskinder in Grundschulen und
Stadtteilschulen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber keine Tran-
sitzonen!)

besonders solchen, die ohnehin schon mit grofen
sozialen Belastungen zu kdmpfen haben? All das
sind Fragen, die wir uns stellen missen und die in
dieser Stadt diskutiert werden miissen. Denn eines
darf auch im Interesse einer Akzeptanz in der Be-
volkerung, die wir alle miteinander erhalten wollen,
nicht geschehen: Wir dirfen nicht zulassen, dass
die Schulqualitdt in Hamburg unter der Flichtlings-
beschulung leidet. Deshalb lade ich Sie heute
noch einmal ausdrtcklich ein und fordere Sie auch
auf, in eine verniinftige und ernsthafte Diskussion
zum Thema Flichtlingsbeschulung einzusteigen.
Ich habe gehdrt, dass Sie nicht einmal lhren eige-
nen Antrag an den Schulausschuss Uberweisen
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wollen. Also halten Sie offensichtlich eine Debatte
Uber das, was Sie sich ausdenken, fir nicht mehr
erforderlich. Damit entwerten Sie — das habe ich
auch letztes Mal schon gesagt — die Arbeit dieses
Hauses und die Arbeit im Ausschuss. Ich darf noch
einmal dringend an Sie appellieren, endlich mit die-
ser Blockadestrategie aufzuhoren.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Meyer
FDP)

Vizeprasidentin Antje Maller: Das Wort bekommt
nun Frau Dr. von Berg von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich habe es bereits vor
zwei Wochen gesagt und wiederhole es hier noch
einmal: Unsere Gesellschaft verandert sich und
wird sich noch weiter verandern. Hamburg veran-
dert sich und wird sich noch weiter verandern. Da-
zu sage ich auch noch einmal sehr deutlich, dass
Migrationsforscherinnen und -forscher gesagt ha-
ben, alle wirden von kultureller Vielfalt und gelun-
gener Integration profitieren.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Der Schlissel fiir gelungene Integration, fir gelun-
gene Kkulturelle Vielfalt, fir ein gelungenes Mitei-
nander in unserer Stadt wie auch in ganz Deutsch-
land und in anderen Landern ist Bildung. Genau da
setzen wir mit unserem Antrag an. Wenn wir uns
die Bildungseinrichtungen, die Schulen in unserer
Stadt ansehen, wie ich das gern getan habe und
mit Sicherheit auch meine Kolleginnen und Kolle-
gen, dann sehe ich vor allen Dingen eines: Ich se-
he leidenschaftliches Engagement, viel Professio-
nalitdt und gerade auch an Schulen, wo mehr als
50 Nationen zu Hause sind, wo weit mehr als
10 Internationale Vorbereitungsklassen und Basis-
klassen da sind, hére ich keine Klagen. Nein, was
ich erlebe, ist eine BegrtuBung der kulturellen Viel-
falt, eine Freude Uber die Chancen, ich hore Er-
folgsgeschichten, ich erlebe Freude Uber die kultu-
relle Vielfalt und dartber, dass die Welt so ein klei-
nes bisschen besser gemacht werden kann.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Damit das in Hamburg so bleibt und sich auch den
Veranderungen anpasst, haben wir heute ein um-
fangreiches realistisches MalRnahmenpaket vorge-
legt, fur das wir uns Zeit genommen haben. Wir
haben mit den Akteurinnen und Akteuren gespro-
chen, wir haben geprift, was kurzfristig und lang-
fristig realistisch umzusetzen ist, damit die Integra-
tion gelingt und kulturelle Vielfalt bei uns wirklich
genutzt werden kann.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Wie Frau Duden bereits ausgefihrt hat, geht das
Uber die Einhaltung der Schulpflicht, die wir flr
sehr wichtig halten, Gber wirklich gut ausgebildetes
padagogisches Personal, das dariiber hinaus auch
noch personalrechtlich abgesichert ist — das ist ein
sehr zentraler Punkt —, Uber eine angemessene
Ausstattung der kleinen Lerngruppen, Uber die Be-
ricksichtigung der neuen Erfahrungen, die wir in
den Klassen 1 und 2 gewonnen haben, in denen
wir anders als bisher auch Internationale Vorberei-
tungsklassen einrichten, bis hin zu dem Ausbau
und der Weiterentwicklung des Unterrichtsmateri-
als. Auch fur Deutsch als Zweitsprache sollen ent-
sprechende Ausbaumafnahmen vorgenommen
werden.

Auch die Kompetenzen und Haltungen nehmen wir
in den Blick, die ein integraler Bestandteil des Un-
terrichts in den Internationalen Vorbereitungsklas-
sen wie auch natdrlich in allen anderen Regelklas-
sen sind. Vor allen Dingen achten wir auf unbiro-
kratische Ubergange. Hier, Frau Kollegin Prien,
hatte ich mir gewlinscht, dass Sie sich einfach ein-
mal unseren Antrag ansehen. Im Petitum 8 und 9
geht es darum, dass geeignete Schulplatze gefun-
den werden — wir missen nicht extra in einem Peti-
tum festlegen, wie genau das nun geschehen
soll —, und in Petitum 9 haben wir auch festgelegt,
dass sich das am Bildungsstand der Kinder aus-
richtet. Wir haben uns sehr genau Gedanken da-
riber emacht, damit wir flexible, individuelle, un-
blrokratische Ubergange schaffen — das ist ein
sehr wichtiger Punkt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Sehr zentral ist auch der Ganztag von Anfang an,
nicht erst in den Regelschulen — das ist fur uns ein
wichtiger Punkt —, und zwar in Rdumen, die wirk-
lich den Kindern angemessen sind. Unser Antrag
ist ein sehr umfangreiches realistisches Maf3nah-
menpaket, und ich bitte ganz dringend, ihm nach-
her zuzustimmen.

Ich méchte noch etwas zum Verhalten der CDU
und der LINKEN in der letzten Debatte sagen;
auch Frau Duden hat das schon ausgefiihrt. Ich
habe dariiber mit Aufienstehenden gesprochen,
die diese Debatte verfolgt haben. Das war diesem
Hause nicht angemessen. Es war eine peinliche
Debatte, wo es ein bisschen zuging wie in der
Schule, wenn Schulerinnen und Schuler sich
wechselseitig vorwerfen, voneinander abgeschrie-
ben zu haben. Es waren gegenseitige Unterstel-
lungen. Das war diesem Hause wirklich nicht ange-
messen. Ich kann Sie nur dazu einladen, im Rah-
men einer Selbstbefassung im Ausschuss eine
sachliche Debatte zu fuhren.

Sie von der CDU haben gestern den Antrag auf
Selbstbefassung, den wir schon vorab stellen woll-
ten, abgelehnt. Das heildt, Sie haben sich der
Selbstbefassung verschlossen. Wir haben extra ei-
ne Selbstbefassung geplant, damit wir uns losge-
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I6st von lhren Antragen, den Antragen der LINKEN
und unserem Antrag Uber die Beschulung von
Flichtlingen unterhalten kénnen, auf einer Sach-
ebene, weil wir alle gemeinsam den Schlissel fir
gelungene Integration, ndmlich Bildung, erfolgreich
umsetzen wollen. Davon gehe ich immer noch aus.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ihre Antrédge haben sich zum Teil durch unseren
erledigt. Das ist ein Grund, warum wir sie ableh-
nen. Und zu dem Antrag der LINKEN: Das sind
einfach nicht finanzierbare und nicht durchkalku-
lierte Forderungen, die Sie erhoben haben. Des-
wegen werden wir auch diesen Antrag ablehnen.

Ich bitte Sie um die Zustimmung zu unserem An-
trag. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Mdller: Das Wort bekommt
nun Frau Boeddinghaus von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunachst
einmal finde ich es gut, dass jetzt auch SPD und
GRUNE einen Antrag vorgelegt haben, und wir
werden diesem Antrag zustimmen. Eines verste-
hen wir allerdings nach wie vor nicht: Es geht nicht
darum, dass wir Uber Urheberschaft streiten, son-
dern wir hatten einfach sehr gern im Ausschuss ei-
ne fachliche, sachliche Debatte auf Grundlage aller
drei Antrage geflihrt. Ich verstehe die Unterstellung
Uberhaupt nicht, dass das mit diesen Antragen
nicht mdglich gewesen ware. Deswegen kritisieren
wir nach wie vor sehr scharf — und das hat Uber-
haupt nichts mit unparlamentarischem Verhalten
zu tun —, dass Sie nicht die Gréf3e haben, alle un-
sere Antradge zu Uberweisen, damit sie die Grund-
lage unserer Diskussion im Fachausschuss sein
kdnnen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Karin Prien
CDU)

Es bringt auch nichts, Frau von Berg, wenn Sie ir-
gendwelche Zeuginnen und Zeugen zitieren; ich
kénnte Ihnen auch erzahlen, wie viele Menschen
in der Stadt nur noch den Kopf dariber schiitteln,
dass die GRUNEN dieses machtpolitische Spiel
der SPD mitmachen und keine Antrage mehr an
die Ausschusse Uberweisen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Karin Prien
CDU)

Noch einmal zu den Antragen. Es ist in der Tat so,
dass |hr Antrag im Ungefahren und Vagen bleibt.
Es ware sehr fruchtbar gewesen, wenn wir den An-
trag der CDU und unseren Antrag dazugenommen
hatten, um gemeinsam ein Paket zu schnuren,
dass dann auch wirklich im Sinne der Lehrerinnen
und Lehrer und der Kinder in den Internationalen

Vorbereitungsklassen und in den Basisklassen wa-
re. Sie machen namlich im Grunde Uberhaupt nicht
deutlich, wie genau die Lehrerinnen und Lehrer in
den IVK-Klassen Unterstitzung bekommen. Diese
Grenze, die Sie auf 14 bis 18 Schuler hochschrau-
ben, ist doch keine Errungenschaft an kleinen
Lerngruppen, die Anzahl war friiher sogar niedri-
ger. Alle Beschaftigten, die dort tatig sind, sagen
uns, dass es viel zu gro3e Gruppen sind und sie
den Kindern ihre Angebote nicht vermitteln kon-
nen, weil sie es allein in diesen Gruppen nicht
schaffen. Deswegen haben wir gefordert — und das
haben wir eben auch von der Basis gehért —,

(Ksenija Bekeris SPD: Welche Basis?)

dass es mehr Personal in den Klassen geben
muss, mit unterschiedlichen Kompetenzen in multi-
professionellen Teams, wie wir es bei der Inklusion
auch haben. Dem tragen Sie in Ihrem Antrag Uber-
haupt keine Rechnung. Darlber hatte man
durchaus noch einmal gut diskutieren kénnen, zu-
sammen mit unseren Antragen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Karin Prien
CDU)

Herr Abaci hat unserem Antrag, als wir ihn das
letzte Mal debattierten, durchaus zugestanden,
dass er sehr fundiert ist. Sogar Herr Oetzel hat
heute gesagt, man merke, dass unser Antrag von
der Basis komme und mit den Akteurinnen und Ak-
teuren gemeinsam entwickelt worden sei.

(Zuruf von Kazim Abaci SPD)

— Wir kdénnen das gern im Protokoll nachlesen,
Herr Abaci.

Sie kdnnen vor der Wahrheit nicht die Augen ver-
schlieRen, denn es ist so, wir haben den Antrag mit
den Akteurinnen und Akteuren vor Ort entwickelt.
Deswegen finde ich Ihr Verhalten wirklich sehr be-
dauerlich. Sie sagen, es gabe eine Willkommens-
kultur in den Schulen, Frau von Berg. Nattrlich gibt
es die. Aber dass die Lehrerinnen und Lehrer
gleichzeitig sagen, sie flhlten sich Uberfordert und
Uberlastet, sie brauchten mehr Personal und mehr
Unterstitzung, widerspricht der Willkommenskultur
nicht. Im Gegenteil, Sie setzen im Grunde die Will-
kommenskultur auf Spiel, wenn Sie die Lehrkrafte
nicht ausreichend unterstitzen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Karin Prien
CDU)

Und deswegen hat sich unser Antrag auch nicht
erledigt. Sie berlcksichtigen nicht, dass die Kinder
unter Umstanden erst einmal trauma-therapeuti-
sche Unterstitzung brauchen. Sie gehen nicht da-
rauf ein, dass die Schulen sich einen Koordinator
oder eine Koordinatorin fir diese Fragen win-
schen, weil es unglaublich viel zu regeln und zu or-
ganisieren gibt. Sie gehen nicht auf unsere Forde-
rung ein, auch aus der Gruppe der Gefllichteten
Fachpersonal zu gewinnen, um solche Aufgaben
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zu Ubernehmen. Das ist doch eine super Idee,
aber Sie haben kein Wort dazu gesagt. Und im Ub-
rigen sagen Sie zur Finanzierung lhres Antrags
auch nichts, das nur einmal am Rande. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Das Wort bekommt
nun Herr Oetzel von der FDP-Fraktion.

Daniel Oetzel FDP:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herrn! Derzeit kommen je-
den Monat 300 bis 400 Flichtlingskinder zu uns
nach Hamburg. Angesichts dieser Zahlen haben
wir in der Vergangenheit bereits mehrfach ein um-
fassendes Programm fir die Beschulung als
Grundlage der nachhaltigen Integration dieser Kin-
der eingefordert. Wir haben vom Senat davon bis
heute nichts gesehen, weder ausreichende Perso-
nal- und Raumausstattung noch nachvollziehbare
Organisationsstrukturen und erst recht keine zu-
sammenhangenden Plane fir ein sinnvolles Ge-
samtkonzept.

(Beifall bei der FDP — Kazim Abaci SPD:
Nix?)

Da muss man als Oppositionspolitiker den Integra-
tionskinstlern von Rot-Grin fast dankbar sein,
dass auch Sie gemerkt haben, dass der Senat
dringend Hilfestellung braucht, und Sie in der Fol-
ge einen leidlich guten Antrag zusammengezim-
mert haben, auch wenn Sie den Inhalt in weiten
Teilen abgeschrieben haben. Aber immerhin, bes-
ser spat als nie.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Stimmen Sie zu,
Herr Oetzel!)

— Ich stimme selbstverstandlich zu.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Dann kann er so
schlecht nicht sein, wenn Sie sogar zustim-
men!)

— Habe ich auch nicht gesagt. Ich habe gesagt, es
ist ein leidlich guter Antrag, den Sie zusammenge-
zimmert haben, und besser als das, was der Senat
bisher gemacht hat. Vielen Dank, Herr Dr. Tjarks.

Der Zusatzantrag der CDU ist aber aus unserer
Sicht noch eine sinnvolle Erganzung. Wir werden
daher auch diesem Antrag zustimmen und finden
es schade, dass wir ihn nicht weiter im Ausschuss
diskutieren werden.

Aber noch ein Wort zu unserem Zusatzantrag. Bis-
her haben wir von den Roten und den GRUNEN
nur gehort, dass sie die Zusatzantrage der CDU
und der LINKEN ablehnen werden. Ich habe also
noch leise Hoffnungen, dass Sie vielleicht noch un-
serem Antrag zustimmen werden.

(Beifall bei der FDP — Kazim Abaci SPD:
Leider nicht!)

Ein besonders wichtiger Aspekt fallt namlich im
vorliegenden Antrag fast vollig unter den Tisch,
und das ist die Vermittlung unserer freiheitlichen
und liberalen Werte, die unsere Gesellschaft zu-
sammenhalten

(Kazim Abaci SPD: Das ist doch selbstver-
standlich!)

und sicherlich auch mit daflir verantwortlich sind,
dass derzeit viele der Menschen, die vor Krieg und
Gewalt fliehen, eine neue Zukunft gerade in unse-
rer Stadt und in unserem Land suchen. Wir Freien
Demokraten stehen zu 100 Prozent zu unserer
Verantwortung, den Kriegsflichtlingen zu helfen.
Aber eines muss jeder verstehen, der auf Zeit oder
dauerhaft ein Mitglied unserer Gesellschaft ist oder
sein mdchte: Auf Toleranz, Gleichberechtigung,
Religions- und Meinungsfreiheit, Antirassismus
und die Moglichkeit zur Selbstverwirklichung jedes
Einzelnen gibt es in Deutschland keinen Rabatt.

(Beifall bei der FDP)

Wir fordern daher, dass die Vermittlung unserer
Werte neben dem Erwerb der deutschen Sprache
als gleichrangiges Hauptziel in den Flichtlingsun-
terricht aufgenommen wird. Die Formulierung dazu
im Ursprungsantrag ist uns an dieser Stelle viel zu
vage. Notig ist ein konkretes Konzept, das zlgig
entwickelt und dann auch umgesetzt werden muss.
Denn sonst wird aus der Fllchtlingskrise schon
bald eine Integrationskrise,

(Ksenija Bekeris SPD: Ach, Herr Oetzel!)

die uns dann noch vor weit gréRere Herausforde-
rungen als derzeit stellen wird. In diesem Sinne bit-
te ich Sie, unserem Zusatzantrag zuzustimmen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der AfD be-
kommt nun Herr Dr. Wolf das Wort.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrtes Prasidi-
um, meine Damen und Herren! Wieder einmal
mussen wir Uber die Losung eines Problems mit-
einander sprechen, welches wir in dem Ausmalf}
nicht hatten, wenn sich Bund und Lander an Recht
und Gesetz hielten. Wieder einmal ist man ge-
zwungen, das Richtige im Falschen zu tun. Der
vorgelegte Antrag versucht, dies zu tun, aber er
macht vieles nur noch falscher. Hier treffen sich zu
viel egalitaristische Bildungspolitik und utopistische
Willkommenskultur.

Richtig an Ihrem Antrag ist, dass in Hamburg die
bisherigen Angebote der Beschulung von Asylsu-
chenden deutlich tber die Standards anderer Bun-
deslander hinausgehen. Aber ist das notwendig?
Bisher hat die Beschulung der minderjahrigen
Asylsuchenden in Hamburg — und hier muss ich
der positiven Selbstdarstellung der Koalitionsfrak-
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tionen widersprechen - leider hauptsachlich
schlechte Ergebnisse bei hohen Kosten verursacht

(Dorothee Martin SPD: Ha?)

und die Schulen und die Lehrkrafte, so die Riick-
meldung der Lehrer, die in derartigen Schulen und
Klassen unterrichten, erheblich belastet, wenn
nicht Uberlastet. Dies ist in dem Antrag zwischen
den Zeilen auch herauszulesen, und deswegen
wird eine Reform angestrebt — in vielen Punkten
aber in die falsche Richtung.

Wie Sie oben auf Seite 2 zugeben, ist es um die
Anwesenheitsdisziplin der Fliichtlingskinder, insbe-
sondere der Jugendlichen, nicht gut bestellt. Oft
betragen die Abwesenheitsquoten Uber 50 Pro-
zent, was nicht so recht dazu passen will, dass die-
se Schiiler angeblich so motiviert sind. Ob das,
was derzeit oftmals wenig angenommen wird, jetzt
als Ganztagsangebot ausgebaut werden muss, da-
hinter kann man doch wirklich ein groRes Fragezei-
chen setzen. Wer schon zum Halbtagsunterricht
nicht freiwillig erscheint, wird der plétzlich bereitwil-
lig zum Ganztagsunterricht erscheinen? Bei mir
Uberwiegen die Zweifel und die Skepsis.

Die weiteren Ausfuhrungen in lhrem Antrag, dass
guter Unterricht gute Rahmenbedingungen brau-
che, sind naturlich richtig. Sie schreiben, die Schi-
ler sollten von gut ausgebildeten Padagogen ein
hochwertiges Unterrichtsangebot bekommen. Auch
hochwertiger Sprachunterricht sei von Anfang an
notwendig. Das stimmt. Allerdings bedeutet das
nattrlich, dass in solchen Schilergruppen nur
Fachlehrer mit Facultas Deutsch einzusetzen sind,
die nach Méglichkeit auch noch eine Zusatzausbil-
dung fur Deutsch als Fremdsprache haben. Wo
sind gegenwartig diese Kollegen an den betroffe-
nen Schulen?

Zu den einzelnen Punkten lhres Antrags. Den
Punkten 2, 4, 5, 7, 9 und 11 kénnten wir zustim-
men.

Zu Punkt 1 ist eine differenzierte Betrachtung an-
gebracht. Ich persdnlich sehe es so, wie es zum
Beispiel auch der Chef der SPD in Thiringen, Bau-
sewein, formuliert hat, dass die Schulpflicht proble-
matisch ist und man darlber streiten kann, ob die-
se nicht erst nach positivem Abschluss des Asyl-
verfahrens greifen sollte, auch wenn ich einrdume,
dass man mit fundierten Grinden beide Meinun-
gen guten Gewissens vertreten kann. Trotzdem
soll und kann nattrlich motivierten Flichtlingen in
den Aufnahmeeinrichtungen ein Bildungsangebot
unterbreitet werden, allerdings unter Berucksichti-
gung des Rahmens, in dem Lehrkrafte und Raume
vorhanden sind.

Zu Punkt 3. Woher kommt das gut ausgebildete
Fachpersonal an den Schulen flir die zusatzlichen
Klassen? An praktisch keiner der betroffenen
Schulen wird das gut ausgebildete Personal in der
notigen Starke vorhanden sein. Das heif’t, wenn

es zusatzliche Schiler und Klassen in Klassenstar-
ken von 14 bis 18 Schulern gibt — das finden wir
sinnvoll, denn diese Soll-Starke ist das Maximum,
mit dem in derartigen Klassen noch sinnvoll Unter-
richt erteilt werden kann —, dann muss vorher si-
chergestellt sein, dass mit den Schuilern externes
Fachpersonal an die Schule kommt, damit dieses
den zusatzlichen Unterrichtsaufwand bewerkstelli-
gen kann. Keinesfalls darf es so laufen, dass zu-
erst die Klassen kommen, im Extremfall im laufen-
den Schuljahr, und das Kollegium dann sehen
muss, wie sie irgendwie aufbewahrt werden, bis
das Lehrpersonal im nétigen Umfang an die
Schulen kommt — so lauten mehrere Rickmeldun-
gen in diesem Zusammenhang.

Zu lhrer Ziffer 6. Fortbildungsangebote fir Deutsch
als Fremdsprache sind ausschlie3lich fur Deutsch-
lehrer mit Facultas geeignet. Oder glauben Sie,
dass ein Lehrer, der sechs Jahre Lehramt Berufs-
schule studiert und anderthalb Jahre das Referen-
dariat mit den Fachseminaren Wirtschaft oder Eng-
lisch absolviert hat, plétzlich durch eine einwdchige
Fortbildung zu einem qualifizierten Deutschlehrer
mit Sonderqualifikation Deutsch als Fremdsprache
wird? Falls ja: Warum braucht man dann noch ein
erstes und zweites Staatsexamen zum Eintritt in
den Schuldienst, statt einfach direkt nach dem Abi-
tur eine einwdchige Fortbildung zu machen und
dann Fachlehrer fiir Flichtlingsbeschulung zu
sein? So geht es doch nicht.

Zu lhrem Punkt 8. Laufende Schulwechsel zwei
Wochen nach dem Unterkunftswechsel fihren zu
unndtigem institutionalisiertem Chaos an den
Schulen. Schulwechsel und insbesondere die Ein-
richtungen neuer Migrantenklassen sollten zum
Schuljahreswechsel stattfinden, um die fir guten
Unterricht geforderten guten Rahmenbedingungen
zu gewahrleisten, auch wenn dann der eine oder
andere im Einzelfall einmal etwas warten muss.

Auch lhren Punkt 10 missen wir ablehnen. Bevor
es ein Ganztagsangebot von Anfang an in den
Schulen geben kann, missen Sie zunachst beant-
worten, woher die R&ume kommen, woher die frei-
willigen und entsprechend qualifizierten Lehrer
kommen, ob die haufig Uberforderten Lehrer und
Schiler ausreichend mit Sozialpddagogen unter-
stlitzt werden, um storungsfreien Unterricht zu ge-
wahrleisten, was das alles zusatzlich kostet und
woher das Geld kommt. Solange es keine Antwor-
ten auf diese Fragen gibt, kann unserer Auffas-
sung nach mit der Ganztagsbeschulung nicht be-
gonnen werden. Daher kdnnen wir dem Antrag in
der vorliegenden Form nicht zustimmen.

Noch kurz zwei Satze zu den Zusatzantragen. In
dem Zusatzantrag der CDU erscheinen uns meh-
rere Punkte sinnvoll, wahrend wir andere Punkte
ablehnen. Wir haben eine ziffernweise Abstim-
mung beantragt. Sinnvoll und interessant ist insbe-
sondere der Punkt 2, in dem, ahnlich wie in dem
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Zusatzantrag der FDP, den wir unterstiitzen wer-
den, eine Vermittlung der hiesigen Werte und
Grundgedanken der freiheitlich demokratischen
Grundordnung — man kann den Begriff Leitkultur
verwenden, man muss es nicht tun — gefordert wird
und wichtige Ansatze in Richtung Entwicklung ei-
nes Lehrplans fir die Flichtlingsbeschulung
stecken. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Méller: Meine Damen und
Herren, bevor ich nun Frau Heyenn das Wort ertei-
le, méchte ich, wie die Prasidentin das zu Beginn
der Sitzung schon getan hat, darauf hinweisen,
dass es tatsachlich ausreichend Sitzplatze im Ple-
narsaal gibt. Ich wirde gern diese kleinen Ge-
sprachsgruppen auflésen. Sprechen Sie draul3en
weiter oder folgen Sie der Debatte. Vielen Dank. —
Frau Heyenn, Sie haben das Wort.

Dora Heyenn fraktionslos:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ungefahr ein Viertel der
ankommenden Fllchtlinge in Hamburg sind Kinder
und Jugendliche. Ganz wichtig ist, dass diese Kin-
der und Jugendlichen von Anfang an eine mog-
lichst gute Bildung und Ausbildung bekommen.
Das ist die beste Voraussetzung fir eine gelingen-
de Integration.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

In Hamburg werden die Kinder und Jugendlichen
unabhangig von ihrem Aufenthaltsstatus beschult.
Damit ist Hamburg ein Vorbild fir andere Bundes-
lander. Das ist nicht erfunden worden, weil wir die
Flichtlingsbewegung haben, das ist seinerzeit von
der Senatorin Christa Goetsch eingesetzt worden,
und wir kénnen ihr gar nicht dankbar genug sein,
dass sie das damals durchgesetzt hat.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Die Fraktionen von SPD und GRUNEN haben nun
einen Antrag eingebracht, "Gute Schule von An-
fang an". Zu begriif3en ist, dass innerhalb der ers-
ten vier Wochen ein entsprechendes Schulangebot
sichergestellt werden soll. Flichtlingskinder und
Jugendliche sollten so schnell wie mdglich ins Bil-
dungssystem integriert werden, aber eine separate
Beschulung sollte auf ein Minimum beschrankt
sein. Es sollte eben keine Migrantenklassen geben
und keine Flichtlingsklassen. Die Kinder und Ju-
gendlichen gehdren so schnell wie moglich in die
Regelklassen.

Und was ist eigentlich mit den Gymnasien? Ich ha-
be bei lhnen, Frau Prien, genau zugehort.

(Dennis Thering CDU: Da kénnen Sie noch
was lernen!)

— Ich weil3 nicht, ob man das lernen sollte.

Sie haben von einer Quotierung fir die Grund-
schulen und die Stadtteilschulen gesprochen. Es
kann doch aber nicht sein, dass wir, genau wie bei
der Inklusion, die gesamtgesellschaftliche Aufgabe
der Integration der Fluchtlingskinder und der Ju-
gendlichen allein den Stadtteilschulen und somit
den Stadtteilschilerinnen und Stadtteilschiilern
Uberlassen. Das kann so nicht gehen, und deswe-
gen sollten wir darauf achten, dass auch die Gym-
nasien ihren Anteil leisten. Interessant ware zu
wissen, wie hoch der Anteil der jungen Flichtlinge
ist, die an Gymnasien beschult werden. Wichtig ist
doch, dass die Kinder und Jugendlichen entspre-
chend ihren Potenzialen den Zugang zu Stadtteil-
schulen und Gymnasien erhalten und das nicht auf
eine Schulform reduziert ist.

(Beifall bei den GRUNEN, vereinzelt bei der
SPD und bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Zu begriBen ist, dass SPD und GRUNE die Lehr-
krafte in Erstaufnahmeeinrichtungen in den Vorbe-
reitungsklassen in arbeits- und personalorganisato-
rischer Hinsicht mit den Lehrkraften in Regelklas-
sen gleichstellen wollen. Dies ist lange Uberfallig.
Gleiches Geld fur gleiche Arbeit sollte es fur ange-
stellte und teilzeitbeschaftigte Lehrkrafte genauso
geben wie flr die Honorarkrafte. Vor ein paar Ta-
gen hat die Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft gefordert, Lehrkrafte flr Integrationskurse
anzustellen und gut zu bezahlen. Die GEW warnt
vor Engpassen an qualifizierten Lehrkraften und
weist darauf hin, dass nach Abzug der Sozialabga-
ben bei vielen akademisch qualifizierten Lehrkraf-
ten, die von diesen Honoraren leben, ein Einkom-
men knapp Uber dem Hartz-1V-Niveau Ubrigbleibt.
Diese Integrationskurse werden vor allem von der
Volkshochschule erteilt, die im Zustandigkeitsbe-
reich der Schulbehdrde liegt. Hier besteht Hand-
lungsbedarf, und das nicht erst seit der aktuellen
Fluchtlingsbewegung.

Noch einmal ein Wort zu den Lehrern, den Schu-
lern und dazu, dass sie alle Uberfordert seien. Ich
md&chte einmal ein Beispiel aus dieser Stadt nen-
nen. Vor einiger Zeit hat die Erich Kastner Schule
den Bertini-Preis bekommen, weil Lehrer und
Schiler ein Tor in den Zaun zur benachbarten
Flichtlingsunterkunft eingebaut und ermdglicht ha-
ben, dass Fluchtlingskinder und Kinder, die in die
Schule gehen, nachmittags miteinander spielen
kénnen. Das ist also nicht nur eine Herausforde-
rung oder eine Uberforderung, es ist auch eine
grofRe Inspiration fir ein Miteinander. Wie Frau von
Berg sagte: Kultur hilft uns allen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Nun zu den Unterrichtsrdumen. Im Antrag ist von
guten Unterrichtsrdumen die Rede. Ich mdchte ein-
mal daran erinnern, dass wir, als die Flichtlingsbe-
wegung noch nicht so stark im Bewusstsein war,
einen Schulentwicklungsplan vorgelegt bekommen
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haben, in dem steht, dass die Schulflachen bis
2020 um 10 Prozent verkleinert werden miussen.
Ich nehme an, dass das jetzt neu Gberdacht wird.
Hier brauchen wir eine Kehrtwende. Wir missen
die Schulflachen nicht verringern, es missen neue
geschaffen werden. Das ist die neue Situation.

Zum Schluss noch ein Wort an die CDU. Sie ha-
ben eben wieder verklausuliert gesagt — und man
kann es Uberall lesen —, dass Sie beflrchten,
durch die Fluchtlingskinder sinke das Leistungsni-
veau in den Schulen. Ich wirde gern wissen, wo-
her Sie diese Weisheit nehmen.

(Beifall bei den GRUNEN, vereinzelt bei der
SPD und bei Nebahat Gliglii fraktionslos)

Ich glaube, dass die Fllchtlingskinder dazu beitra-
gen werden, dass das Lernklima an den Schulen
stark verbessert wird.

(Beifall bei den GRUNEN, vereinzelt bei der
SPD und bei Nebahat Giiglii fraktionslos)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Herr Senator Rabe.

Senator Ties Rabe:* Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich freue mich sehr
dartber, dass im Grof3en und Ganzen trotz einzel-
ner Differenzen viel Zustimmung zu dem Antrag
der beiden Regierungsfraktionen zu hoéren war,
den Kindern und Jugendlichen die Schulen zu &ff-
nen und fir guten Unterricht zu sorgen.

Es ist eine grof3e und eine schwierige Aufgabe, vor
der wir stehen. Der Senat geht davon aus, dass
insgesamt, Uber drei Jahre hinweg betrachtet, bis
zum Jahresende 2016 bis zu 80 000 Menschen
nach Hamburg gekommen sein werden. Das ist die
Einwohnerzahl der drittgroRten Stadt Schleswig-
Holsteins, namlich Flensburg, die mal eben in
Hamburg eingebunden werden muss. Meinem Vor-
redner von der AfD erwidere ich: Ich kann den
Fluchtlingen nicht sagen, wartet bitte sieben Jahre,
bis ich die richtigen Lehrer ausgebildet habe — so
lange dauert eine Lehrerausbildung —, und wartet
bitte noch dreieinhalb oder vier Jahre, bis wir alle
neuen Schulgebaude gebaut haben, sondern wir
mussen eine Antwort finden auf die Herausforde-
rung, die jetzt da ist. Das bedeutet sicherlich, dass
wir die Schwierigkeiten auch sehen und sie uns
ehrlich eingestehen mussen, aber wir durfen nicht
vor ihnen davonlaufen. Ich freue mich, wenn Sie
uns dabei unterstitzen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Lassen Sie mich in aller Kiirze die sechs wichtigs-
sten Punkte nennen, die fir uns mafgeblich sind,
wenn es darum geht, jungen Menschen die Hand
zu reichen.

Es ist so leicht gesagt und doch sehr schwer ge-
tan: Gute Bildung von Anfang an. Wer sich, wie

viele von lhnen, ansieht, wie in den zentralen Erst-
aufnahmen und den Notunterkiinften zurzeit impro-
visiert werden muss, um immer wieder neue Men-
schen unterzubringen, der weil}, welch gewaltige
Herausforderung es ist, in diesen zentralen Erst-
aufnahmen ein Schulangebot sicherzustellen, und
das fir moglichst viele junge Menschen. Dennoch
haben wir, anders als eine Reihe anderer Bundes-
lander, gesagt, dass wir nicht warten mochten, bis
diese jungen Menschen nach einem halben Jahr in
eine offentlich rechtliche Unterkunft gekommen
sind, sondern wir méchten uns sehr anstrengen,
von Anfang an einen guten Unterricht anzubieten,
mit allem Drum und Dran, wie es sich gehdrt, denn
nur so kann Integration gelingen. Das ist der eine
wichtige Eckpunkt fiir uns.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der zweite Punkt bezieht sich auf die Rahmenbe-
dingungen. Sie sind genannt worden, und ich habe
keinen Widerspruch gehort. Ich wiederhole nur
kurz, Stichwort kleine Klassen: In Hamburger
Schulklassen befinden sich teilweise 19, auch 21
oder 23, in einigen Fallen sogar 28 Schulerinnen
und Schiler, in den Fluchtlingsklassen sollen es in
der Regel 14 bis 18 sein. Damit sind diese Klassen
kleiner als die kleinsten Klassen im Regelsystem.
Der Unterricht soll in der Tat durch professionelle
padagogische Krafte erfolgen, iberwiegend durch
Lehrkrafte, in 27 bis 31 echten Unterrichtsstunden.
Das ist keine Kita, keine offene Jugendarbeit, son-
dern das ist eine richtig funktionierende Schule.
Das verstehen wir unter guten Rahmenbedingun-
gen. Das sicherzustellen, wird eine spannende und
auch schwierige Aufgabe, der wir uns aber widmen
wollen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Zu Recht ist auf die spannende Frage hingewiesen
worden, was in diesem Unterricht passiert. Zwei
Dinge sind wichtig. Die Sprache zu lernen ist eine
groRe Herausforderung. Wir hatten hier die aus
meiner Sicht etwas abwegige Diskussion, warum
in diesen Klassen kein Schwimmunterricht stattfin-
det. Ich sage noch einmal sehr deutlich: Deutsch
zu lernen ist ein sehr schwieriges Unterfangen. Im
Vergleich mit Spanisch oder Englisch ist Deutsch
eine Sprache mit vielen, vielen Tucken, und wer
sie nicht beherrscht, hat keine Chance in unserer
Gesellschaft, in unseren Schulen. Deswegen ist
der eine Kernpunkt guter Deutschunterricht, damit
diese jungen Menschen es so schnell wie méglich
schaffen, sich Bildungschancen zu erschliel3en.

Ein weiterer wichtiger Punkt — ich habe mich ein
bisschen Uber den FDP-Antrag gewundert, weil wir
dasselbe wollen und wir es auch aufgeschrieben
haben —: Wir wollen auch im Unterricht dafir sor-
gen, dass diese jungen Menschen die Werte und
Normen unserer Gesellschaft mitbekommen und
sie sich mit ihnen auseinandersetzen. Da brauchen
wir gar keine komische Diskussion Uber Leitkultur
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zu fihren, ein Blick in die Praambel unseres scho-
nen Schulgesetzes reicht, die die Vater oder Mut-
ter dieses Gesetzes dort hineingeschrieben haben.
Es geht darum, dass man auf demokratische Art
und Weise Konflikte 16st, dass wir eine tolerante
Gesellschaft sind, die Vielfalt akzeptiert, die Unter-
schiedlichkeit von Religionen und die Unterschied-
lichkeit von Kulturen. Es geht darum, dass natur-
lich auch die Gleichberechtigung von Mann und
Frau eine fundamentale Saule im Miteinander ist.
Genau das ist der zweite Punkt, den wir im Unter-
richt sicherstellen wollen. Beides gehort untrennbar
zusammen und nicht in Facher aufgegliedert,
Sprache einerseits und die Integration in das, wie
die Hamburger Gesellschaft funktioniert, anderer-
seits. Das ist flr uns guter Unterricht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Im Schnelldurchgang die weiteren Punkte. Ganz-
tag flr alle, das sagt sich so leicht, aber die meis-
sten Bundeslander konnen es deshalb nicht anbie-
ten, weil sie gar nicht so viele Ganztagsschulen
haben. Wir haben dieses Angebot fast an jedem
Schulstandort. Ich habe die neueste Statistik be-
kommen — eine Schule fehlt dabei schon wieder —:
Von 330 Schulen sollen 329 Ganztagsschulen
sein. Wir mochten, dass diese jungen Menschen
am Ganztag teilnehmen kénnen. Wer wie ich ein
Kind hat, das einen langere Zeit im Ausland ver-
bracht hat — bei meiner Tochter ist das der Fall, ich
habe es in der letzten Debatte schon erzahlt —, der
weild, wie gut und schnell Integration gelingt, wenn
sie nicht nur im Unterricht stattfindet, sondern auch
im Miteinander der Schiilerinnen und Schiiler. Da-
fir ist der Ganztag eine sehr wichtige Saule. Des-
wegen 6ffnen wir die Tlren und nehmen das Geld
dafir in die Hand, damit alle Flichtlingskinder und
Jugendlichen am Ganztag teilnehmen kdnnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Gute Raume sind wichtig, Sie haben vollkommen
recht, und auch die lokale Verteilung haben Sie zu
Recht angesprochen, Frau Prien. Das ist eine
schwierige Aufgabe. Wir planen in der Tat, auch
Schulbusse einzusetzen, um dafiir zu sorgen, dass
an allen Schulen eine Beteiligung an dieser wichti-
gen Aufgabe stattfindet. Allerdings muss ich an
dieser Stelle einmal Richtung CDU bemerken,
dass ich mich als Lokalpolitiker Bergedorfs sehr
gut erinnere, dass nicht eine einzige Fluchtlingsun-
terkunft in Bergedorf mit Zustimmung der CDU auf
den Weg gebracht worden ist,

(André Trepoll CDU: Uberhaupt nicht wahr!)

nicht eine einzige in dieser Form. Sie sollten an ei-
ner Verteilung Uber die Stadt mitwirken, statt sie
immer einzuklagen, wahrend Sie sich andererseits
der Zusammenarbeit an diesem wichtigen Punkt
verweigern. Wir moéchten das auf jeden Fall sicher-
stellen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN - Dr.
Anjes Tjarks GRUNE: Das weil} Herr Gladia-
tor nicht mal!)

Zum guten Schluss spreche ich noch einen Punkt
an, der nicht einfach ist — wir kénnen ihn im Aus-
schuss gern beraten —, die liickenlosen Ubergan-
ge. Was ist denn, wenn jemand ein Jahr gut
Deutsch gelernt hat und der Ubergang in die Re-
gelklasse erfolgen kénnte, und es ist Februar? Un-
ser Schulsystem ist so programmiert, dass sich al-
les zum 1. August andert. Sollen dann also einige
Schilerinnen und Schiiler mit zu geringen Sprach-
kenntnissen wechseln und andere viel zu lange auf
ihren Wechsel warten, um den Ubergang im Au-
gust sicherzustellen? Wir haben uns dagegen ent-
schieden, obwohl es organisatorisch einfacher wa-
re. Der Ubergang in den Regelunterricht kann je-
derzeit, und sei es Dienstag, der 3. November, er-
folgen. Wenn ein Lehrer sagt, dieser junge Mensch
kann dem Regelunterricht jetzt folgen, dann geht
dieser junge Mensch in eine Regelklasse. Flr den
jungen Menschen ist das gut, aber die Nebenwir-
kung will bedacht sein. Es kann in einigen Fallen
auch dazu fuhren, dass Klassen ein bisschen gro-
Rer werden. Aber bevor wir ganze Jahrgange auf-
[6sen und neu zusammenmixen, um bestimmte
Obergrenzen einzuhalten, muss das der verninfti-
gere Weg sein. Deswegen haben wir noch einmal
deutlich gemacht, dass wir fiir diese lickenlosen
Ubergéange sind.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich komme zum Schluss. Uber 12 000 Schiilerin-
nen und Schiiler bis Jahresende 2016 zu integrie-
ren, wird eine schwierige Aufgabe. Wir sollten aber
nicht mutlos sein. Von den rund 250 000 Hambur-
ger Schilerinnen und Schulern, die von der Vor-
schule bis zur Berufsschule unsere Schulen besu-
chen, haben mehr als 100 000 einen Migrations-
hintergrund. Wir haben es als Stadt geschafft, so
viele Menschen in das Schulsystem zu integrieren.
Zudem haben wir uns als Stadt verandert mit die-
sen Menschen. Und ich sage ganz ausdrucklich,
dass Hamburgs Schulen und Hamburgs Gesell-
schaft 6de und leer waren ohne diese 100 000 mit
Migrationshintergrund, und wenn jetzt 12 000 da-
zukommen, dann sollten diese 100 000 Schdilerin-
nen und Schiler, die schon Hamburger sind und
zu uns gehoren, die zu Hamburg gehdren wie je-
der andere auch, wie Sie und ich, uns Mut ma-
chen, dass das eine Aufgabe ist, die gelingen kann
und die Hamburg weit voranbringt. — Vielen Dank,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Frau Prien von der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich weild nicht so recht, lieber
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Herr Rabe, in welcher Funktion Sie lhre Kenntnis-
se Uber die Verhaltnisse in Bergedorf jetzt zum
Besten gegeben haben; wir haben Sie in letzter
Zeit schon haufiger in Sachen Wohnungsbau me-
dial erleben durfen. Aber was die konkreten Ver-
haltnisse in Bergedorf und die Frage der Flicht-
lingsunterkiinfte dort angeht, sind Sie leider nicht
richtig informiert. Tatsache ist, dass die CDU-Frak-
tion in Bergedorf — Ubrigens anders als die SPD-
Fraktion — immer konkrete Vorschlage fur Flicht-
lingsunterkinfte gemacht hat und dass vier von
sechs der jetzt tatsachlich bestehenden Unterkinf-
te auf Vorschlage der CDU zurlckgehen.

(Arno Miinster SPD: Stimmt doch gar nicht!
Das ist doch nicht wahr, was Sie da behaup-
ten!)

Die CDU hat sich hier immer konstruktiv verhalten.
Das, was Sie sagten, war daneben.

(Beifall bei der CDU)

Fir die jetzige Debatte und auch fiir die Glaubwir-
digkeit, Frau von Berg, ist Ihre Argumentation wi-
dersprichlich im Hinblick auf die Frage, wie wir
uns eigentlich mit der Flichtlingsbeschulung in die-
sem Parlament befassen. Es gibt namlich Ihre
Aussage dazu, dass Sie tatsadchlich das Thema
der lokalen Verteilung in Angriff nehmen wollen.
Und Sie beabsichtigen — ich darf Sie zitieren —,
Schulbusse einzusetzen. Das heil3t doch, es gibt
Handlungsbedarf in diesem Bereich. Frau von
Berg, da kdnnen Sie doch nicht sagen, das hatte
sich erledigt und darliber misse man nicht disku-
tieren. Das finde ich unglaublich.

(Beifall bei der CDU)

An dieser Stelle durfte jetzt klar sein, dass Ihre Ar-
gumentation, unser Antrag hétte sich erledigt, wohl
kaum zutreffen kann.

Ich will Thnen noch etwas sagen, Frau von Berg.
Ich habe Sie als wirklich sehr ernst zu nehmende
und gute Oppositionspolitikerin in der letzten Legis-
laturperiode kennengelernt. Ich habe lhre Arbeit
immer mit sehr groRem Respekt beobachtet. Umso
groRer ist die wirklich tiefe Enttduschung Uber das,
was Sie jetzt an Haltung und auch an Verhalten an
den Tag legen. Sie haben eben in dieser Debatte
vor diesem Haus die Unwahrheit gesagt. Wir ha-
ben gestern nicht den Antrag auf Selbstbefassung
abgelehnt, sondern wir haben beanstandet, dass
dieser Punkt nicht auf der Tagesordnung stand,
und haben deshalb abgelehnt, dariber abzustim-
men. Sagen Sie doch bitte, wie es gewesen ist,
und erzahlen Sie in diesem Hause keine Marchen.
Was wir getan haben, war auch berechtigt.

(Beifall bei der CDU — Vizeprasidentin Chris-
tiane Schneider Gbernimmt den Vorsitz.)

Es war deshalb berechtigt, denn wenn Sie, wie es
unter guten Demokraten eigentlich richtig ware,
heute der Uberweisung zugestimmt hatten, dann

brauchten wir keine Selbstbefassung im Nirwana,
sondern dann konnten wir konkret Giber unsere An-
trage beraten und hatten eine verninftige Bera-
tungsgrundlage.

(Beifall bei der CDU)

Ich wirde gern zum Abschluss noch zwei inhaltli-
che Bemerkungen machen. Frau Heyenn, Sie ha-
ben véllig recht, dass die Frage der Gymnasien na-
tirlich im Raum steht. Selbstverstéandlich missen
die Gymnasien ihren Beitrag dort leisten, und na-
turlich missen auch Internationale Vorbereitungs-
klassen an den Gymnasien eingerichtet werden,
darin besteht Uberhaupt kein Dissens. Sie haben
nur leider trotz Ihrer Ansage nicht richtig zugehért,
denn ich habe gesagt, insbesondere an den Stadt-
teilschulen, die jetzt schon besonders belastet
sind, misse Uber die Frage einer Quotierung nach-
gedacht werden. Sie werden sicherlich nicht be-
streiten, dass die Stadtteilschulen ohnehin heute
schon eine groRRe padagogische Herausforderung
zu bewaltigen haben und dass man hier besonders
genau hinschauen sollte.

Ich méchte gern noch einen Satz sagen zum The-
ma Bereicherung durch Vielfalt. Es ist doch vdllig
unbestritten, dass Vielfalt eine Bereicherung sein
kann. Aber bitte streuen Sie den Menschen doch
keinen Sand in die Augen. Wenn zu viele Kinder in
einer Klasse sind, die nicht verninftig Deutsch
konnen, dann fuhrt das einfach dazu, dass das
Lernniveau und die Qualitdt im Unterricht sinken.
Das konnen Sie nicht wegdiskutieren, weil Sie es
einfach nicht wollen oder weil das Ihrer Multikulti-
Ideologie nicht entspricht. Seien Sie da realistisch,
und streuen Sie den Menschen keinen Sand in die
Augen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Ein letzter Punkt, Herr Rabe. Es geht bei der Frage
der Vermittlung von Werten der freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung nicht nur um Haltung
und Kompetenzen, es geht auch um Inhalte. Und
genau flir diese Inhalte fordern wir verbindliche
Konzepte in der Beschulung von Flichtlingskin-
dern. Das ist ein Unterschied, und deshalb werden
wir beispielsweise auch dem Zusatzantrag der
FDP-Fraktion zustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Alexander
Wolf AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Prien. — Frau Boeddinghaus von der
Fraktion DIE LINKE, Sie haben nun das Wort.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Auf einen
Aspekt, der mir wichtig ist, mdchte ich noch einmal
eingehen. Herr Senator Rabe, Sie haben zu Recht
gesagt, dass Integration und Inklusion nicht aus-
schlieRlich im Unterricht stattfinden, sondern auch
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aulerhalb des Klassenzimmers. Wir durften dabei
zum zweiten Mal horen, dass lhre Tochter in Ame-
rika war. Ich finde, dass Sie auf lhre Wortwahl
achtgeben missten — auch, wenn Sie mir jetzt
nicht zuhéren —, denn Sie haben gesagt, es héatte
eine abwegige Diskussion daruber gegeben, ob
auch gefliichtete Kinder mit zum Schulschwimmen
fahren durften. Sie treten mit dieser Wortwahl vie-
len Grundschulen zu nahe, die sich an uns und da-
mals auch an den NDR gewandt haben, weil sie es
ungerecht finden und fiir nicht integrativ halten,
dass Flichtlingskinder im Klassenzimmer bleiben,
wahrend ihre Kolleginnen und Kollegen ins
Schwimmbad fahren.

Es gibt sehr viele vorbildliche Sportprojekte. Sie
bemihen doch an anderer Stelle immer den ver-
bindenden Gedanken des Sports, wo es namlich
sehr wohl funktioniert, dass Kinder, die noch nicht
das gesamte Vokabular beherrschen, durchaus
gemeinsam schwimmen koénnen, FuBball spielen
und Sport treiben. Deswegen bitte ich Sie, auf die-
se Wortwahl zu verzichten und solche Argumente
noch einmal ernsthaft zu bedenken.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das habe ich nicht
gesagt!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Boeddinghaus. — Ich sehe keine weite-
ren Wortmeldungen. Dann wiirde ich darum bitten,
dass die Abgeordneten sich hinsetzen, denn wir
kommen jetzt zu den Abstimmungen. Wir haben da
eine ganz schéne Abstimmungsprozedur vor uns.

Wer méchte nun zunachst einer Uberweisung der
Drucksachen 21/2193, 21/2331, 21/2353 und
21/2355 an den Schulausschuss folgen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die Uber-
weisung abgelehnt.

Dann kommen wir zu den Abstimmungen in der
Sache. Wir beginnen mit dem Antrag der Fraktion
DIE LINKE aus Drucksache 21/2331.

Wer modchte sich diesem anschlieBen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist der Antrag
mit groRer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen dann zum CDU-Antrag aus Drucksa-
che 21/2353. Diesen mochte die AfD-Fraktion zif-
fernweise abstimmen lassen.

Wer méchte sich hier zunachst dem Punkt A.1 des
Antrags anschlieRen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist der Punkt A.1 abgelehnt.

Wer stimmt nun Punkt A.2 zu? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist auch der
Punkt A.2. abgelehnt.

Wer moéchte sodann Punkt A.3 annehmen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch der
Punkt A.3 abgelehnt.

Wer mdchte dann Punkt A.4 annehmen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch der
Punkt A.4 abgelehnt.

Darf ich die Senatsbank bitten, ein bisschen Ruhe
einkehren zu lassen, wir sind bei der Abstimmung.

Wer mochte Punkt A.5 beschlieien? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist auch der
Punkt A.5 abgelehnt.

Wer stimmt Punkt A.6 zu? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist auch der Punkt A.6 ab-
gelehnt.

Wer mdchte Punkt A.7 annehmen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist auch bei eini-
gen Enthaltungen der Punkt A.7 abgelehnt.

Wer schlief3t sich Punkt A.8 an? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist auch der
Punkt A.8 abgelehnt.

Wer moéchte dem Punkt A.9 zustimmen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch
Punkt A.9 abgelehnt.

Wer nimmt Punkt A.10 an? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist auch Punkt A.10 abge-
lehnt.

Wer stimmt dem Punkt A.11 zu? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist auch Punkt A.11
abgelehnt.

Wer stimmt dem Punkt A.12 zu? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch Punkt A.12 ist abge-
lehnt.

Wer mdchte nun noch dem Punkt B seine Zustim-
mung geben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch Punkt B. wurde nicht angenommen.

Wir kommen dann zum Antrag der FDP-Fraktion
aus Drucksache 21/2355.

Wer diesen annehmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

SchlieBlich zum Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN aus Drucksache 21/2193. Die-
sen mochte die CDU-Fraktion ziffernweise abstim-
men lassen.

Wer méchte sich hier zunachst den Ziffern 1 bis 8
und Ziffer 10 des Antrags anschliefen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit sind bei weni-
gen Gegenstimmen die Ziffern 1 bis 8 und 10 an-
genommen.

Wer stimmt nun Ziffer 9 zu? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist Ziffer 9 ebenfalls ange-
nommen.
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Wer méchte sodann noch Ziffer 11 annehmen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei etlichen
Enthaltungen ist Ziffer 11 einstimmig angenom-
men.

Bevor wir zum nachsten Tagesordnungspunkt
kommen, méchte ich die Wahlergebnisse vorlesen.
Ich bitte um Ruhe.

Bei der Wahl eines ordentlichen Mitglieds und ei-
nes stellvertretenden Mitglieds fir die Hartefall-
kommission sind 111 Stimmzettel abgegeben wor-
den. Herr Dr. Wolf erhielt 19 Ja-Stimmen, 87 Nein-
Stimmen, 5 Enthaltungen und keine ungultigen
Stimmen. Herr Nockemann erhielt 13 Ja-Stimmen,
97 Nein-Stimmen, keine Enthaltung und eine un-
glltige Stimme. Damit ist weder Herr Dr. Wolf noch
Herr Nockemann gewahlt worden.

Dann werden wir diese Wahlen in unserer nachs-
ten Sitzung erneut auf die Tagesordnung setzen.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Jus-
tizbehorde sind 110 Stimmen abgegeben worden.
Alle Stimmen sind gultig, keine Stimme ungiltig.
Herr Justus Burgdorf erhielt 29 Ja-Stimmen,
59 Nein-Stimmen, 22 Enthaltungen. Damit ist Herr
Burgdorf nicht gewahlt worden.

Dann werden wir auch diese Wahl in unserer nachs-
ten Sitzung erneut auf die Tagesordnung setzen.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
hérde fir Inneres und Sport sind 111 Stimmzettel
abgegeben worden. Davon war keine Stimme un-
gultig, also alle Stimmen guiltig. Herr Stefan Kar-
rasch erhielt 96 Ja-Stimmen, 9 Nein-Stimmen und
6 Enthaltungen. Damit ist Herr Karrasch gewanhlt
worden.

Bei der Wahl eines oder einer Deputierten der Be-
hérde flr Wissenschaft, Forschung und Gleichstel-
lung sind ebenfalls 111 Stimmzettel abgegeben
worden. Auch hier waren alle Stimmen gultig. Herr
Falko DroRmann erhielt 89 Ja-Stimmen, 10 Nein-
Stimmen und 12 Enthaltungen. Damit ist auch Herr
DroBmann gewahlt worden.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 20 auf,
Drucksache 21/2120, Bericht des Ausschusses fir
Sport und Olympia: Die Bedeutung der Kultur fur
eine erfolgreiche Olympiabewerbung Hamburgs
und Hamburgs Olympia-Plane — Deutsches Hafen-
museum gehdrt dazu.

[Bericht des Ausschusses fiir Sport und Olym-
pia liber die Drucksachen 21/1183 und 21/1247:
Die Bedeutung der Kultur fiir eine erfolgreiche
Olympiabewerbung Hamburgs (GrofRe Anfrage
der CDU-Fraktion) und

Hamburgs Olympia-Plane — Deutsches Hafen-

museum gehort dazu (Antrag der CDU-Frakti-
on)
— Drs 21/2120 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Bundesmittel fiir das Hafenmuseum - Senat
muss jetzt handeln

— Drs 21/2365 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/2365 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor. Diesen Antrag méchten
die Fraktionen der SPD und der GRUNEN an den
Ausschuss fiir Sport und Olympia und die Fraktion
DIE LINKE an den Kulturausschuss uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Wersich von der
CDU-Fraktion, Sie haben es.

Dietrich Wersich CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Eine denkwirdige Nachtsit-
zung des Haushaltsausschusses des Deutschen
Bundestags vom 11. auf den 12. November — bis
morgens um finf Uhr tagen dort die Ausschiisse —
hat den Durchbruch fur das Deutsche Hafenmuse-
um in Hamburg gebracht. Mit dem Beschluss Uber
120 Millionen Euro wurde der Weg frei gemacht,
um das Hafenmuseum in den 50er Schuppen zu
realisieren und zu einer internationalen Attraktion
fir Millionen von Besuchern in unserer Stadt zu
machen. Zudem kann durch diesen Beschluss er-
reicht werden, dass die 1877 in Hamburg gebaute
stéahlerne Viermastbark "Peking" zurick nach
Hamburg geholt werden kann. lhr drohte im Hafen
von New York die Verschrottung.

Ich finde, wir miissen alle sehen, dass dies ein Er-
folg ist fur das beharrliche Werben und Wirken
zweier Bundestagsabgeordneter, an der Spitze
Rudiger Kruse von der CDU und Johannes Kahrs.
Sie haben den Dank des ganzen Hauses verdient.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Das ist ein grolder Tag fur alle, auch fir uns in der
CDU. Wir haben von Anfang an fur diese Idee ge-
kampft. Wir haben 2010 die Konzeptskizze des
Studios Heller in Auftrag gegeben. Aber es ist
auch ein groler Tag fir alle, die jahrelang fiir diese
Idee geworben, ja gekdmpft haben, in den Muse-
en, in den Freundeskreisen, in den Gewerkschaf-
ten und bei der Hafenwirtschaft. Es ist ein Erfolg
fur die Uber 150 Ehrenamtlichen und Zeitzeugen,
die das jetzige Schaudepot in den 50er-Schuppen
mit Hingabe pflegen und das Erbe und die Ge-
schichten aus dem Hafen bewahren.

Angesichts der Bedeutung des Hafens fur Ham-
burg haben sich schon viele Besucher gefragt,
warum es hier eigentlich keinen kulturellen Ort gibt,
der das angemessen wurdigt. In der Tat ist es un-
verstandlich, denn unser Hafen ist die Keimzelle
der Bedeutung und des Wohlstands unserer Stadt.
Der Hafen war die Triebfeder flr die Entwicklung
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der europaischen Einigungsbewegung der Hanse-
stadte. Der Hafen hat Hamburg zum Tor zur Welt
gemacht. Der Hafen ist Grund dafir, warum wir
heute so international sind. Dabei ist der Hafen
nicht nur ein technischer Ort, sondern er ist ein zu-
tiefst menschlicher Ort, ein Ort der Begegnung, ein
Ort der Arbeit und auch des harten Arbeiterlebens.
Hier wurzelt auch ein wichtiger Teil der Geschichte
der politischen Arbeiterbewegung und der deut-
schen Sozialdemokratie.

Mit diesem groflen Geschenk aus Berlin an unsere
Stadt kann das Deutsche Hafenmuseum Hamburg
dies alles wiirdigen mit seinem musealen Auftrag
des Sammelns, Forschens und Ausstellens. Es un-
terstreicht gleichzeitig die Bedeutung des Handels
und der Hafen fir ganz Deutschland. Wir sind da-
mit auf Augenhdhe und ebenburtig mit der eben-
falls vom Bund finanzierten Zeche Zollverein in Es-
sen, die exemplarisch fir Bergbau und Rohstoffge-
winnung steht, und der Volklinger Hutte mit ihrer
Stahlproduktion als wichtiges Standbein der Indus-
trialisierung Deutschlands. Deutschlands Wohl-
stand und internationale Bedeutung fut auch auf
Hafen und Handel. Gabe es einen besseren Ort
dafir als unsere Stadt Hamburg mit unserem Ha-
fen?

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP und der AfD)

Ich muss bei aller Freude heute aber auch sagen,
dass sich die offizielle Hamburger SPD-Kulturpoli-
tik seit 2011 nicht gerade mit Ruhm bekleckert hat.
2011 haben Sie zwar noch unserem Antrag auf
Befassung mit der Konzeptskizze im Kulturaus-
schuss zugestimmt, danach gab es aber fir alle In-
itiativen nur Ablehnungen. Flutschutzinvestitionen,
im Marz 2012 von uns beantragt: abgelehnt. Anle-
ger fur die Hafenbarkassen, damit die Besucher
das Schaudepot erreichen kénnen, im Marz 2012:
abgelehnt. Mittel fir die Aufzeichnung der mindli-
chen Uberlieferung der Zeitzeugen, die doch im-
mer weniger werden, beantragt 2012: abgelehnt.
Und jetzt aktuell, 2015, unsere Forderung, das Ha-
fenmuseum bei der Olympia-Planung zu bertick-
sichtigen: abgelehnt. Noch vor wenigen Wochen,
im Oktober 2015, haben Sie sogar die Selbstbe-
fassung im Kulturausschuss abgelehnt. Bemer-
kenswert ist: Wahrend friiher die GRUNEN in die-
sem Bereich immer an unserer Seite waren, so hat
auch hier mit dem Regierungswechsel ein Mei-
nungswechsel stattgefunden.

(Dennis Thering CDU: So sind sie!)

Ehrlich gesagt, lieber Herr Gégge, wirde ich mir
etwas mehr Rlckgrat des grinen Anbaus dieser
Regierung wiinschen, auch und gerade fiur die Kul-
tur.

(Beifall bei der CDU)

Die Einbeziehung dieser Plane in die Olympia-Be-
werbung sollte ursprunglich heute hier mit der rot-

grinen Mehrheit in dem beschlossenen Bericht
aus dem Olympia-Ausschuss abgelehnt werden.
Auch das ist vollig unverstandlich, denn die Olym-
pischen Spiele sollen nicht irgendwo am Wasser
stattfinden, sondern auf ehemaligen Hafenflachen.
Wie gut hatte da auch das Hafenmuseum zum Er-
be, zur Legacy dieser Spiele, wie die Richtlinien
des I0C es erfordern, gepasst. Anstatt die musea-
le, die kulturelle Aufarbeitung dieses flr die Ge-
schichte der Stadt und den Schauplatz der Olympi-
schen Spiele bedeutsamen Ortes voranzutreiben,
sahen die Planungen der Stadt und ihres Oberbau-
direktors bisher die Auslagerung oder die jahrelan-
ge Schlielfung wahrend der Olympia-Bauzeit vor.
Das alles ist nun hoffentlich Makulatur.

Was nach diesem wegweisenden Beschluss aus
Berlin jetzt geschehen muss, dazu haben wir Vor-
schlage gemacht, die in unserem neuen Antrag
stehen. Wir missen umgehend die Planungen fur
das Deutsche Hafenmuseum aufnehmen, damit es
2021 eroffnet werden kann. Diese Plane missen
in das Olympia-Konzept eingebunden werden. Das
Konzept fir das Museum muss die technische und
menschliche Geschichte und die Arbeit im Hafen
erlebbar machen. Die Federfuhrung fir die Reali-
sierung muss bei der Stiftung Historische Museen
liegen, denn wir brauchen ein Verbundkonzept,
auch mit dem Hamburg Museum, dem Museum
der Arbeit und dem Altonaer Museum. Die Ham-
burger Geschichte muss aus einer Hand erzahit
werden. Und es ist gut, wenn dabei auch auswarti-
ger Sachverstand, ein Ideenwettbewerb und Aus-
schreibungen eingebunden werden, damit wir wirk-
lich die besten Ideen fur das Hafenmuseum ver-
wirklichen kénnen.

Ich appelliere heute an Sie, die rot-griine Mehrheit:
Ergreifen Sie die einmalige Chance fir unsere
Stadt. Begrufien wir als Biurgerschaft geschlossen
dieses groRe Geschenk an Hamburg. Wurdigen
wir die Bedeutung des Hafens fir Hamburg, aber
erinnern wir auch an die Menschen, die dort jahr-
hundertelang hart fir uns alle und unsere Stadt,
so, wie sie heute ist, gearbeitet haben. Setzen wir
damit auch der politischen Arbeiterbewegung und
dem Widerstand der Hafenarbeiter im Nationalso-
zialismus ein wirdiges Denkmal. Schaffen wir mit
der Realisierung eines international bedeutsamen
Deutschen Hafenmuseums in Hamburg einen An-
ziehungspunkt fir alle Hamburger, aber auch
einen hochattraktiven Ort fir unsere nationalen
und internationalen Géste, die den Wurzeln unse-
rer Stadt nachspiren wollen. In diesem Sinne: Ge-
ben Sie lhre Zurlckhaltung auf, geben Sie sich
einen Ruck. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, der AfD und bei Jens
Meyer FDP)
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Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Wersich. — Nun hat das Wort Frau
Dr. Vértes-Schiitter von der SPD-Fraktion.

Dr. Isabella Vértes-Schiitter SPD: Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Lieber Herr Wersich, wir freuen uns mit Ih-
nen uUber den Durchbruch, den die Entscheidung
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bun-
destags fir ein Hafenmuseum bedeutet. Ergan-
zend mochte ich festhalten, dass die Hamburger
Bundestagsabgeordneten auch eine Sanierung
und Modernisierung des Hamburg Museums ange-
stoRen haben, bei denen sich der Bund mit einem
Volumen von 18 Millionen Euro engagieren wird.

(Beifall bei der SPD)

Damit kdnnen wir die Bemuhungen, die Hauser der
Stiftung Historische Museen zu starken, forcieren,
und wir tragen dem erkennbaren Aufbruch der Stif-
tung Rechnung.

(Beifall bei der SPD)

Auch flr diese Chance noch einmal unseren herzli-
chen Dank, besonders an die Bundestagsabgeord-
neten Johannes Kahrs und Riidiger Kruse.

(Beifall bei der SPD und bei Dennis Gladia-
tor, André Trepoll, beide CDU, und Jens
Meyer FDP)

Wir sind uns einig in der Frage, welche wichtige
Rolle die Kultur im Hinblick auf eine erfolgreiche
Bewerbung um die Ausrichtung der Olympischen
und Paralympischen Spiele hat. Nach den olympi-
schen Regelwerken kommt der Kultur ein beson-
derer Stellenwert zu, und die Leitidee der Olympi-
schen Spiele ist von einem Dreiklang des Sports,
der Kultur und der Bildung bestimmt. Wir wollen
diesen Ansprichen dabei nicht nur unter bewer-
bungstaktischen Gesichtspunkten begegnen. Der
Schlissel fir eine erfolgreiche Bewerbung liegt
doch darin, mdglichst viele mitzunehmen und un-
sere Stadt und damit auch unsere Kultureinrich-
tungen zu starken.

Wir sind auf einem guten Weg. Der besonders
frihzeitig angestoliene, breit angelegte und partizi-
pative Prozess zur Entwicklung eines Kulturpro-
gramms hat Kulturschaffende und Verantwortliche
aus einer Vielzahl ganz verschiedener Einrich-
tungen zusammengebracht, gro3e und kleine. Die-
ser Erfolg beruht sicherlich auch auf der Tatsache,
dass wir zu keinem Zeitpunkt irgendeinen Akteur
instrumentalisiert oder gar vor den Karren ge-
spannt haben. Die Liste unserer Partnerinnen und
Partner aus der Kulturszene ist bemerkenswert.

Mit dem Beschluss im Bund ist nun klar: Das Deut-
sche Hafenmuseum kommt. Damit haben wir die
Méglichkeit, die Wirtschafts- und Kulturgeschichte
des Hafens in einem weit gréReren Zusammen-
hang darzustellen, als dies bisher der Fall war. Das

wird auch Auswirkungen auf andere Hauser haben
und diese entlasten. Wenn wir die Chance nutzen
und dem Projekt eines Deutschen Hafenmuseums
in seiner nationalen wie internationalen Bedeutung
gerecht werden wollen, dann werden wir wohl nicht
einfach auf Plane und Konzepte zurlckgreifen
kdonnen, die schon vor mehreren Jahren entwickelt
wurden. Es gilt, mit allen Beteiligten ein tragfahiges
Konzept zu entwickeln, das auch nicht auf seine
Rolle im Rahmen einer Olympia-Bewerbung redu-
ziert werden sollte. Damit sind die im Antrag der
CDU getroffenen Vorfestlegungen sicherlich zu
hinterfragen. Und schlieflich entbindet uns auch
die grof3ziigige Zuwendung des Bundes nicht von
der Pflicht, sorgfaltig zu planen und den Mafl3gaben
des kostenstabilen Bauens zu entsprechen. Wir
wollen die mit lhrem Antrag aufgeworfenen Fragen
gern gemeinsam im Ausschuss fir Sport und
Olympia beraten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nachhal-
tige Spiele flir eine bessere Stadt sind unser Ziel.
Wir wollen die Olympiade und damit auch die Kul-
tur-Olympiade zu einem Erfolg machen, der am
Ende allen zugutekommt, nicht zuletzt auch den
Kultureinrichtungen unserer Stadt.

(Beifall bei der SPD)

Die Spiele sind damit eine Jahrhundertchance fir
Hamburg, und gemeinsam wird es uns gelingen,
noch viele weitere Hamburgerinnen und Hambur-
ger zu Uberzeugen. — Vielen Dank fir lhre Auf-
merksamekeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank auch Ihnen. — Jetzt hat das Wort Herr Gogge
von der GRUNEN Fraktion.

René Goégge GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wir alle wissen, bei den Olym-
pischen Spielen geht es um mehr als nur um
Sport. Ganze Stadte werden hier neu gestaltet,
das sehen wir an London, und noch viel mehr se-
hen wir es an Barcelona oder Minchen. Unser ge-
meinsames Ziel in diesem Hohen Hause sollte
sein, dass auch Hamburg langfristig profitiert.

Dabei geht es neben der baulichen Stadtentwick-
lung immer auch um die kulturelle. Und in diesem
Sinne ist es sehr erfreulich, dass der Senat frihzei-
tig nicht nur Sportstatten und Verkehrswege plant,
sondern auch den Erarbeitungsprozess fir ein
ganz besonderes kulturelles Programm angesto-
Ren hat. Daflir gilt unser Dank insbesondere auch
der Kultursenatorin.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Unterschiedliche Akteure der Kulturszene unserer
Stadt arbeiten sehr aktiv mit am Programm. Bei-
spielhaft sind hier die Olympia-Workshops und das
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Fest der Ideen zu nennen. Kunst- und Kreativwirt-
schaft helfen, bei der Bewerbung Hamburgs die
Kultur ins Zentrum zu ricken. Was uns dabei be-
sonders wichtig ist: Jede Haltung wird respektiert.
Auch Kritik findet ihre Bericksichtigung. Aus mei-
ner Sicht ist sie eine wertvolle Rickmeldung. Die
Kultur kann Hamburg weiter 6ffnen und nationale
sowie internationale Aufmerksamkeit auf unsere
Stadt lenken. Wir alle wissen, dass dieser Auf-
merksamkeit haufig auch Geld folgt.

Schon jetzt, im friihen Vorfeld von Olympia, wissen
wir, dass unsere Stadt fir die Errichtung des Deut-
schen Hafenmuseums 120 Millionen Euro Bundes-
mittel erhalten wird. Das Hamburg Museum wird
mit 18 Millionen Euro kofinanziert. Hierfir danken
wir vor allem den Hamburger Mitgliedern im Haus-
haltsausschuss des Bundestags.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Hamburg hat sich entschieden, fur Olympia eine
bescheidene und durchdachte Bewerbung einzu-
reichen und auf Gigantomanie zu verzichten.
Nachhaltigkeit steht im Zentrum des Konzepts.
Gleiches muss fiir die Planung eines Deutschen
Hafenmuseums gelten. Dieses Vorhaben muss se-
rids angegangen werden; eine Verquickung mit
Olympia ware voreilig und der Sache nicht ange-
messen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Wersich?

René Gégge GRUNE (fortfahrend): Nein. — Wir al-
le sollten aus friheren GroRprojekten gelernt ha-
ben, dass solche Vorhaben konzentriert, ruhig und
planvoll angegangen werden muissen. Eine Kon-
zeption muss mit allen Beteiligten entstehen. Unter
anderem ist die Frage nach den Betriebsmitteln zu
bewegen, und auch die Kalkulation des Neubaus
muss solide sein, denn ein Deutsches Hafenmuse-
um wird lange Uber Olympia hinauswirken. Und ge-
rade deswegen mussen wir in aller Ruhe klaren,
wie das erfolgreich gelingen kann. Antrédge mit der
Uberschrift "Der Senat muss jetzt handeln" (21/
2365) sind hierfir absolut entbehrlich.

(Beifall bei Dr. Christel Oldenburg SPD)

Meine Damen und Herren! Ein grof3er Schritt in
Richtung eines Deutschen Hafenmuseums wurde
gemacht. Lassen Sie uns den restlichen Weg in
Ruhe weitergehen und sicher und gut ans Ziel ge-
langen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Gogge. — Nun spricht von der Fraktion
DIE LINKE Herr Hackbusch. Sie haben das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank. —
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Ham-
burg hat dieses Museum verdient, und Hamburg
braucht dieses Museum. Dementsprechend freue
ich mich sehr dariber, dass dieser Schritt gelun-
gen ist. Das ist auch ein Erfolg der jahrelangen Ar-
beit, die vor allem von den Ehrenamtlichen dort ge-
leistet worden ist. Das ist fantastisch, und wir soll-
ten uns alle daruber freuen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Isabella
Vértes-Schiitter SPD)

Ich finde es auch absolut notwendig, dieses Muse-
um gerade an dieser Stelle zu haben. So kann es
im Gegensatz zum Internationalen Maritimen Mu-
seum, das den Anspruch hat, das grof3e Hafenmu-
seum zu sein, die Verbindung zwischen der Arbeit
im Hafen und dem Leben in der Stadt herausstel-
len; Herr Wersich hat das, wie ich finde, sehr gut
dargestellt. Die verschiedenen Exponate, die alten
Schiffe aus den Funfzigerjahren, nicht die Roman-
tikschiffe, zeigen das wirkliche Arbeitsleben, das
diese Stadt mit gestaltet hat. Ich bin begeistert da-
von, dass uns das gelingen wird und dieses Muse-
um dort entstehen kann.

Was mich nicht so sehr begeistert, ist dieses etwas
kleinwiichsige und, wie ich finde, kleindenkerische
Argument, das von der Koalition genannt worden
ist. Ich will nur kurz darauf eingehen, weil Herr
Wersich die wesentlichen Argumente in seiner Re-
de, die ich noch einmal ausdricklich loben méchte,
schon genannt hat. Das ist keine Frage von Olym-
pia, und dementsprechend ist es zu kurz gesprun-
gen, an den Olympia-Ausschuss zu Uberweisen.
Erstens wissen wir nicht, was am Sonntag los ist;
das kann man sagen, ohne grofe Polemik aufzu-
fahren. Zweitens missen wir diese Fragen im Kul-
turausschuss behandeln, dort haben wir sie immer
behandelt. Das ist keine Frage der Olympia-Be-
werbung, sondern es geht um ein Museum und die
Frage, wie Hamburg damit umgeht.

(Beifall bei Dietrich Wersich CDU)

Dementsprechend ist eine Uberweisung an den
Kulturausschuss nach meiner Meinung das einzig
Vernunftige.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und bei
Jens Meyer FDP)

Dieses Museum ist kein kleines Moment im Zu-
sammenhang mit der Olympia-Bewerbung, son-
dern es ist ein grof3er Schritt fir diese Stadt. In die-
sem Zusammenhang sollten wir uns mit den Muse-
en in dieser Stadt vollig neu auseinandersetzen.
Am Wochenende gab es einen gro3en Artikel auf
der ersten Seite der "SlUddeutschen Zeitung", in
dem dargestellt wurde, welche neue, grol3e, be-
geisternde Bewegung gegenwartig gerade in
Deutschlands Museen stattfindet. Es gibt viele Bei-
spiele dafur. Ich finde, dass auch in Hamburgs Mu-
seen haufig eine gute Arbeit geleistet wird. Ange-
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sichts der nicht ausreichenden Mittel dort kann
man diese Arbeit nur loben. Aber alle, die sich da-
mit auseinandergesetzt haben, wissen, dass diese
Museen nicht auskémmlich finanziert sind und
dementsprechend ihr eigentliches Potenzial, wie
andere Museen in diesem Land Beispielhaftes zu
zeigen, nicht entfalten kdnnen. Das Deutsche Ha-
fenmuseum ware ein guter Anlass, diese Fragen
wieder einmal grundsatzlich anzugehen. Die SPD
hat uns das in ihrem Wahlkampf — nicht in diesem,
in dem Wahlkampf davor — grof3artig versprochen
und nie gehalten. Aber es ware doch ein passen-
der Schritt, den Punkt, Museen lebendig zu gestal-
ten, wieder anzugehen und gerade dieses Hafen-
museum mit den verschiedenen Menschen, die
dort arbeiten, zu einem lebendigen Beispiel fiir gu-
te Museen zu machen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Hackbusch. — Herr Meyer von der FDP-
Fraktion.

Jens Meyer FDP: Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Als Abgeordne-
te der Hamburgischen Birgerschaft sind wir es, die
im Parlament aus den unterschiedlichsten Beweg-
grinden heraus und mit unterschiedlicher politi-
scher Couleur Initiativen anstof3en, Anregungen
geben und Antrage stellen. Wir bringen Themen
von groRerer oder auch manchmal von kleinerer
Bedeutung in die offentliche Diskussion und for-
dern damit das allgemeine Interesse an Mitgestal-
tung, den Austausch von Argumenten, die 6ffentli-
che politische Kultur, den Wunsch und den Willen,
sich fur unser Gemeinwohl einzusetzen, mitzure-
den und zu entscheiden, kurz gesellschaftliche
Verbesserung zu erreichen. Angesichts dieser
Feststellung ist es schon grotesk, was sich in den
letzten Wochen im Kultur- und im Olympia-Aus-
schuss ereignet hat und bis heute in diese Blirger-
schaftssitzung reicht. Auf Basis der GroRen Anfra-
ge der CDU zum Thema Bedeutung der Kultur fur
eine erfolgreiche Olympia-Bewerbung entstand ein
Antrag, der anlasslich des bevorstehenden Refe-
rendums vernunftigerweise kulturelle Defizite zum
Anlass nimmt, um nun endlich im Rahmen der
Olympia-Bewerbung 2024 die Einrichtung eines in
der Kulturszene lange ersehnten und viel diskutie-
ren Deutschen Hafenmuseums zu fordern. Anstatt
sich nun aber interfraktionell fir diese gute, wenn
auch nicht ganz neue Idee einzusetzen und Uber
die Art und Weise der Realisierbarkeit nachzuden-
ken, lehnten die Regierungsfraktionen den Antrag
mit dem Hinweis ab, ein solches Museum sei man-
gels der dafir erforderlichen 100 Millionen Euro
nicht finanzierbar. Nur wenige Wochen spater teilt
die Pressestelle des Senats dagegen mit, dass der
Bund die Errichtung eines Deutschen Hafenmuse-
ums mit 120 Millionen Euro unterstiitzt und die Se-

natorin Frau Professor Kisseler insbesondere den
Bundestagsabgeordneten dankt, die sich daflr ein-
gesetzt haben. Weil denn hier der eine nicht, was
der andere macht?

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Oder ist es womdglich die parteipolitische Klein-
geistigkeit, die es nicht ertragt, einen vernunftigen
Antrag, von wem auch immer er kommt, zu unter-
stiitzen, wenn er Sinn macht, und die um alles in
der Welt vermeidet, dass eine Oppositionsfraktion
zu irgendwelchen Verbesserungen beitragt? Das
ist kleinkariert und sollte dieses Hauses eigentlich
unwdurdig sein.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Stattdessen aber erleben wir so etwas regelmaRig;
Frau Prien und auch Frau Boeddinghaus haben
darauf schon hingewiesen. Alles, was nicht aus
rot-griiner Feder stammt, wird schlicht abgebdirstet.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei
Dr. Bernd Baumann AfD — Jan Quast SPD:
Quatsch!)

Gleichzeitig werden Sitzungstermine der Fachaus-
schisse mangels vorhandener Themen — es wur-
de schon gesagt — abgesagt beziehungsweise per
Selbstbefassung aus dem Hut gezaubert, um die
Ausschisse von Zeit zu Zeit doch einmal tagen zu
lassen. Solches Gebaren ist Gift fur politische Teil-
habe und schreckt auch noch die letzten an Politik
interessierten Menschen ab, das mdgen Sie sich,
liebe Kolleginnen und Kollegen von Rot-Griin, ein-
mal ganz besonders gut merken.

(Wolfgang Rose SPD: Was haben Sie denn
fir ein Thema?)

Zur Sache. Die FDP-Fraktion begrif3t das seit vie-
len Jahren diskutierte Projekt ausdricklich. Ein
Deutsches Hafenmuseum unterstreicht die heraus-
ragende Bedeutung, die der Hafen nicht nur fur
Hamburg, sondern flr den gesamten norddeut-
schen Raum in der Vergangenheit hatte, bis heute
hat und auch in Zukunft haben wird. Gleichzeitig
wird mit dem Hafenmuseum ein weiteres bedeu-
tendes Kulturangebot fiir Einheimische wie fir
Touristen geschaffen, das emotionalisiert und sich
im Bewusstsein der Menschen verankert. Aller-
dings bleiben trotz des Geldregens aus Berlin eini-
ge Fragen offen. Da ist vor allem die Finanzierung
des laufenden Betriebs. Hierzu gibt es bislang kein
schllssiges Konzept. Dies ist aber dringend von-
néten, um gerade Stifter und Sponsoren fiir ein
solches Projekt zu gewinnen. Hier besteht dringen-
der Handlungsbedarf, meine Damen und Herren
auf der Regierungsbank. Zudem ware gerade in
Anbetracht der olympischen Bewerbung eine Rea-
lisierung im Zeitplan 2024 vernunftig. Auch hier
sind Sie gefragt, Tempo zu machen, damit sich im
Falle Olympischer Spiele 2024 das Kulturpro-
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gramm angemessen entwickelt und in die stadte-
baulichen Konzepte miteinbezogen werden kann.

(Beifall bei der FDP und bei Dietrich Wersich
CDU)

Lassen Sie uns deshalb die Gelegenheit nutzen
und anstatt parteipolitischen Gehampels ein einzig-
artiges Deutsches Hafenmuseum planen und im
Kosten- und Zeitrahmen realisieren. Lehnen wir
noch heute gemeinsam die l&angst Uberholte ableh-
nende Ausschussempfehlung ab, und stimmen wir
dem Oppositionsantrag zu.

Es ist vollig widersprichlich, was ich hier eben er-
lebt habe: Die SPD und die GRUNEN weisen ei-
nerseits darauf hin, dass das Museum und die Kul-
tur mit Olympia Uberhaupt nicht im Zusammen-
hang stiinden, andererseits wollen sie es unbe-
dingt partout im Olympia-Ausschuss behandeln.
Das passt nicht zusammen, das haben auch meine
Vorredner schon gesagt. Insofern bitte ich Sie, die-
sen unsinnigen Gedanken noch einmal zu Uber-
denken. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Meyer. — Frau Senatorin Kisseler, Sie
haben nun das Wort.

Senatorin Barbara Kisseler: Sehr verehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren!

"In Wahrheit ist es doch so: Wenn Sie beim
100-Meter-Sprint im Fernsehen zuschauen,
konnen Sie Uberhaupt nicht erkennen, in
welcher Stadt das nun gerade stattfindet.
Das kulturelle Programm hingegen kann
sehr deutlich zeigen, wer man ist, wo man
ist, wie man ist."

So hat es jungst Ruth Mackenzie, Kulturbeauftrag-
te der Londoner Spiele, im "Hamburger Abend-
blatt" — wie ich finde, sehr zutreffend — formuliert
und im gleichen Atemzug den Prozess gelobt, den
wir schon heute fir eine Kultur-Olympiade in Ham-
burg initiiert haben. Wenn wir tatsachlich 2024
Gastgeber von Millionen Besucherinnen und Besu-
chern aus der ganzen Welt sein werden — und da-
von bin ich Uberzeugt —, dann méchten und mus-
sen wir kulturell etwas bieten. Wir wollen ihnen
eben nicht nur perfekt organisierte sportliche Wett-
kampfe bieten, sondern die Olympischen und Pa-
ralympischen Spiele auch dazu nutzen, mit der
Welt in den kulturellen Austausch zu treten.

(Beifall bei der SPD und bei René Gégge
GRUNE)

Dabei ist es ein herausragendes und ein Gberzeu-
gendes Signal, dass Kunst und Kultur innerhalb
des Bewerbungsprozesses, ganz anders als da-
mals in London, schon zu diesem sehr frilhen Zeit-
punkt einen so hohen Stellenwert genief3en. Durch

die Zusicherung eigener Mittel im Rahmen des
Budgets des Organisationskomitees konnte der
Spielraum fir uns deutlich verbessert werden, wo-
bei dieses Budget bereits jetzt unter anderem
durch weitere groRzligige Spenden deutlich erhéht
wird. Auch die zunehmende Verflechtung von
Kunstlerinnen und Kinstlern und Projekten mit den
Olympischen Spielen zeigt uns, dass der partizipa-
torische Prozess, den wir eingeleitet haben, Friich-
te tragt, dass der Gedanke von sehr vielen Einrich-
tungen der Stadt getragen wird und wir, wie ich
meine, durchaus selbstbewusst von einer Kultur-
Olympiade sprechen kdnnen.

(Beifall bei der SPD und bei René Gdgge
GRUNE)

Nach einem ersten Treffen in der Kunsthalle mit
Uber 20 Vertretern der Kultureinrichtungen haben
wir den gemeinsamen Prozess bereits Anfang Mai
gestartet. Im Juli kamen schlie8lich 140 Kiinstlerin-
nen und Kiinstler, Vertreter der Einrichtungen auf
Kampnagel zusammen, um erste konkrete Ideen
zu entwickeln. Dank der groRRzugigen Unterstit-
zung der Initiative Feuer und Flamme konnten zu-
dem rund 220 Besucher im September auf einem
Fest der Ideen, wie wir es genannt haben, die ers-
ten konkreten Kulturprojekte wahlen, die schon
jetzt mit Blick auf die Olympischen und Paralympi-
schen Spiele umgesetzt werden. Wir befinden uns
also bereits mitten in einem sehr, sehr fruchtbaren
Prozess, und man sollte keinesfalls vergessen,
dass wir mit Olympia nicht nur die Mdglichkeit ha-
ben, eine fabelhafte Zeit fur die Spiele zu gestal-
ten, sondern eine ebenso fabelhafte Zukunft fiir die
Menschen, die auch nach 2024 weiter in Hamburg
leben werden; 2025, 2026 und all die Jahre da-
nach. Ich erlaube mir eine kleine personliche An-
merkung: Im Sport geht es naturlich primar um die
Athleten, im Kulturprogramm geht es um die ganze
Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Umso erfreulicher ist es natirlich, ich méchte das
gern noch einmal wiederholen, dass der Haus-
haltsausschuss des Deutschen Bundestags in der
berihmten Nachtsitzung am 12. November ein-
stimmig verabschiedet hat — Ubrigens neben den
Abgeordneten Kruse und Kahrs auch mit der Stim-
me der Hamburger GRUNEN Abgeordneten Anja
Hajduk —,

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD und
den GRUNEN)

die Neuerrichtung eines Deutschen Hafenmuse-
ums in Hamburg zu férdern. Dieses Museum wird
die historische, aber auch die gegenwartige Be-
deutung der Wirtschafts- und Kulturgeschichte der
deutschen Hafen im nationalen und internationalen
Kontext akzentuiert darstellen. Das muss es auch,
wenn wir von einem Deutschen und nicht nur ei-



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 20. Sitzung am 25. November 2015 1291

(Senatorin Barbara Kisseler)

nem Hamburger Hafenmuseum reden, unabhangig
von Olympischen und Paralympischen Spielen.

Ich danke den im Bundestag vertretenen Hambur-
ger Abgeordneten, sie sich mit unglaublicher Uber-
zeugungskraft dafiir eingesetzt haben — denn es
soll auch andere Abgeordnete geben, die flr ihre
Stadte und Lander etwas durchsetzen wollen —,
ausdrucklich im Namen des Senats. Sie waren und
sind eine grofRe Unterstitzung fir Hamburgs Kul-
tur. Das war nicht immer so.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der FDP)

Meine Damen und Herren! Fir die Stadt Hamburg
bedeuten diese groRziigigen Investitionen in den
Kulturstandort Hamburg eine einmalige Chance,
unsere Institutionen in ihrer nationalen und interna-
tionalen Bedeutung weiter sichtbar zu machen und
voranzubringen.

Die Entscheidung des Deutschen Bundestags ist
natlrlich — Herr Wersich, ich gebe lhnen ausdrick-
lich recht, aber das ist, glaube ich, auch nicht be-
stritten worden — das Ergebnis beharrlicher und
Uber Jahre gefiihrter Diskussionsprozesse, in de-
nen die Uberzeugung gereift ist, die Geschichte
des Hamburger Hafens in einer angemessenen
Form erzahlen zu wollen. Gleichzeitig nimmt diese
Entscheidung uns aber auch in die Verantwortung,
die Mittel wohliberlegt und mit Sorgfalt einzuset-
zen und nicht angesichts des plotzlichen Reich-
tums einfach erst einmal anzufangen.

(Beifall bei der SPD und bei René Gégge
und Ulrike Sparr, beide GRUNE)

Wir missen gemeinsam mit allen Beteiligten ein
tragfahiges inhaltliches Konzept erarbeiten und da-
bei auch Uber Hamburg hinaus im nationalen Kon-
text denken. Daflr gilt es, eine sorgféltige, eine de-
taillierte, eine umsetzungsreife Planung zu Stand-
ortanbindung und Umsetzung aufzusetzen, die der
Komplexitat dieses kommenden Museums gerecht
wird. Zeitdruck hilft uns dabei nicht. Im Sommer
2016, lieber Herr Wersich, werden wir die Planun-
gen nicht fertig haben, sie sollen schlie8lich belast-
bar sein, sonst, meine ich, hatten wir aus dem
einen oder anderen schwierigen Bauprojekt nicht
allzu viel gelernt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Im Ubrigen mdchte ich noch einmal deutlich auf die
auch bauliche Herausforderung dieses Projekts
hinweisen. Das ist nicht irgendein Fertighaus, das
man von links nach rechts setzt, auch wenn es da-
fuir schon die 50er und 52er Schuppen gibt.

Beiden Themen aber, Olympia und Hafenmuseum,
ist eines gemeinsam: Wir haben sie so gut voran-
bringen kdénnen, weil wir gemeinsam an einem Ziel
gearbeitet haben. Das ist auch gut so, denn wie
schon Michel de Montaigne sagte: Dem weht kein
Wind, der keinen Hafen hat, nach dem er segelt.

Diesen partizipativen Ansatz wirden wir gern mit
Ihnen allen gemeinsam fortfiihren; ich glaube, er
verspricht Erfolg. — Ich danke lhnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Senatorin. — Wenn keine weiteren
Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen wir zur
Abstimmung.

Zunachst zum Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 21/2365.

Wer mochte diesen Antrag an den Kulturaus-
schuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist die Uberweisung an den Kul-
turausschuss abgelehnt.

Wer méchte die Drucksache 21/2365 dann an den
Ausschuss fur Sport und Olympia Uberweisen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit erfolgt die
Uberweisung an den Ausschuss fiir Sport und
Olympia.

Nun zum Ausschussbericht aus Drucksache 21/
2120.

Hierzu stelle ich zunéachst fest, dass die in Ziffer 1
der Ausschussempfehlungen erbetene Kenntnis-
nahme erfolgt ist.

Wer mdchte dann Ziffer 2 der Ausschussempfeh-
lungen annehmen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist die Ziffer 2 der Aus-
schussempfehlungen angenommen.

Wir kommen jetzt zu den Tagesordnungspunkten
13 a und 23 a, Drucksachen 21/1979 und 21/2334,
Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der
Blrgerschaft vom 3. September 2015 "Starkung
der Justiz" und Bericht des Haushaltsausschusses
hierzu.

[Senatsantrag:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 3. September 2015 "Star-
kung der Justiz" (Drucksache 21/1425)

— Drs 21/1979 -]

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/1979:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 3. September 2015 "Star-
kung der Justiz" (Drucksache 21/1425) (Senats-
antrag)

— Drs 21/2334 -]

Wird das Wort gewunscht? — Herr Muller von der
GRUNEN Fraktion, Sie haben es.

(Prasidentin Carola Veit Ubernimmt den Vor-
sitz.)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1979
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2334
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Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Am Freitagabend haben wir im
Haushaltsauschuss den Senatsantrag zur Star-
kung der Justiz einstimmig beschlossen und mit
dem Einvernehmen aller Fraktionen dafir Sorge
getragen, dass wir heute schon dariiber abstim-
men kénnen. An einem sehr kurzen Verfahren war
also allen gelegen, denn das eint uns schon in die-
sem Hause, dass die Justiz so schnell wie mdglich
gestarkt werden soll.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Worum geht es? Die Birgerschaft hat den Senat
im September ersucht, die entsprechenden Stellen
bereitzustellen. Der Senat hat uns jetzt haushalts-
technisch den Vorschlag gemacht, dies umzuset-
zen, diese zusatzlichen Stellen im Haushaltsplan
zu ermoglichen. Dem kommen wir als Regierungs-
fraktionen gern nach, und ich denke, dass auch die
Opposition das im Grundsatz unterstitzt.

Heute sollen 16 zusatzliche Stellen beschlossen
werden: sechs Stellen flr das Sozialgericht, davon
drei Richterinnen- und Richterstellen und drei Stel-
len flr Servicepersonal. Darliber hinaus haben wir
einen Stellenpool mit zehn Stellen geschaffen, finf
Stellen fir Richterinnen und Richter, Staatsanwal-
tinnen und Staatsanwalte, und noch einmal finf fir
Servicepersonal. Damit wollen wir auf die Belas-
tungsspitzen reagieren, die uns naturlich rickge-
meldet werden aus den Gerichten und auch aus
der Staatsanwaltschaft. Wenn wir uns ansehen,
was wir seit Anfang des Jahres in diesem Hause
bereits bewilligt haben, kommt dazu noch die Ver-
starkung des Verwaltungsgerichts, die wir zum
Jahreswechsel beschlossen haben: drei Richterin-
nen- und Richterstellen. Und mit der Mehrbedarfs-
drucksache im September haben wir weitere sie-
ben Stellen fir das Verwaltungsgericht nachbewil-
ligt. Auch damit haben wir auf die Spitzen der Be-
lastung reagiert. Wenn wir das alles zusammen-
zahlen, kommen wir in diesem Jahr auf 26 zusatzli-
che Stellen fir die Hamburger Justiz. Meine Da-
men und Herren, in dieser Form hat es das lange
nicht gegeben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich sage das deswegen so deutlich, weil das Ver-
haltnis zwischen erster und dritter Gewalt ein spe-
zielles ist. Die Unabhangigkeit der Justiz ist ein ho-
hes Gut. Trotzdem ist der Haushaltsgesetzgeber
natirlich immer in Kontakt mit der dritten Gewalt.
Die Prasidentinnen und Prasidenten der Gerichte
haben zur jeweiligen Haushaltsaufstellung das
Recht, ihre Situation darzulegen, und diejenigen,
die das in der vergangenen Wahlperiode miterle-
ben durften oder vielleicht auch einmal den Blick
ins Protokoll gewagt haben, haben gesehen, dass
sie diese Gelegenheit gern wahrnehmen, um der
ersten Gewalt einmal zu erzahlen, wie es ihnen als
dritter Gewalt geht.

Wir Parlamentarier sollten diesen Kontakt und die-
sen Dialog zwischen diesen beiden Gewalten sehr
schatzen. Ich finde es deswegen sehr gut, dass wir
als Hamburgische Blrgerschaft in diesem Jahr auf
diese Belastungssituation reagiert haben, dass wir
sagen, wir haben ein Ohr fir die Noéte der Justiz.
Die Senatsvorlage, die wir heute zum Abschluss
bringen, ist ein Gewinn fir beide Gewalten und ein
Zeichen fiir eine gute Zusammenarbeit zwischen
der Hamburgischen Birgerschaft und den Gerich-
ten und der Staatsanwaltschaft.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Nun werden einige naturlich wieder sagen, das rei-
che nicht, das sei zu wenig, und so weiter, und so
fort. Das ist kein neues Phdnomen, wir haben das
auch in der vergangenen Wahlperiode immer wie-
der diskutiert. Am Ende haben sich aber alle
schwer damit getan zu sagen, woran wir es denn
nun genau festmachen sollen, denn die Kennzah-
len, die uns als Hamburgischer Blrgerschaft vorlie-
gen, zum Beispiel die Zahl der Verfahren, die an
den einzelnen Gerichten oder der Staatsanwalt-
schaft auflaufen, haben manchmal eine andere
Sprache gesprochen als das, was dann aus Sicht
von Gerichten und Staatsanwaltschaften tatsach-
lich los war. Wir haben in unserem Koalitionsver-
trag bekraftigt, dass wir uns dieser Wahrneh-
mungsliicke zuwenden wollen, indem wir die Kom-
plexitat der Verfahren, die die Gerichtsprasidentin-
nen und Gerichtsprasidenten uns in der Burger-
schaft naturlich auch schon versucht haben darzu-
stellen, ein bisschen naher beleuchten. Das hat die
Justizbehoérde inzwischen ins Netz gestellt. Damit
ist es offentlich und jedem zuganglich. Nun haben
wir die Aufgabe, aus diesen umfangreichen Be-
schreibungen Kriterien zu entwickeln, an denen wir
messen kdnnen, was vor Ort wirklich los ist, und
anhand derer wir ableiten zu kénnen, wie hoch der
Bedarf ist. Wir sehen diese Bereitstellung, also
dass wir jetzt erst einmal die Informationen haben
— die Justizbehoérde hat das, finde ich, beispielhaft
offentlich zuganglich gemacht —, als einen ersten
Schritt, um uns als Haushaltsgesetzgeber dieser
besonderen Belastungssituation mit einer Bewer-
tung zu nahern. Wir sehen die Justizbehdrde in der
Pflicht, gemeinsam mit den Gerichten und Staats-
anwaltschaften den zweiten Schritt zu gehen, das
in messbare Kriterien umzusetzen, sodass wir alle
am Ende wissen, wie die Belastung vor Ort wirklich
ist.

Wir gehen heute den ersten und guten Schritt und
werden 16 Stellen bereitstellen. Damit haben wir
sozusagen schon einmal Vorschub geleistet. Mit
insgesamt 26 neuen Stellen Uber das Jahr gese-
hen halten wir dies fiir ein sehr gutes Ergebnis fir
die Justiz. Wir stehen an ihrer Seite und sehen die
Noéte, aber wir missen auch zusammenarbeiten
und genau schauen, wie wir messen kdnnen, was
vor Ort los ist. Heute ist der erste Schritt getan,
dass wir zum Jahresende noch einmal weitere



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 20. Sitzung am 25. November 2015 1293

(Farid Muller)

16 Stellen bewilligen; insgesamt 26. Wir glauben,
damit eine groRe Hilfe fir die Hamburger Justiz
leisten zu kdnnen, und bitten um Zustimmung. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Tabbert von der SPD-Fraktion.

Urs Tabbert SPD: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! Vernlnftigerweise ha-
ben wir mit den GRUNEN im Koalitionsvertrag ver-
einbart, die Belastungen, denen unsere Justiz aus-
gesetzt ist, im Auge zu behalten und im Bedarfsfall
schnell und zielgerecht nachzusteuern. Wenn
dann, wie versprochen, an den entscheidenden
Stellen — der Kollege Miller hat es gerade be-
schrieben — angepackt wird, kann es schon einmal
vorkommen, dass fiur gute Oppositionsarbeit nur
noch wenig Platz bleibt. So hat mir der geschatzte
Kollege Seelmaecker gerade beim Kaffee gesagt,
er wolle heute nicht den Degen, sondern nur das
Florett herausholen. Entsprechend will ich mit dem,
was die CDU an Restkritik auszusetzen hat, ein
bisschen gnadiger umgehen, denn letzten Endes
haben wir alle das gemeinsame Anliegen, den
Rechtsstandort Hamburg zu starken.

Allerdings, und insoweit unterscheiden wir uns
dann doch von der CDU, ist bei lhren Vorschlagen
zum Thema Sozialgerichte nichts vorzufinden, ob-
wohl dort, das kann man den Kennzahlen entneh-
men, tatsachlich Handlungsbedarf ist, was die Be-
stdnde und die Verfahrensdauer anbelangt. Inso-
fern bin ich froh, dass es uns gelungen ist, hier drei
Richterstellen und drei zusatzliche Servicekrafte fi-
nanziert zu bekommen, und zwar mit einer seri-
O0sen Gegenfinanzierung, eben nicht mit einer, die,
wie die CDU, nur auf kurzfristige Zinsersparnisse
setzt, von denen wir nicht wissen, wie lange wir mit
ihnen rechnen kénnen. Eine dauerhafte Gegenfi-
nanzierung kann so aus unserer Sicht nicht erfol-
gen. Auch die FDP hat zu den Vorschlagen, die sie
bisher gemacht hat, nicht gesagt, wie sie das denn
alles finanzieren will.

Entsprechend haben die Regierungsfraktionen be-
reits kurz vor der Sommerpause, der Kollege hat
es gerade erwahnt, ein Ersuchen an den Senat ge-
richtet, und der Senat hat dem Ersuchen im We-
sentlichen entsprochen. Das ging recht schnell,
von September bis November.

(Zuruf von Dr. Wieland Schinnenburg FDP)
— Am Ende der Sommerpause.

Herr Kollege Schinnenburg, er hat sogar zu unse-
rer Freude, sozusagen als Kirsche auf der Torte,
noch etwas draufgelegt. Ich weil3 nicht, ob Sie sich
einmal durchgelesen haben, was dort zur Verstar-
kung der Staatsanwaltschaft unter Punkt I1.2. steht,
namlich die Moglichkeit, die bisher bei der Staats-

anwaltschaft nicht vorgesehen war, dass bei Daue-
rerkrankung durch Leerstellen — das werden wohl
nach derzeitigem Kenntnisstand zwei sein — eine
entsprechende Nachbesetzung erfolgen kann. Zu-
sammen mit unserer Poolldsung bedeutet das, wir
haben das in der letzten Justizausschusssitzung
senatsseitig auch noch einmal mitgeteilt bekom-
men, fir die Staatsanwaltschaft diese zwei Leer-
stellen, zwei Staatsanwalte aus dem Pool und
noch eine weitere Servicekraft. Insofern haben wir
fur die Staatsanwaltschaft, ich schaue jetzt auch
den Kollegen Stoberock an, eine ganze Menge ge-
tan.

(Beifall bei der SPD)

— Da darf man klatschen, und ich hoffe, die Staats-
anwaltschaft tut es auch. So viele neue Stellen
sind dort in den letzten Jahren tats&chlich nicht ge-
schaffen worden.

Dazu kommt ein weiterer Schwerpunkt am Land-
gericht. Das haben wir auch im Justizausschuss
mitgeteilt bekommen, und es hat unsere volle Un-
terstitzung, namlich die Schaffung einer weiteren
R2-Stelle, das heifdt eines Vorsitzenden Richters
am Landgericht, und eben zwei weitere Richter
aus dem Pool, sodass dort die Mdéglichkeit besteht
— und so wird es jetzt wohl kommen —, eine neue
grofRe Strafkammer einzurichten.

Last, but not least haben wir als letzten Schwer-
punkt das Amtsgericht. Die Anwélte wissen es
— Sie sicher auch, Herr Schinnenburg —, der Schuh
driickt dort am meisten, auch wenn man sich die
Zahlen im Servicebereich anschaut, und entspre-
chend gehen von den Poolstellen dann vier Ser-
vicekrafte und eine weitere R1-Stelle ans Amtsge-
richt.

Wenn man das nun kritisiert, wie es ansatzweise
passiert ist in der letzten Justizausschusssitzung,
dann muss man schon fragen: Wo liegt denn hier
Uberhaupt das Problem? Was wollen Sie denn?
Letzten Endes haben wir die Aufgabe doch noch
vor uns, der Kritik, die aus dem Gerichtsbereich
kommt in Bezug auf die gestiegene Verfahrens-
komplexitat, im Justizausschuss nachzukommen,
und ich habe bisher nichts von der Opposition ge-
hort, nach welchen Kriterien Sie denn in Zukunft
bei Gerichten wie reagieren wollen. Das muissen
wir tatsachlich erst noch klaren. Solange das nicht
geklart ist, macht es sehr viel Sinn, mit einer ent-
sprechenden Poollésung zu arbeiten.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE)

Wir kénnen nur betonen, dass es uns dabei
durchaus wichtig ist, konstruktiv mit den Oppositi-
onsparteien zusammenzuarbeiten. Ich nehme zum
Beispiel positiv zur Kenntnis, dass wir im Vorgriff
auf die heute hoffentlich gemeinsam zu schaffen-
den Richterstellen bereits letzte Woche entspre-
chende Entscheidungen im Richterwahlausschuss
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getroffen haben. Insofern hoffe ich, dass wir im
Hinblick auf die Leistungsstarke des Justizstand-
orts Hamburg weiter am selben Strang ziehen, und
bitte um mdglichst breite Zustimmung zu dem vor-
liegenden Antrag. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Seelmaecker von
der CDU-Fraktion bekommt das Wort.

Richard Seelmaecker CDU: Sehr verehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, liebe
Kollegen! Die Verstarkung ist gut, deswegen stim-
men wir dem Antrag auch zu, denn er sorgt fir ei-
ne Entlastung, die wir immer haben wollten und die
auch dringend geboten ist.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Andreas
Dressel SPD, Farid Miller GRUNE und An-
drea Oelschldger AfD)

Nichtsdestotrotz ist diese Umsetzung nicht ausrei-
chend. Zunachst missen wir feststellen, dass die-
se Poolldsung eine Notlésung ist. Unginstig ist,
dass sie als schnelle Eingreiftruppe konstruiert ist
und nach wie vor im Bereich der Justizbehérde an-
gesiedelt wird. Ehrlicherweise sollte sie lieber
schon jetzt endglltig bei den Gerichten und bei
den Staatsanwalten verbleiben, denn dort haben
wir einen Mangel festgestellt, der strukturell be-
dingt ist und dem abgeholfen werden muss. Da ist
es ungunstig, wenn wir sozusagen mit Feuerwehr-
einsatzkraften arbeiten.

Das Zweite ist: Das Problem der Uberlastung der
Justiz dauert nach wie vor an, wir haben es noch
nicht gelost.

(Farid Miiller GRUNE: Aber wir haben uns
auf den Weg gemacht!)

— Selbstverstandlich, es ist definitiv ein Start. Der
ist wichtig und gut, und deswegen haben wir auch
jeder Beschleunigung hier zugestimmt, damit wir
diese Entlastung hinbekommen. Dagegen st
nichts einzuwenden.

Aber ein paar Dinge sind geradezurticken. Das ei-
ne ist, nicht so zu tun, als ob dieses Thema jetzt
neu aufgekommen ware. Meine Damen und Her-
ren, das Thema ist nicht neu. Im Februar 2013 hat-
ten wir die erste eindeutige Textbeschwerde des
Personalrats der Staatsanwaltschaft. Im Sommer
2013 haben der Generalstaatsanwalt und der Lei-
tende Oberstaatsanwalt nachgelegt. Was ist pas-
siert? Damals war dieser Senator noch nicht in der
Verantwortung, aber nichtsdestotrotz, die SPD war
es. Da hat sie gesagt, wer nicht weiterweil3, der bil-
det einen Arbeitskreis. Dann wurde eine Arbeits-
gruppe gebildet, die auch ein Ergebnis produziert
hat. Das heil3t, eine Analyse hat damals schon
stattgefunden. Diese Analyse hat ein Ergebnis er-
bracht, und das liegt auch schon ein Jahr vor. Also

kénnen wir nicht sagen, dass diese Not bei der
Staatsanwaltschaft nicht schon langer bekannt ge-
wesen ware.

Was tut der Senat im Umgang mit dieser Krise?
Das ist wiederum auch erstaunlich: Erst einmal tut
er nichts. Als dann das Ganze in der Presse 6ffent-
lich wird, sagt er dazu, die Eingangszahlen seien
nicht so schlimm, es kénne gar nicht so schlimm
sein, und verweist bezliglich des Landgerichts dar-
auf, dass das auch eine Frage der Geschaftsver-
teilung sei, die Justiz dies selbst verwalte und dann
eben sehen muisse, wie sie es hinbekomme — au-
Berst unglnstig, wie ich finde.

Und was tut die Regierungskoalition, meine Da-
men und Herren, was tun Sie? Das finde ich auch
etwas schade, und da ware mein Selbstverstand-
nis als Abgeordneter etwas anders. Am selben
Tag, als der Justizsenator nicht mehr anders kann
und diese Poollésung verkiindet, kommen Sie mit
einem Antrag, der das beinhaltet, was der Senator
letztlich schon verkiindet hat. Also da weil} ich ja,
wie dies entstanden ist.

(Urs Tabbert SPD: Wir stimmen uns gut ab!)

— Das ist in Ordnung, gegen eine gute Abstim-
mung spricht auch nichts. Ich werde das dem-
nachst noch einmal aufgreifen, denn ich habe fest-
gestellt, dass sehr viele gute Abstimmungen aus
Ihrer Sicht stattfinden.

Da sollte das Selbstverstadndnis — meines ware es
jedenfalls — doch ein etwas anderes sein in Bezug
auf das, was ich als Abgeordneter anschieben
mdchte.

Wie geht es weiter? Das ist das Nachste, der wei-
tere Umgang mit der Krise. Jetzt haben wir ein
paar Stellen, und Sie sagen, es sei doch alles gut,
das Problem sei gel6st.

(Zuruf von Farid Miiller GRUNE)

Auch das ist nicht richtig. Wir haben jetzt die Be-
richte der Gerichte bekommen, wo diese schildern,
wie die Arbeitslast ist. Wir hatten im Justizaus-
schuss eine Selbstbefassung vereinbart und ha-
ben dann zwei Tage vor der Sitzung diese Berichte
zugeleitet bekommen. Das heif’t, wir durften die
119 Seiten innerhalb von anderthalb Tagen durch-
arbeiten, konnten diese dann erdrtern und haben
uns dann, sonst waren wir mit der Selbstbefassung
gar nicht weitergekommen, auf diese Notwehrlo-
sung aus Oppositionssicht einigen kénnen, dass
wir nachgehend noch Fragen stellen kénnen. Also
wollen Sie es weiter schieben in die Haushaltsde-
batte, die dann ansteht, und dort im Einzelnen er-
ortern. Da frage ich mich aber, wie Sie bis dahin
diese Qualitdtsmerkmale weiter definiert haben
wollen. Da sehe ich noch nichts. Das zeigt, dass
diese Einsicht im eigentlichen Sinne gar nicht da
war, sondern es war nur ein: Oh Gott, das Ge-
schrei ist grof3, wir missen etwas tun. Das ist in
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gewisser Weise auch ein Stiick Aktionismus und
jedenfalls nicht den objektiven Tatsachen geschul-
det, die da sind und weiterhin waren, dass bei der
Staatsanwaltschaft wochentlich mit tGber 50 Stun-
den gearbeitet wird. Und das darf es auch nicht
geben, dass Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte
freiwillig auf ihren Urlaub verzichten und in die
Dienststelle kommen, um die Sachen zu bearbei-
ten, weil sie es einfach mit ihrem Gewissen nicht
vereinbaren kénnen, die Akten da herumliegen zu
lassen. Das darf nicht sein.

(Beifall bei der CDU und bei Andrea Oel-
schldger AfD)

Ich komme zum Schluss. Wir haben uns jetzt ein-
mal die Gerichte angeschaut, aber nicht nur die
Gerichte, auch die Gerichtsvollzieher und der all-
gemeine Vollzugsdienst sind stark Uberlastet.
Wenn es dann heif3t, wir kimmern uns doch um
den allgemeinen Vollzugsdienst, und ich im Perso-
nalbericht des Senats lese, dass dies jahrlich einer
Kontrolle unterzogen wird, dann frage ich mich, wie
es zu dem Defizit, das wir unstreitig in dem Bereich
haben, kommen konnte. So gut kann die Personal-
planung da nicht gewesen sein.

Meine Damen und Herren und gerade meine sehr
verehrten Kolleginnen und Kollegen, die nicht aus
dem Justizbereich kommen, bitte nehmen Sie die-
se aktuellen Anlasse zur Kenntnis, die wir im Som-
mer hatten und die nur deshalb ein besonderes
Schlaglicht auf die Justiz geworfen haben, weil es
sich um entlassene Straftater handelte, die verur-
teilt worden waren, und erkennen Sie, dass der
Justizbereich, auch wenn er im Kernbereich des
Haushalts der Hansestadt Hamburg nur 1,7 Pro-
zent ausmacht, wichtig ist. Wir reden immer tber
Polizei oder Schule. Natiirlich sind das die grof3en
Personalkérperschaften in der Hansestadt und na-
turlich sind die auch wichtig. Die Justiz ist es auch,
meine Damen und Herren, deswegen ware mir
daran gelegen, dass Sie das auch in groRer Runde
so erortern und im Haushalt bericksichtigen wer-
den und insofern auch wertschatzen, was die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Hamburger Justiz
hier fur uns leisten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Andrea Oel-
schldger AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dolzer von der Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Liebe Hamburgerinnen
und Hamburger, liebe Kolleginnen und Kollegen,
Frau Prasidentin! Die Einstellung von drei Richte-
rinnen beziehungsweise Richtern, drei Servicekraf-
ten und funf verschiebbaren Richterinnen bezie-
hungsweise Richtern oder Staatsanwaltinnen

(Urs Tabbert SPD: Und, nicht oder!)

—und, das sagte ich auch gerade — heiflden wir erst
einmal willkommen, weil es grundsatzlich in die
richtige Richtung geht. Es ist jedoch in Anbetracht
der Lage der Justiz nur ein Tropfen auf dem hei-
Ren Stein. Drei Richterinnen beziehungsweise
Richter und drei Servicekrafte flr das Sozialgericht
sind schon einmal gut, aber diese Poollésung kann
unseres Erachtens wirklich nur eine Ubergangslé-
sung sein, da stimme ich mit Herrn Seelmaecker
Uberein. Da missen langfristig ganz andere Schrit-
te gegangen werden.

(Beifall bei der LINKEN)

In einem ganzheitlichen Gesamtkonzept zur Justiz-
politik sollte unserer Ansicht nach unter anderem
auch wesentlich mehr auf verstandliche Gerichts-
verfahren, soziale Sicherung und die Verbesse-
rung der ResozialisierungsmaRnahmen geachtet
werden. Es mangelt nicht nur an mehr Richterin-
nen und Richtern, es mangelt auch an der Qualitat
der Ausbildung. Eine Ausbildung sollte mehr auf
die Personlichkeitsentwicklung der Richterinnen
und Richter und auch des nichtrichterlichen Perso-
nals gerichtet sein. Es ist ndmlich so, dass Ge-
richtsverfahren komplexer werden; Herr Tabbert
hat es angesprochen. Komplexere Gerichtsverfah-
ren — das klingt erst einmal sehr interessant oder
auch imposant. Wenn wir aber naher beleuchten,
was das denn genau bedeutet, und wenn man mit
Strafverteidigerinnen und Strafverteidigern oder
anderen Verteidigern spricht, dann sagen sie, die-
se Komplexitat der Gerichtsverfahren entstehe oft
daraus, dass Verfahren geschoben werden, und
es musste auch die Struktur der Gerichte angegan-
gen werden, und zwar mit einer Modernisierung
dahingehend, dass Gerichtsverfahren besser ver-
standlich fir alle Verfahrensbeteiligten organisiert
werden. Daflr stehen wir als LINKE, weil Gerichts-
verfahren oft den Konflikt enteignen, und das, fin-
den wir, muss auch einmal angegangen werden.

(Beifall bei der LINKEN — Hendrikje Blan-
dow-Schlegel SPD: Nein, das hat mit der
Komplexitat der Materie zu tun!)

Grundsatzlich ist es so, dass Resozialisierungs-
maflnahmen weitgehend abgebaut wurden und
man fast schon von einem Verwahrvollzug spre-
chen kann im Bereich der Justiz, dass Kostenein-
sparungen, Personalabbau und hohe Kranken-
sténde des Vollzugspersonals die reale Resoziali-
sierung mehr und mehr zu einer vollzugsrechtferti-
genden Theorie verkommen lassen. Auch da sind
wir der Meinung, dass wir dieses Problem angehen
mussen, und es sind viele Probleme, die wir ange-
hen missen in dem gesamten Bereich.

Ich mdéchte noch etwas ansprechen, was unserer
Meinung nach Uberhaupt nicht zielfihrend ist. Das
ist die Planung, den Jugendvollzug von Hahnofer-
sand nach Schleswig-Holstein auszulagern.

(Beifall bei der LINKEN)
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Mit Auslagerungen haben wir sehr negative Erfah-
rungen gemacht im Bereich der Kinder- und Ju-
gendbetreuung. Es darf nicht sein, dass gegen
Geld Verantwortung abgegeben wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit Sorge betrachten wir eine ohnehin repressive
Strafgesetzgebung in der BRD und die seit Jahren
anhaltende Tendenz, die Diskussion auf Strafver-
scharfung, -verfolgung und Ausbau der Verfol-
gungsbehdrden zu konzentrieren.

(Hendrikje Blandow-Schlegel SPD und Dirk
Nockemann AfD: Themal!)

Wir finden es sehr schén, dass der jetzige Senator
in eine andere Richtung geht, und wir hoffen, dass
das so bleibt und auch konsequent so bleibt. Herr
Steffen hat schon angekundigt,

(Dirk Nockemann AfD: Kommen Sie zum
Thema!)

dass er evaluieren mdéchte und auch auf Bundes-
ebene durchsetzen mdchte, dass diejenigen, die
schwarzgefahren sind, Strafgelder nicht bezahlen
konnten oder aus Hunger Lebensmittel geklaut ha-
ben — im Justizbereich wird das als Bagatelldelikte
betrachtet —, von der Strafe ausgenommen werden
kénnen. Das ginge zum Beispiel in die richtige
Richtung.

(Beifall bei der LINKEN)

Eine meiner Schriftlichen Kleinen Anfragen hat er-
geben, dass momentan in Hamburg 518 Men-
schen aufgrund solcher Bagatelldelikte inhaftiert
sind. Diese Menschen gehdren aber nicht ins Ge-
fangnis.

(Beifall bei der LINKEN)

Fir ihre Haft werden in jedem Jahr 31,845 Millio-
nen Euro aufgebracht. Dieses Geld kdnnten wir
weit sinnvoller nutzen, namlich um genug Richte-
rinnen- und Richterstellen und genug Serviceper-
sonal in allen Gerichten zu schaffen. Und wenn
man die Staatsanwaltschaft ausbauen mdchte,
dann bitte im Bereich der Wirtschaftskriminalitat,
um diejenigen verfolgen zu kdnnen, die den Steu-
erzahler wirklich Geld kosten, denn da ist sie vollig
unterbesetzt. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Frau von Treuenfels
kann heute nicht, deshalb missen Sie mit mir als
der Zweitbesetzung der FDP im Justizbereich vor-
liebnehmen. Aber es gibt nichts Schoneres fir
einen Rechtsanwalt, als vor einem Hamburger Par-

lament zur Justizpolitik Stellung zu nehmen, und
darum tue ich das nun sehr gern.

Herr Dolzer, ich glaube, es eribrigt sich, sich mit
Ihrem Vortrag auseinanderzusetzen. Erstens
stimmt es nicht, dass wir 518 solche Gefangene
haben,

(Martin Dolzer DIE LINKE: Doch!)

und selbst wenn wir sie hatten, kosten die nicht
31 Millionen Euro. Wie Sie vielleicht wissen — das
weild selbst ich —, ungefahr 7 000 Euro pro Person
mal 500 sind noch lange nicht 31 Millionen Euro.
Ware es so, hatte Senator Steffen es sehr einfach.

(Martin Dolzer DIE LINKE: Ich habe das
ausgerechnet!)

— Ich habe lhnen letztes Mal auch schon vorge-
rechnet, dass es nicht stimmt.

Meine Damen und Herren! Alles Lamentieren der
Regierungsfraktionen und auch des Senats hat
keinen Sinn, die Hamburger Justiz steht vor dem
Kollaps. Es gibt genlgend Leute, die sagen, sie
stehe nicht vor dem Kollaps, sondern der Kollaps
sei bereits eingetreten. Sie kennen alle die Brand-
briefe des ehemaligen Generalstaatsanwalts und
von vielen anderen, und Sie kennen die Berichte
Uber entlassene Straftater. Das macht zumindest
sehr unruhig und ist ein Zeichen daflr, dass es um
Hamburgs Justiz nicht gut steht. Wenn ich von
Herrn Muller hére, es gebe eine Wahrnehmungs-
licke, oder wenn Herr Tabbert fragt, wo denn das
Problem liege, dann glaube ich, dass Sie wohl eine
Wahrnehmungsliicke haben.

Nehmen Sie einfach mal einen normalen Praktiker
wie mich, der regelmaflig vor Hamburger Gerich-
ten auftritt, und lassen Sie mich lhnen nur einmal
drei Beispiele vortragen. Ich habe im Marz 2014
vor dem Sozialgericht Hamburg eine Klage einge-
reicht, und bisher gibt es nicht einmal die Andeu-
tung eines moglichen Verhandlungstermins. An-
derthalb Jahre wartet mein Mandant darauf, dass
ihm hier Recht geschieht. Die von lhnen verwalte-
ten Gerichte sind nicht in der Lage, das zu ermogli-
chen. Da ist es mir wirklich sehr unangenehm,
dass ich meinem Mandanten nicht eher helfen
kann. Ein anderes Beispiel: Vor dem Landgericht
Hamburg verhandeln wir eine Klage seit Sommer
2011, und da ist das Ende der ersten Instanz noch
nicht einmal absehbar. In dem Punkt argert es
mich nicht, ich vertrete einen Beklagten, und da
sagen wir natdrlich, lasst euch Zeit. Aber fir die
Gegenseite ist es schon sehr bitter, da geht es um
ein menschliches Schicksal.

(Milan Pein SPD: Dann vertreten Sie die
falsche Seite!)

Das ist die Realitat.

Am peinlichsten war Folgendes: Ich war vor an-
derthalb Jahren auf einer Fortbildung fur Fachan-
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walte fir Medizinrecht, und dort berichtete ein Vor-
sitzender Richter vom Bundessozialgericht Uber
die unterschiedliche Leistungsfahigkeit der Sozial-
gerichte in Deutschland. Dort hat man den Ver-
gleich, weil sie aus ganz Deutschland Revisionen
bekommen, und das einzige Landessozialgericht,
das er erwahnte, war das Hamburger Landessozi-
algericht. Sie kennen vielleicht Bundesrichter mit
ihrer bestimmten Diktion. Er hat es nicht kritisiert,
sondern nur gesagt, man kénne dem Hamburger
Landessozialgericht keine Uberstirzten Entschei-
dungen vorwerfen. Sie kénnen sich vorstellen, das
war mir schlicht und ergreifend peinlich. Das ist die
wahre Lage der Hamburger Justiz.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Schinnenburg, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung des Abgeordneten Muller?

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Bitte schon.

Zwischenbemerkung von Farid Miiller GRUNE:*
Herr Kollege, wir haben ja diese Beschreibung in
der Offentlichkeit, und wir hatten sie auch hin und
wieder einmal durch die Gerichtsprasidentin. Da,
wo wir konkrete Belastungsspitzen haben, reagie-
ren wir jetzt mit den 16 Stellen. In den anderen Be-
reichen haben wir eben keine konkrete Lage, und
da hilft Ihre Schwarzmalerei nicht, sondern da hilft
es, dass Sie jetzt wieder Abgeordneter sind und
nicht Rechtsanwalt und einmal Uberlegen, was wir
mit solchen Berichten machen und wie wir sie als
Haushaltsgesetzgeber umsetzen. Das ist eigentlich
Ihr Job.

(Detlef Ehlebracht AfD: Antrage einreichen!)

Dr. Wieland Schinnenburg FDP (fortfahrend):
Herr Mdiller, versuchen Sie doch nicht, von der
Realitat abzulenken. Ich werde lhnen gleich die
Zahlen vorrechnen, dann werden Sie staunen.
Herr Dolzer sprach vom Tropfen auf dem hei3en
Stein. Das ist bestenfalls ein Minitropfen auf dem
heilen Stein, den Sie hier produzieren, und kein
wirklicher Beitrag zur Rettung der Hamburger Ju-
stiz. Die Zahlen bekommen Sie gleich.

Warum ist das schlimm? Es ist einmal schlimm,
weil Menschen enttduscht sind. Es ist auch
schlimm, weil Straftater entlassen werden, die
moglicherweise gefahrlich sind, nur weil die Justiz
nicht schnell genug fiir eine Aburteilung sorgen
kann. Aber etwas anderes ist noch viel schlimmer.
Zu Recht hat der Staat ein Gewaltmonopol, aber
zwingende Folge eines Gewaltmonopols muss
doch sein, dass der Staat alles tut in diesem wirkli-
chen Kernbereich staatlicher Tatigkeit, dass da
schnell und effizient gearbeitet wird. Ansonsten er-
zeugen Sie Frust und Staatsverdrossenheit bei
den Birgern, und das ist das Gefahrlichste an der

ganzen Geschichte. Hier muss dringend etwas
passieren.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben seit Jahren einen Kahlschlag bei der
Justiz, Herr Miller, und nun kommen die wahren
Zahlen. Die hat nicht die bose FDP-Fraktion oder
eine andere bdse Fraktion herausgefunden, nein,
die SPD und die GRUNEN waren es selbst. Lesen
Sie einmal nach in der Drucksache 21/1018, einer
GroRen Anfrage von SPD und GRUNEN, dort ste-
hen die Zahlen drin. Wie so oft hat der Senat ver-
sucht, sie ein bisschen zu verstecken. Es werden
immer nur Einzelzahlen aufgefiihrt, die man aggre-
gieren muss, aber da ich auch mal Abitur gemacht
habe, habe ich das geschafft. Ich habe die Zahlen
einmal ausgerechnet. Richter und Staatsanwalte
gab es Ende des Jahres 2005 826. Am Ende des
ersten Halbjahres 2015, also vor wenigen Mona-
ten, gab es 810, sprich 16 weniger. In zehn Jahren
haben Sie die Zahl der Richter und Staatsanwalte
um 15 gesenkt. Das sind die wahren Zahlen, Herr
Mdiller, und nicht das, was Sie uns hier in lhren
Textbausteinen gerade produziert haben.

(Beifall bei der FDP)

Nun sagen Sie, Herr Muller: Wunderbar, jetzt kom-
men acht neue dazu. Acht mehr bei 810, das ist
nicht einmal 1 Prozent.

(Zuruf von Milan Pein SPD — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Schinnenburg, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage?

Dr. Wieland Schinnenburg FDP (fortfahrend):
Nachher, jetzt keine Zwischenfrage mehr.

Nutzen Sie die Zwischenzeit, um es einmal nach-
zulesen, die Drucksachennummer habe ich Ihnen
genannt. Ich kann dazu sagen, es steht auf der
Seite 37, das ist die letzte Seite. Sie miissen natir-
lich eine gewisse Miihe aufbringen und die Einzel-
zahlen erst addieren, dann kénnen Sie das alles
nachlesen. Ich kann lhnen sogar zwei Stellen nach
dem Komma nennen, aber das wollte ich ein
bisschen einfacher halten.

Weniger als 1 Prozent mehr Richter wollen Sie uns
hier als Erfolg verkaufen. Selbst wenn die acht da-
zukommen, sind es immer noch sieben weniger als
2005. Herr Dolzer hat insofern recht, es ist hchs-
tens ein Tropfen auf den heilen Stein. Genauer
gesagt ist es politisch gesehen eine Beruhigungs-
pille, die Sie uns allen und der Justiz verabreichen
wollen. Das reicht hinten und vorne nicht.

(Zuruf von Urs Tabbert SPD)

Die FDP wird diesem Antrag dennoch zustimmen,
denn selbst ein Tropfen auf den heiRen Stein ist
besser als weiter nur reine Hitze und warme Luft
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von Herrn Miiller und Herrn Tabbert. Deshalb wer-
den wir diesem Antrag zustimmen, aber wir wollen
mehr. Es geht einmal in der Tat um mehr Stellen.
Aber ich kann lhnen ein paar Stichworte nennen,
was Sie auch noch tun kdénnten, und das kostet
nicht einmal Geld. Zum Beispiel eine flexible
Raumnutzung. Alle Anwaltskollegen, die hier sit-
zen, haben es so erlebt wie ich: Oft kbnnen des-
halb schnellere Verfahren nicht erméglicht werden,
weil die jeweilige Kammer sagt, sie tage immer nur
am Dienstag, am Mittwoch oder an welchem Tag
auch immer. Eine flexible Raumnutzung wirde, oh-
ne dass es Geld kostet, schon zu einer gewissen
Beschleunigung fuhren.

Wir brauchen weniger Richterwechsel. Schauen
Sie sich einmal an, wie insbesondere junge Rich-
ter, Proberichter, permanent zwischen den ver-
schiedenen Gerichten, Kammern und Ahnlichem
hin und her gereicht werden. Sie missen sich je-
weils in riesige Aktenberge einarbeiten. Das hat
mit Effizienz nichts zu tun. Und wie ware es mit ei-
ner regelmafigen Schulung flr Richter und Staats-
anwalte in effizientem Arbeiten? Wie ware es da-
mit, dass man Richter nur dann im Richterwahlaus-
schuss beruft, wenn sie eine gewisse Zeit in der
Privatwirtschaft gearbeitet haben? Auch das wirde
mit ziemlicher Sicherheit den Urteilen und der Effi-
zienz helfen. Ich hore auch oft Klagen von Richtern
Uber den zentralen Schreibdienst. Sie schreiben ihr
Urteil, und wochen- und monatelang héren sie
nichts davon, weil es irgendwo im zentralen
Schreibdienst hangen geblieben ist. Oder schliel3-
lich, und das ist besonders fir Strafjuristen in Ham-
burg geradezu eine Qual, dass die Staatsanwalt-
schaft Hamburg unter dem bisherigen General-
staatsanwalt offenbar die Weisung hatte, kaum
Verstandigung im Sinne des Paragrafen 153 und
Folgende StPO zu erzielen. Man muss nicht unbe-
dingt mit dem Kopf durch die Wand und damit Zeit
und Material verbrauchen, sondern man kann sich
auch einfach einmal vor Gericht verstandigen. Die-
se ganzen Malinahmen kosten keinen Cent, aber
sie wirden schon einiges bringen. Es ware natur-
lich politisch guter Wille nétig, da etwas zu tun.

Meine Damen und Herren! Was Sie uns hier vorle-
gen, ist richtig, aber nichts anderes als Augenwi-
scherei und eine Beruhigungspille. Deshalb wer-
den wir zustimmen, aber es reicht Uberhaupt nicht
aus. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Se-
nator Dr. Steffen.

Senator Dr. Till Steffen: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Heute ist ein guter Tag fur die Hamburger Justiz,

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

zumindest dann, wenn die Biirgerschaft den Emp-
fehlungen des Justiz- und des Haushaltsausschus-
ses zustimmt. Um das tats&chlich ein bisschen ein-
zuordnen, Herr Schinnenburg: Was heute auf den
Weg gebracht wird und was auch schon in mehre-
ren Schritten im Laufe dieses Jahres bewegt wur-
de, dieses Paket von insgesamt 26 Stellen, ist die
erste Verstarkung fur die Hamburger Justiz, die wir
seit 20 Jahren erleben. Das ist tatsachlich ein sehr
relevanter Schritt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Fir die Zukunft und die weitere Steuerung der
Ressourcen in der Justiz ist aber ebenso wichtig,
dass wir uns erstmals eben nicht mehr nur an den
Eingangszahlen und der Verfahrensdauer orientie-
ren, sondern dass wir uns auch grof3e Mihe ge-
ben, die sich verandernde Komplexitat der Verfah-
ren abzubilden. Insgesamt sind wir in Bezug auf
Haushaltsfragen nicht in einfachen Zeiten, nicht
ohne Grund haben wir eine Schuldenbremse. Ins-
gesamt ist das ein wichtiger Erfolg, den wir heute
sehen.

Natlrlich haben die breit diskutierten Falle in die-
sem Sommer auch uns beeindruckt und die teilwei-
se schwierige Personalsituation an den Gerichten
und den Staatsanwaltschaften ins Zentrum der me-
dialen Aufmerksamkeit geriickt, aber diese Falle
sind nicht der Grund flir unser Handeln. Wir haben
eine klare Vereinbarung im rot-griinen Koalitions-
vertrag. Wir haben vereinbart, dass wir die Arbeits-
belastung unter Berlcksichtigung der Komplexitat
der Verfahren neu betrachten wollen, und das
heil3t natlrlich auch, dass man auf der Basis einer
solchen Betrachtung zu entsprechenden Schlis-
sen kommen muss. Das hat mich seit Beginn der
Amtszeit intensiv beschéftigt. Ich habe die Ge-
richtsprasidentinnen und -prasidenten und die Lei-
ter der Staatsanwaltschaften gebeten, dariiber zu
berichten, wie sich die Arbeitssituation verandert
hat, und ich habe darliber hinaus eine Vielzahl von
Gesprachen gefiihrt, natlirlich mit den Prasidentin-
nen und Prasidenten, aber auch mit vielen Richte-
rinnen und Richtern direkt, und habe mir ein sehr
genaues Bild Uber die sich verandernde Arbeitsbe-
lastung verschafft. Diese Berichte liegen mittlerwei-
le vor, sie sind sehr umfangreich und differenziert,
und sie sind zunachst einmal noch etwas unter-
schiedlich angelegt. Diese Berichte haben wir auch
dem Justizausschuss zur Verfligung gestellt und
auch o6ffentlich gemacht.

Selbst der Opposition muss klar sein, dass diese
Verstarkung, die wir hier vornehmen, kein Selbst-
ganger ist. Solche zusatzlichen Stellen gibt es
nicht mal eben auf Zuruf, und auch die erforderli-
chen Stellenbesetzungen erfolgen nicht auf Zuruf.
Wir sind deswegen bei der Stellenbesetzung Uber-
haupt nicht langsam, sondern wir sind ausgespro-
chen zigig. Der Richterwahlausschuss hat in der
letzten Woche bereits die neuen Richterinnen und
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Richter gewahlt. Wir warten also tatsachlich nur
auf die Entscheidung der Burgerschaft, natirlich
ausdrucklich vorbehaltlich lhrer Entscheidung, und
wir konnten hierbei wiederum sehr gut ausgebilde-
te und motivierte junge Juristinnen und Juristen fin-
den, die als Richterinnen und Richter, als Staats-
anwaltinnen und Staatsanwalte zur Verfligung ste-
hen. Ich kann lhnen berichten — Herr Schinnen-
burg, insoweit tragen Sie ein bisschen Eulen nach
Athen —, dass es vielfach junge Juristinnen und Ju-
risten sind, die drei bis fiinf Jahre in Anwaltskanz-
leien gearbeitet haben. Und, Herr Dolzer, ich kann
Ihnen berichten, dass es vielfach, und darauf ach-
ten wir besonders im Rahmen des Verfahrens im
Richterwahlausschuss, Juristinnen und Juristen
sind, die sich neben ihrer juristischen Ausbildung
auch sozial engagiert haben und die einen Blick
rechts und links der juristischen Ausbildung gewor-
fen haben. Ich halte das flr sehr wichtig ange-
sichts der besonders verantwortungsvollen Aufga-
be, die Richterinnen und Richter haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es fehlt also die Entscheidung der Blrgerschaft,
und ich mdchte mich ausdricklich bei allen Fraktio-
nen bedanken, dass es moglich gemacht wurde,
diese Fristverkirzung vorzunehmen, sodass be-
reits im Dezember diese Richterinnen und Richter
ihre Arbeit aufnehmen kénnen. Wir mussen dabei
Uberhaupt keinen Vergleich scheuen. Ich person-
lich beobachte die Hamburger Justizpolitik ja
schon etwas langer, und in dieser Breite haben die
vergangenen Regierungen keine zusatzlichen Stel-
len geschaffen. Das gilt fiir uns alle in unterschied-
lichen Konstellationen. Es gab punktuell Verstar-
kung an einzelnen Stellen, aber meistens mussten
dann dieselben Verantwortlichen kurze Zeit spater
im gleichen Umfang an anderer Stelle bei den Ge-
richten wieder Stellen einsammeln. Ein solches
Nullsummenspiel hilft nattrlich nicht, und deswe-
gen sticht das, was wir heute leisten, heraus.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In der Sache bleiben auch die in diesem Sommer
vorgelegten Vorschlage der Oppositionsfraktionen
CDU und FDP hinter unseren MaRnahmen zurtick,
weil regelmalig vergessen wird, dass es eben
nicht nur die Strafjustiz gibt, die natlrlich eine ganz
besondere Offentlichkeit hat, sondern auch die So-
zialgerichte, wo die Rechte derjenigen verhandelt
werden, die sich nicht mit Geld wehren kénnen und
die zur materiellen Absicherung ihres Lebens drin-
gend darauf angewiesen sind, dass ihnen rechtlich
geholfen wird. Es wird auch immer wieder verges-
sen, dass Gerichte nicht nur aus Richterinnen und
Richtern bestehen, sondern dass eben fiir den Be-
trieb eines Gerichts das Servicepersonal genauso
wichtig ist. Deswegen bleiben die Antrédge und Vor-
schldge von CDU und FDP in der Summe hinter
dem, was wir hier insgesamt bewegen, zurlck.
Und sie sind auch nicht hinreichend finanziell hin-

terlegt. Ganz klar ist: Der Prozess ist nicht abge-
schlossen mit dieser heutigen Entscheidung. Der
relevante Bezugsrahmen bleibt der Haushalt, und
es ist eine gemeinsame Aufgabe von Senat und
Blrgerschaft, dass wir dieses erreichte Niveau hal-
ten. Aber ich glaube, mit dem gemeinsamen Enga-
gement, das heute noch einmal zutage tritt, wer-
den wir das schaffen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen. Doch, Herr Dolzer von der Frakti-
on DIE LINKE, bitte.

Martin Dolzer DIE LINKE: Danke schon. — Liebe
Kolleginnen und Kollegen, Frau Prasidentin! Ich
md&chte ganz kurz zu Herrn Schinnenburg Stellung
nehmen. Ich habe das Gefihl, dass Sie und auch
Herr Oetzel keinen Redebeitrag halten kénnen, oh-
ne am Rand mehr oder weniger sinnlos auf DIE
LINKE einzudreschen.

(Beifall bei der LINKEN — Michael Kruse
FDP: Das ist lhre Einschatzung! Die Sinn-
haftigkeit muss jeder selbst beurteilen! — Mi-
lan Pein SPD: Zur Sache!)

Schauen Sie sich noch einmal die Schriftliche Klei-
ne Anfrage an. Es sind genau 518 Menschen, und
die Zahl von 31 Millionen Euro im Jahr stimmt
auch. Rechnen Sie es einfach nach, und dann
konnen wir dartiber noch einmal diskutieren.

Herr Oetzel, zu lhrer Bemerkung Uber die Gegenfi-
nanzierung: Wir haben Konzepte, die vielleicht
nicht mit lhren marktliberalen Vorstellungen Uber-
einstimmen, aber Vermogensteuer und Erbschafts-
steuer wirde viel moglich machen,

(Michael Kruse FDP: Addition und Subtrakti-
on! Das ist Mathematik!)

ebenso der Stopp der Schuldenbremse. Das sind
einfach andere politische Ideen. Aber tun Sie bitte
nicht immer so, als sei das nicht serids, sondern es
ist einfach eine andere Idee. Das kdnnen wir gern
kontrovers diskutieren, aber nicht einfach diffamie-
ren. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Wer
mag, kann dann an den Abstimmungen teilneh-
men, zu denen wir jetzt kommen.

Wer méchte der Empfehlung des Haushaltsaus-
schusses aus Drucksache 21/2334 folgen und
dem Senatsantrag aus Drucksache 21/1979 an-
nehmen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist dann einstimmig so erfolgt.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?
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(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat ist mit einer sofortigen zweiten Lesung
einverstanden. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Das sehe ich nicht.

Wer méchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fas-
sen? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann haben wir das auch in zweiter Le-
sung einstimmig und endgultig beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 28, Drucksa-
che 21/2208 in der Neufassung, Antrag der Frakti-
on DIE LINKE: 1 Million Euro fiir ein humanitares
Soforthilfeprogramm zur Entlastung der Situation
der Geflichteten, Ehrenamtlichen und Einrich-
tungen am Hauptbahnhof!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

1 Million Euro fiir ein humanitdres Soforthilfe-
programm zur Entlastung der Situation der Ge-
fliichteten, Ehrenamtlichen und Einrichtungen
am Hauptbahnhof!

— Drs 21/2208 Neufassung -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Unhaltbare Zustinde am Hauptbahnhof beseiti-
gen — Stadt muss endlich Verantwortung uiber-
nehmen

— Drs 21/2354 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburg hilft den Helferinnen und Helfern am
Hauptbahnhof

— Drs 21/2369 -]

Hierzu liegen lhnen als Drucksachen 21/2354 und
21/2369 Antrage der Fraktionen der CDU sowie
der SPD und der GRUNEN vor.

Alle drei D_rucksachen mochten die Fraktionen der
SPD, GRUNEN und LINKEN an den Sozialaus-
schuss Uberweisen.

Wer winscht das Wort? — Frau Schneider von der
Fraktion DIE LINKE, bitte.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Seit September en-
gagieren sich viele Initiativen, Wohlfahrtsverbande
und Institutionen sowie zahlreiche freiwillige Helfe-
rinnen und Helfer am Hauptbahnhof. Sie kimmern
sich um die meist total erschépften Transitfllichtlin-
ge, um ihre Versorgung mit Nahrung und Getran-
ken. Sie kiimmern sich um die Kinder, um Uber-
nachtungsplatze und notfalls um eine medizinische
Versorgung. Sie helfen mit Informationen. Ein Teil
der freiwilligen Helferinnen und Helfer arbeitet eini-

ge Stunden die Woche, andere leisten lange
Schichten, und das schon viele Wochen. Derzeit
sind zwischen 200 und 250 Helferinnen und Helfer
aktiv, viele von ihnen mit migrantischem Hinter-
grund und viele, die selbst als Flichtlinge in Ham-
burg leben. Nacht fur Nacht werden manchmal bis
zu 1 400 Ubernachtungsplatze benétigt.

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Kbénnen Sie sich vorstellen, was das heif3t, Nacht
fir Nacht viele Hundert Menschen privat unterzu-
bringen? Welche Kraftanstrengung und welche fi-
nanzielle Anstrengung zum Beispiel die Al-Nour
Moschee leistet, das Schauspielhaus, die Kunst-
halle, Kirchengemeinden in der Nahe und auch in
weiterer Umgebung, der Caritasverband, Pfadfin-
der, private Wohnprojekte und viele andere? Kon-
nen Sie sich vorstellen, was es fur die Helferinnen
und Helfer am Hauptbahnhof bedeutet, das alles
zu organisieren, Tag fur Tag, Nacht fir Nacht, frei-
willig, ehrenamtlich, verantwortlich? Es ist ja sonst
keiner da, der es tut.

Eine Intention unseres Antrags ist, dass die Stadt,
dass die Buirgerschaft diesen grof3artigen Einsatz
aller Beteiligten offentlich anerkennt und wirdigt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich sehe, das ist nur bei einem kleinen Teil des
Hauses der Fall. Ich hatte gehofft, dass heute we-
nigstens dieses Signal in die Stadt und zu den frei-
willigen Helferinnen und Helfern gesendet wird.

(Beifall bei der LINKEN und bei Antje Mdller
GRUNE - Heike Sudmann DIE LINKE: Die
héren ja gar nicht zu!)

Wir fordern mit unserem Antrag nicht viel. Wir for-
dern nicht, dass die Stadt mit bezahlten Kraften die
ganze Organisation und die gesamte Arbeit Uber-
nehmen soll. Wir fordern aber die Unterstltzung,
die die freiwilligen und beteiligten Organisationen
dringend bendtigen, und wir fordern die Unterstit-
zung insbesondere bei der Sicherstellung von
Ubernachtungsplatzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir fordern 1 Million Euro fir ein humanitares So-
forthilfeprogramm. 1 Million Euro sind bescheiden
angesichts der Tatsache, dass in Hamburg taglich
400 bis 500 Transitflichtlinge eintreffen und ver-
sorgt werden.

Meine Damen und Herren! Die Landesregierung in
Mecklenburg-Vorpommern hat am vergangenen
Montag beschlossen, die Kosten zu erstatten, die
der Stadt Rostock bisher bei der Versorgung der
Transitflichtlinge entstanden sind. SPD und CDU
waren sich einig, dass die Kosten in voller Hohe
erstattet werden sollen, und sie haben 2 Millionen
Euro bereitgestellt — doppelt so viel, wie wir for-
dern.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2208
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2354
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2369
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(Beifall bei der LINKEN)

Die Landesregierung in Schwerin hat mit dieser
Entscheidung gleichzeitig der Stadt Rostock politi-
sche Ruckendeckung gegeben und die politische
Verantwortung dafiir ibernommen, dass die Tran-
sitfliichtlinge unterstiitzt werden. Es ist eben nicht
richtig, was in dem Zusatzantrag der Koalition
steht, namlich dass man staatliche Hilfe nur ge-
wahren koénne, wenn die Menschen in Hamburg
tatsachlich aufgenommen wirden. Rostock hat es
anders gemacht.

(Beifall bei der LINKEN)

Uber Rostock sind seit Anfang September mehr
als 32 000 Geflichtete nach Schweden weiterge-
reist. Auch hier sind es vor allem die Freiwilligen,
die die Hilfe leisten, aber die Stadt, der Blrger-
meister, der Stadtrat und die Verwaltung haben die
Verantwortung nicht einfach auf die Freiwilligen ab-
gewalzt, wie es Hamburg weitestgehend tut. Die
Stadt hat zum Beispiel 1 500 Notunterkiinfte be-
reitgestellt. Sie beteiligt sich an der Verpflegung
und stellt nétigenfalls Tickets fiir die Weiterreise
zur Verfiigung.

Herr Dr. Dressel, Sie riefen gerade, das sei eine
Kommune. Sie argumentieren, soweit wir gehort
haben, in Rostock gebe es, anders als in Ham-
burg, keine Zentrale Erstaufnahme, es bestehe al-
so gar nicht die Alternative des Aufnehmens. Das
Argument ist seit Montag hinfallig.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Es geht um die
Zustandigkeit!)

Das Land Mecklenburg-Vorpommern namlich, ich
habe es erwahnt, das selbstverstandlich Uber eine
Zentrale Erstaufnahme verfugt, hat mit den Kosten
eben auch die politische Verantwortung fur die
Versorgung der Transitflichtlinge Gbernommen.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Das ist rechtlich trotzdem etwas
anderes!)

Ich gebe ein weiteres Beispiel, Schleswig-Holstein.
Bis vor Kurzem reisten taglich fast 1 000 Gefllich-
tete Uber Schleswig-Holstein weiter, hauptsachlich
Uber Kiel, Lubeck und Flensburg. Auch hier leisten
hauptsachlich Freiwillige Hilfe. Aber auch hier
ducken sich die betroffenen Stadte nicht weg. Kiel
hat zum Beispiel ein ehemaliges C&A-Gebaude fur
die Notunterbringung beschlagnahmt. Auch in LU-
beck wurde nach angekindigter Besetzung Leer-
stand fir die Transitflichtlinge zuganglich ge-
macht. Auflerdem richteten die Feuerwehr und
Hilfsorganisationen Anfang November vier Turn-
hallen her. Die Landesregierung arbeitete einen
Notfallplan fur die Bereitstellung von Notunterklnf-
ten fur Transitflichtlinge aus. In Absprache mit der
Polizei sowie den Landes- und Bundesbehdrden
sollen die Transitfliichtlinge dort nicht registriert
werden.

Ich will das alles gar nicht weiter ausfiihren. Nicht
nur die Stadte Rostock, Kiel, Libeck oder Flens-
burg, auch beide nérdlichen Bundeslander machen
vor, dass es auch anders geht als in Hamburg.

(Beifall bei der LINKEN)

Hamburg, dieses mit Abstand reichste Bundesland
im Norden, muss seine politische Verantwortung
fur die Entlastung der Situation am Hauptbahnhof
und fir die Vermeidung einer humanitaren Kata-
strophe wahrnehmen.

Ich mdchte ein Wort zum CDU-Antrag sagen. Frau
Prien, ich muss lhnen persdnlich sagen, dass ich
maflos enttduscht war. Sie finden kein einziges
Wort zu dem Engagement so vieler Hunderte von
Menschen und so vieler Institutionen. Sie legen ei-
ne Lage zugrunde, die es Uberhaupt nicht gibt.
Und Sie schlagen nur repressive Lésungen vor.

(Karin Prien CDU: Nein, das stimmt nicht!)

Das ist keine Bereinigung der Situation, das ist kei-
ne Entlastung der Situation. Meiner Meinung nach
— wir haben (berlegt, ob wir (iberhaupt einer Uber-
weisung zustimmen; wir tun es, aber sehr schwe-
ren Herzens — bringt der Antrag Uberhaupt nichts
voran.

(Beifall bei der LINKEN)

Weil unser Antrag an den Ausschuss Uberwiesen
wird, werde ich die Forderungen hier nicht ausfihr-
lich begriinden. Doch eines sage ich: Es pressiert.
Haben Sie eine Vorstellung, wie viele Zehntausen-
de Euro monatlich allein an Nebenkosten fur die
nachtliche Unterbringung von Transitflichtlingen,
fur die Verpflegung in den Unterkinften und die
Bereitstellung von sanitdren Anlagen anfallen? Die
Einrichtungen und privaten Projekte, die Unterbrin-
gung gewabhrleisten, achzen unter der Last der Ne-
benkosten, die sie nun schon lange tragen bezie-
hungsweise nur durch Spenden aufbringen. Sie
brauchen eine schnelle Entlastung.

Die Toilettensituation ist ein riesiges Problem, das
schnell geldst werden muss. Es muss auch mdg-
lich sein, unabhangig von der Beratung im Aus-
schuss, sicherzustellen, dass die Anfahrt zu weiter
entfernt liegenden Ubernachtungseinrichtungen
kostenlos ist. Das betrifft vor allem Kirchengemein-
den, die allabendlich Gruppen von Transitflichtlin-
gen abholen und morgens zurtickbringen. Die kos-
tenlose Fahrt mit dem OPNV funktioniert meistens,
aber eben nicht immer, und das ware unserer Mei-
nung nach auf dem kleinen Dienstweg relativ
schnell und vor allem verbindlich mit dem HVV zu
regeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Unter den Freiwilligen sind viele Geflichtete aus
Hamburger Unterklnften, ich erwahnte es eben.
Nicht nur fur sie, aber vor allem fir sie ist eine
schnelle und nachhaltige Unterstitzung notwendig,
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etwa die Bereitstellung von Versorgung und Fahr-
karten, eine Versicherung beispielsweise und auch
Deutschkurse.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist ein Unding, und zwar wirklich ein Unding,
dass der Senat die freiwilligen Helferinnen und
Helfer am Hauptbahnhof zusatzlich auch noch fir
die Umverteilung von Flichtlingen aus Hamburger
Zentralen Erstaufnahmen in Anspruch nimmt. Die
umzuverteilenden Fllchtlinge erhalten in den Ein-
richtungen ein Nahverkehrsticket in die Hand und
werden dann auf den Weg geschickt. Sie werden
in einem fremden Kultur- und Sprachraum und oh-
ne Ortskenntnisse auf ihrem Weg in die neuen Un-
terkiinfte allein gelassen. Sie finden sich nicht zu-
recht und brauchen Hilfe, aber niemand ist da au-
Rer den selbstorganisierten Helferinnen und Hel-
fern, die bisher diese Hilfe geleistet haben. Sie ha-
ben vor einigen Tagen gesagt, das wirden sie
nicht mehr mitmachen, das sei die Aufgabe des
Senats. Und wir finden, das geht auch wirklich
Uberhaupt gar nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist allein die Verantwortung staatlicher Stellen,
dass die Umverteilung funktioniert. Kommen Sie
ihr nach, anstatt sich auch noch in lhrer ureigens-
ten Verantwortung auf der Arbeit Freiwilliger aus-
zuruhen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Frau Blandow-Schlegel
von der SPD-Fraktion.

Hendrikje Blandow-Schlegel SPD:* Sehr geehr-
ter Herr Prasident, sehr verehrte Damen und Her-
ren! Es pressiert, und deswegen ist es richtig, die
Antrage alle so schnell wie méglich an den Sozial-
ausschuss zu Uberweisen.

Ich mdchte aber in der Tat — und ich glaube schon,
dass das ganze Haus zustimmt, vielleicht bis auf
einige wenige — den groRartigen Einsatz aller frei-
willigen und ehrenamtlichen Helfer erwahnen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN und der FDP)

Salopp gesprochen hat sich ein bunter Haufen zu-
sammengetan, viele Freiwillige, die die unter-
schiedlichsten politischen Ziele verfolgt haben. In-
zwischen ist ein Zusammenschluss verschiedens-
ter Versorgungseinheiten entstanden, die mit dem
PARITATISCHEN Wohlfahrtsverband, der Caritas,
verschiedensten Moscheen — die Al-Nour Moschee
leistet groRartige Arbeit —, aber auch Leitungen
des Schauspielhauses und anderer Kultureinrich-
tungen Hand in Hand arbeiten, und zwar mit der
gemeinsamen Zielsetzung, ein humanitares Hilfs-
angebot bereitzustellen. Die Zusammenarbeit mit

dem runden Tisch am Hauptbahnhof funktioniert
inzwischen. Das mag holprig gewesen sein, aber
inzwischen ist sie vorhanden und garantiert die
Einbeziehung aller relevanten Akteure — diese For-
derung ist eigentlich langst erfillt — zum Zweck ge-
meinsamer Absprachen. Hierzu zahlt die groRe
"Helfergruppe Hamburger Hauptbahnhof" mit ihren
verschiedenen Untergruppen. Da ist die Lebens-
mittelversorgung, das medizinische Angebot, die
Notkleiderkammer, die wir Ubrigens selbst beglei-
ten aus Harvestehude, das Transferinformations-
sowie das Schlafplatzteam, die sich Ubrigens wei-
testgehend Uber Facebook organisieren. Wer hatte
das gedacht? Ebenfalls einbezogen sind selbstver-
standlich die Deutsche Bahn — sehr wichtig als
Hausherr —, die Bahnsicherheit, die Innenbehdrde,
die Bahnhofsmission und die Bundespolizei. Auch
sie ist mit an Bord. Man kann nicht behaupten,
dass hier nicht konstruktiv geholfen wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Thematik ist jedoch wirklich komplex. Es macht
keinen Sinn, alle Antrdge an den Ausschuss zu
Uberweisen und jetzt hier zu diskutieren. Dafir
brauchen wir die Uberweisung. Und vielleicht ist es
an der Zeit, diesen Konfrontationskurs zu verlas-
sen. Das halte ich bei diesem Problemkreis fur
dringend notwendig. Wir haben ein Kernanliegen
und sollten nicht das Gegenteil von dem produzie-
ren, was wir wollen. Es ist eine beruhigte Situation
notwendig am Hauptbahnhof, damit wir in kleinen
Schritten zurlick in eine Normalitat kommen, trotz
der durchreisenden Menschen, und nicht eine
Uberzeichnung und Dramatisierung. Wir tun immer
s0, als ob dort Chaos herrsche. Das stimmt nicht.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das habe
ich nicht gesagt!)

— Doch, in dem einen oder anderen Antrag schon.

In dieser Uberzeichnung liegt genau das Problem.
Ich glaube, es ist wirklich straflich, dadurch den po-
litischen Kraften in die Hande zu spielen, die kein
Interesse an einer Problemlésung haben. Sie le-
ben namlich von der Dramatisierung. Deswegen ist
das Handeln des Senats unaufgeregt — und er
handelt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir alle kennen den Ausdruck "unter dem Radar
fliegen". Diese Formulierung ist nicht nur jedem Ju-
risten bekannt, sondern sie kann eigentlich auch
als eine Art Gelenkschmiere von Systemen be-
zeichnet werden, deren Recht nicht mehr so richtig
passt.

(J6rg Hamann CDU: Was? Was wollen Sie
uns sagen?)

— Das erlautere ich gleich.

Das Recht als alleinigen Malstab zur Orientierung
zu nehmen, heil3t dann, den Menschen, die aus
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der Not zu uns fliehen, nicht mehr gerecht zu wer-
den und das humanitéare Hilfsangebot der Freiwilli-
gen vor Ort mit FiRen zu treten. Kaum ein Gesetz
kann eine solch dynamische Entwicklung, wie wir
sie momentan in der Flichtlingspolitik erleben, von
vornherein antizipieren. Gesetze werden fir lineare
Entwicklungen formuliert, ein exponentielles
Wachstum ist rechtlich schwer vorherzusehen. Die
Verantwortlichen wollten bei der Verabschiedung
von Dublin Il nicht die Brisanz erfassen, die sich
entwickelt, wenn viele Tausend Menschen taglich
an den Grenzen zu den Balkanstaaten, an der
Grenze zu Osterreich und dann an der Grenze zu
Deutschland ankommen oder sich andere Routen
suchen, weil gerade irgendwo eine Grenze dicht-
gemacht wird. Dublin 1l ist nicht fir Zeiten ge-
macht, in denen 12 Millionen Syrer vor Bomben,
Tod und Vergewaltigung fliehen, in denen eine
morderische IS-Verbrecherbande in Irak witet und
die Taliban in Afghanistan Kundus erobern, Man-
ner umbringen, wenn sie sich nicht in deren Dienst
stellen, und Frauen zu Tode gesteinigt werden.
Dublin Il passt nicht zur Genfer Flichtlingskonven-
tion in Zeiten der Not.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Auch
sonst nicht! und Beifall)

Dublin 111 ist deshalb auch aktuell ganz praktisch
nicht durchsetzbar.

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)

Die Verantwortlichen fir Dublin Ill hatten die Vor-
stellung, die Lage als Insel inmitten der Grenzstaa-
ten wirde uns in Deutschland helfen, von Fliicht-
lingsbewegungen unberthrt zu bleiben. Nun aber
ist es so, dass eben diese Grenzstaaten diese Re-
geln auRer Kraft setzen und Menschen auf der
Durchreise als das behandeln, was sie sind, nam-
lich Menschen auf der Durchreise.

Die damit verbundene Rechtslage ist hdchst kom-
pliziert. Zustdndig auf dem Bahnhofsgeldnde ist
nicht Hamburg, sondern die Bundespolizei. Das
Hausrecht liegt bei der Deutschen Bahn. Die Bun-
despolizei misste die Innenbehérde um Amtshilfe
bitten, wenn es um die Registrierung auf dem
Bahnhofsgelande ginge. Das tut sie nicht; kein
Bundesland tut das im Moment. Alle Bundeslander
gestatten die Durchreise, so wie es alle Grenzlan-
der tun. Und das heif3t genau "unter dem Radar
fliegen". Man sieht die Menschen und weil}, dass
ihnen geholfen werden muss. Es sind Menschen
mit Babys und Kindern, schwangere Miitter, ganze
Familien, aber natlrlich auch Alleinreisende. Sie
wollen dorthin, wo sie Familien und Freunde ha-
ben, und ein Leben ohne Zerstérung, Gewalt und
Krieg. Um dieses Ziel zu erreichen, opfern sich in
der Tat seit Wochen ehrenamtliche Helferinnen
und Helfer, und weitestgehend erleben sie
Rickendeckung von staatlichen Funktionstragern.
Auch diese fliegen unter dem Radar, indem unbi-
rokratische Hilfen gewahrt werden, die es den Hel-

fern moglich macht, zu helfen. Es sind Hilfen fir
diese groRartigen Helfer. Das ist im Ubrigen auch
das, was in den Stadten passiert. Es sind eben
keine Bundeslander, die dort die Hilfen organisie-
ren, sie finanzieren die Gemeinden damit. Das ist
der wesentliche Unterschied.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Und wir sind Bundesland und Stadtstaat in einem.

(J6rg Hamann CDU: Und deshalb machen
wir das nicht! — Gegenruf von Dr. Anjes
Tjarks GRUNE: Es ist schon besser, dass
Sie da nichts machen!)

— Wir machen eine ganze Menge.

Noch einmal: Es geht darum, nicht zu dramatisie-
ren. Und wir bieten am Hauptbahnhof auch an
— wenn Sie mich ausreden lassen, bekommen Sie
es mit —, dass alle Menschen, die registriert wer-
den wollen und in Hamburg bleiben wollen, von
dort mit dem Bus in die Poststralle kommen. Und
es wird dort nicht nur angeboten,

(J6brg Hamann CDU: Gehen Sie hin und
schauen Sie, wie toll das funktioniert! — Ge-
genruf von der SPD: Herr Hamann, melden
Sie sich mal!)

sondern es wird auch darlber informiert, dass die
Menschen, wenn sie sich registrieren lassen, alle
staatlichen Leistungen erhalten.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Das Wort hat Frau Blandow-Schlegel, bit-
te.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Hendrikje Blandow-Schlegel SPD (fortfahrend):*
Aber das Angebot fir die Registrierung darf eben
genau diese Hilfe fir die Helfenden nicht aus-
schlieRen. Sie findet sich in der finanziellen Unter-
stlitzung der Verbande; das findet statt. Die Mo-
scheen werden in ihrer Vereinsarbeit gestarkt, und
dabei geht es auch darum, auszuloten, ob dies
eventuell auch durch finanzielle Unterstitzung ge-
schieht, ich nenne allein die Stromkosten.

(Zuruf von Christiane Schneider DIE LINKE)
— Das muss man sehen.

Diese Hilfe gestaltet sich in der organisatorischen
Bereitstellung, zum Beispiel aktuell bei den Park-
platzen fur die Zelte. Zukiinftig ist dann auch der
Umzug avisiert, federfilhrend vom PARITATI-
SCHEN Wohlfahrtsverband. Der runde Tisch um
den Hauptbahnhof bezieht alle ausdricklich mit
ein, die vor Ort aktiv sind.
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Ich stehe in Kontakt mit Sidonie Fernau vom PARI-
TATISCHEN Wohlfahrtsverband und mit Frau
Hniopek von der Caritas. Sonja Clasing betreibt bei
uns die Kleiderkammer. Alle sagen, es sei anstren-
gend, es sei erschdpfend, aber sie spirten inzwi-
schen uUberall die staatliche Unterstlitzung durch
die indirekte Hilfestellung. Das ist eigentlich das
Entscheidende.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Ruf nach dem Staat an dieser Stelle ist deswe-
gen irrelevant, weil die Aktiven wissen, wenn es
staatlich organisiert ware, miisste es ein anderes
Gesicht bekommen.

(Mehmet Yildiz DIE LINKE: Finanziell! Das
ist ein Unterschied!)

Dann misste es eine andere Funktion bekommen.
Alle, die an dieser Stelle das Gleiche wollen, ver-
stehen das. Es ist nur schade, dass Sie es noch
nicht wahrnehmen, dass diese Differenzierung zwi-
schen Bundesland und Stadtstaat und Gemeinde
uns hier einen Riegel vorschiebt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die unter dem Radar fliegende Hilfe infrage zu
stellen, ist deswegen straflich. Das spielt tatsach-
lich dem Antrag der CDU in die Hande, die mit an-
deren Mitteln, angeblich einfachen Lésungen und
Repressalien einen vollig anderen Weg einschla-
gen mochte. Da ist sie sich zwar uneins mit ihrer
und unserer Kanzlerin, aber das in der Partei im
Moment nichts Ungewohnliches.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir wollen die Menschen ernst nehmen in ihrer Ab-
sicht, tatsachlich ihr Zielland zu erreichen, und das
vielleicht auch aus der schlichten Erkenntnis he-
raus, liebe CDU, dass ungefahr 1 000 Menschen
pro Tag ankommen. Wollen Sie taglich 1 000 Men-
schen registrieren, und wollen Sie taglich
1 000 Menschen in eine 6ffentliche Unterbringung
bringen?

(J6rg Hamann CDU: Nein, wir wollen nur
helfen! Wer hat lhnen die Rede aufgeschrie-
ben? Unertraglich! Sie hatten sie mal vorher
lesen sollen!)

Denken Sie das einmal bitte zu Ende. Lassen Sie
uns also die Details im Ausschuss besprechen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Karin Prien von der CDU-
Fraktion.

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren!

(Zuruf; Herr Prasident!)

— Herr Prasident, Entschuldigung. Ich war noch so
eingenommen von der Rede von Frau Blandow-
Schlegel, dass ich mich einfach nicht konzentrieren
konnte.

Ich war deshalb so eingenommen davon, weil ich
mir gerade Uberlegt habe, ob das jetzt die offizielle
Verabschiedung der SPD von Dublin Il gewesen
sein soll. Ich habe das irgendwie nicht ganz ver-
standen. Das machen Sie offensichtlich bei Bedarf,
und darin scheinen Sie sich mit Ihrer Bundesregie-
rung nicht ganz einig zu sein.

(Beifall bei der CDU — Farid Miiller GRUNE:
Wovon reden Sie Gberhaupt?)

Wir erwarten zu Recht von den européischen Staa-
ten, die sich zwischen der griechischen und der ita-
lienischen Grenze und uns befinden, dass sie die
Flichtlinge registrieren. Wir wollen, dass Dublin 1lI
durchgesetzt wird. Das erwarten wir von den ande-
ren Staaten, und dann kénnen wir uns nicht weg-
ducken, wenn es uns gerade passt und der Radar
uns zu gefahrlich erscheint,

(Ksenija Bekeris SPD: Darlber wollen Sie
jetzt reden, Frau Prien? Das ist doch voll-
kommen an der Situation vorbei!)

sondern das Recht muss angewendet werden.

(Beifall bei der CDU — Zuruf von Christiane
Schneider DIE LINKE)

— Wir versuchen es aber doch gerade, es wieder in
Kraft zu setzen, Frau Schneider. Wenn man dann
an einer Stelle, wo es einem gerade passt, es
dann doch nicht macht, dann ist das kein guter
Weg.

Das heil’t aber nicht, dass wir die humanitare Si-
tuation am Hauptbahnhof verkennen wirden. Wir
haben nicht umsonst in unserem Antrag die huma-
nitdre Hilfe in den Vordergrund gestellt, das ist der
erste Punkt unseres Petitums. Auch wir halten es
fur dringend erforderlich, dass sich die Situation
am Hauptbahnhof verandert, Gbrigens in allererster
Linie wegen der in Hamburg gestrandeten Men-
schen. Aber auch deshalb, weil der Hauptbahnhof
nun einmal das Hauptverkehrskreuz der Bahn in
Norddeutschland ist und weil wir einen Hauptbahn-
hof brauchen, der vernlnftig funktioniert, wo die
Leute gern ankommen und wieder abreisen. Ich
bin heute Mittag absichtlich noch einmal dort ge-
wesen, und die Zustande sind eben nicht so, wie
wir sie als Visitenkarte fiir unsere Stadt gern hat-
ten.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt beide Aspekte, und das ist schwierig. Na-
turlich ist das eine Gratwanderung.

(Farid Miiller GRUNE: Ihr Antrag nicht!)

Ich nehme an, dass Sie mit "unter dem Radar flie-
gen" meinen, dass hier eine Losung gefunden wer-



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 20. Sitzung am 25. November 2015 1305

(Karin Prien)

den muss, die beiden Aspekten gerecht wird. Ja,
das muss man, dazu bekenne ich mich ausdriick-
lich, auch wenn es rechtlich schwierig ist. Was
aber nicht geht, ist, dass der Senat sich in dieser
Frage aus der Verantwortung zieht.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Joachim
Kérner AfD)

Und genau das erleben wir seit Monaten am
Hauptbahnhof. Da, Frau Schneider, sind wir nicht
weit auseinander. Nur damit zu argumentieren,
man hatte rechtliche Schwierigkeiten und es wiirde
doch auch ein Bus zur Erstaufnahme fahren, das
reicht einfach nicht. Es muss jetzt eine Losung ge-
funden werden, und ich bin die Letzte, die sich
pragmatischen Lésungen verschlieRen wirde. Es
muss ein Weg gefunden werden, der sowohl die
Einhaltung des Rechts als auch eine humanitare
Versorgung der Fllchtlinge gewahrleistet.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Und das soll die-
ser Antrag gewahrleisten?)

— Ja, das soll dieser Antrag gewahrleisten.

Wenn man das als Senat selbst nicht kann, dann
muss man trotzdem die Verantwortung Uberneh-
men. Ich freue mich darauf, dass wir dann im Aus-
schuss Uber die Einzelheiten einer pragmatischen
Lésung miteinander sprechen koénnen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Antje Moller von der
GRUNEN Fraktion.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

Antje Méller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Hamann und Herr Lenders,
es freut mich, dass ich lhnen Freude bereite.

Frau Prien, ich wiirde das gern aufgreifen mit der
Visitenkarte. Ich glaube namlich, wie Uberall im
richtigen Leben gibt es solche und solche Visiten-
karten. Der Hamburger Hauptbahnhof ist gerade
eine Visitenkarte, und zwar fir die Menschen, die
hierher kommen, die auf der Durchreise sind, die
erschopft sind, Unterkunft, Beratung und Hilfe
brauchen oder einfach nur eine Pause machen
wollen. Und auch das ist eine wichtige Visitenkarte,
ob man sie gut oder schlecht findet.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Man kann tatsachlich immer noch beide Augen zu-
dricken, nach dem Motto "Was ich nicht sehen
will, das gibt es auch nicht" durch den Hauptbahn-
hof gehen

(Karin Prien CDU: Genau das machen Sie!
Das kritisieren wir!)

und im Ubrigen denken, das ist ja mal wieder echt
voll hier. Man kann sich aber auch der Realitat
stellen. Dann kann man annehmen, dass der
Hauptbahnhof seit zwei Monaten das ist, was viele
andere europdischer Bahnhoéfe groRer Stadte,
Hauptstadte oder Grenzstadte und viele Fahrhafen
sind: Ein Ort der Hoffnung, an dem Menschen an-
kommen, pausieren, weiterziechen oder bleiben.
Mailand oder Rom kennen diesen Zustand seit
Jahren. Wir zum Glick nicht; bisher war die Situati-
on anders. Aber Hamburg ist fiir Norddeutschland
nun einmal hier und heute genau in dieser Funkti-
on.

Das einzige, was in dieser Hinsicht zurzeit die Visi-
tenkarte von Hamburg sein kann, aber auch sein
muss, ist die notwendige humanitdre Unterstit-
zung, die diese Menschen brauchen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Genau das meine ich mit der Realitdt. Die Frage,
wie es weitergeht mit Dublin 1, oder die Frage, wie
es weitergeht mit europdischen Kontingenten, die
Frage, wie es weitergeht mit der Registrierung, mit
der Entwicklung in Syrien oder der Entwicklung auf
der sogenannten Balkanroute und so weiter — das
alles sind wichtige Themen, die wir immer wieder
angehen und begreifen missen. Das kdnnen wir
im Ausschuss auch tun.

DIE LINKE hat die Frage, um die es heute geht,
sehr politisch und sehr deutlich vorgetragen. Die
Kollegin von der SPD hat es schon gesagt; auch
die GRUNEN sprechen durchaus mit den Men-
schen, sie sind vor Ort, sie helfen vor Ort. Das wis-
sen Sie genau, liebe Kolleginnen und Kollegen von
der LINKEN. Auch unterschiedliche Abgeordnete
von uns verbringen ihre Nachte dort und unterstit-
zen die ankommenden Menschen. Deswegen se-
he ich hier eigentlich nicht den grof3en Konflikt. Ich
erhoffe mir nur Einigkeit in Bezug auf diese eine
groRe Frage: Aus humanitaren Grinden muss Hil-
fe her, und es muss mehr Hilfe her und wahr-
scheinlich auch in anderer Form, als sie bisher ge-
leistet wird.

(Beifall bei den GRUNEN)

Deshalb gehe ich aber noch lange nicht mit allen
Punkten mit, die DIE LINKE in ihrem Antrag formu-
liert hat.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nein, das
ist ja auch klar!)

In dem Antrag, den Sie heute von den Fraktionen
der SPD und der GRUNEN — kurzfristig, das gebe
ich zu — vorgelegt bekommen haben, geht es uns
vor allem um finf Punkte.

Wir wollen sicherstellen, dass diejenigen, die hier
bleiben wollen, die registriert werden wollen, die
zum Beispiel Verwandte hier haben und deswegen
Hamburg als Ziel hatten, auch aufgenommen wer-
den kdénnen, ohne dass die Ehrenamtlichen sie
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den Weg Richtung Zentrale Erstaufnahme in der
Poststralie begleiten missen, was in vielen Fallen
geschehen ist, unter Inkaufnahme der Selbstbe-
zahlung der Fahrkarten und so weiter. Das wollen
wir nicht mehr. Das ist inzwischen auch schon ge-
wahrleistet, und das, finde ich, ist ein gutes und
wichtiges Signal gewesen fir die Menschen, die
hier bleiben wollen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ein anderer Punkt ist der zunachst langsam, aber
nun tatsachlich gut in Gang gekommene und gut
laufende Gesprachskreis; Frau Blandow-Schlegel
hat eben schon auf den Runden Tisch hingewie-
sen.

Ein weiterer Punkt ist — und dariiber kbnnen Sie
sich freuen oder es kritisch sehen — eine Fortset-
zung dieses Themas im Rahmen des Forums
Flichtlingshilfe. Dort werden viele dieser Fragen,
etwa ob man Versicherungen fir Ehrenamtliche
abschlielRen kann oder wie wir mit Dolmetschern
durch die Stadt unterstiitzen kdnnen, sicherlich ge-
klart werden.

Der Punkt Suche nach geeigneten Raumlichkeiten
ist aus unserer Sicht langst noch nicht geklart. Es
dauert zu lange. Die Unterkinfte, die angeboten
werden, kdénnen nicht jede Nacht wieder belegt
werden. Hier braucht es andere Regelungen, und
auch hier unterstiitzt die Stadt. Das wissen diejeni-
gen, die vor Ort arbeiten und ehrenamtlich tatig
sind. Trotzdem gibt es weiterhin viel Kritik. Das ist
auch in Ordnung, nachsteuern muss man immer,
und das werden wir auch tun.

Es wird auch von uns Fraktionen immer wieder
den Hinweis an die beteiligten Behérden geben,
dass sie hier oder da etwas mehr tun und nach-
steuern missen. Das bedeutet noch lange nicht,
dass wir den Weg gehen wollen, den Rostock oder
Kiel gegangen sind, dariiber wurde eben gespro-
chen. So wird es nicht gehen, aber das Nachsteu-
ern findet statt.

Der fuinfte wichtige Punkt — es mag nicht alle inte-
ressieren, ist aber aus unserer Sicht wichtig — ist
die medizinische Versorgung vor Ort. Wir hatten
lange Zeit einen Zustand, den man nur sehr
schwer ertragen konnte. Die Situation hat sich ver-
bessert, die medizinische Versorgung ist, bis auf
einzelne Nachte, wo es dann doch wieder nicht ge-
klappt hat, kontinuierlich gewahrleistet. Das ist die
dritte Behdrde im Boot, und auch diese wird weiter-
hin nachsteuern, sich in diesen Prozess hineinbe-
geben und schlicht mit Blick auf die humanitare Si-
tuation der Menschen, die dort im Transit auf der
Durchreise ankommen, helfen — so viel, wie nétig
ist, und so kontinuierlich, wie nétig ist.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dr. Andre-
as Dressel SPD)

Ich will ein Beispiel fur etwas nennen, Uber das
sich viel streiten Iasst. Es ist ein banales Beispiel,
aber Sie haben es angefihrt und es wird auch an
anderer Stelle immer wieder angefuhrt. Muss man
sich wirklich um den Ort und die genaue Beschrei-
bung eines Toilettencontainers, der aufzustellen
ist, streiten? Ich glaube nicht. Es gibt dort 6ffentli-
che Toiletten. Die Frage ist eine der Zuganglich-
keit, der Sauberkeit und inwieweit diese Toiletten
fur alle nutzbar sind. Das ware eher mein Zugang
zu diesem Thema, aber dazu dann mehr im Aus-
schuss.

Eine ganz andere Frage ist, wie die Umverteilung
von hier registrierten Flichtlingen tatsachlich prak-
tisch umgesetzt wird. Auch dazu ist Kritik bei uns
angekommen. Es gibt sehr klare AuBerungen von
einer Gruppe von Ehrenamtlichen, die sagen, wir
machen das nicht mehr mit. Ich wirde gern noch
einmal mit einem anderen Blickwinkel darauf
schauen. Die ursprungliche Verteilungslogik ist,
dass Menschen, die von hier zum Beispiel nach
Braunschweig, Chemnitz oder Leipzig umverteilt
werden sollen, den Weg selbst antreten. Men-
schen, die das nicht kénnen — aus gesundheitli-
chen Grinden, weil es Familien mit kleinen Kin-
dern sind, und so weiter —, ist das bisher nicht zu-
gemutet worden. Jetzt reden wir in der Flichtlings-
politik und bei der Umverteilung aber Uber ganz
andere Zahlen, und darum ist es auch hier notwen-
dig, mit einem anderen Blick auf die Situation zu
schauen. Die Behérde kiimmert sich immer wieder
um besonders problematische Falle. Wenn einem
ein schwieriger Fall bekannt wird, ist es sicherlich
der bessere Weg, auf die Behérde zuzugehen und
zu sagen, diese Familie oder diese Gruppe von
Menschen sollte nicht allein auf den Weg geschickt
werden, anstatt selbst Begleitung zu organisieren,
was man dann vor Wut oder Uberforderung wieder
aufgibt. Das finde ich kein kluges Signal. Aber ich
hoffe, dass wir auch darliber ins Gesprach kom-
men, die Behoérden, die Ehrenamtlichen und wir
gern mit dabei, um dieses Problem angehen zu
kénnen. Das ist nicht nur ein Thema am Haupt-
bahnhof, sondern das gilt fiir das ganze Umvertei-
lungsverfahren.

(Beifall bei Dr. Stefanie von Berg GRUNE)
Wir sehen uns dazu im Ausschuss. — Vielen Dank.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Jennyfer Dutschke von der FDP-Frakti-
on.

Jennyfer Dutschke FDP:* Der Vortrag meiner
Vorrednerin war wieder ein deutliches Signal dafr,
dass die GRUNEN in Regierungsverantwortung
ein Totalausfall sind.
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(Beifall bei der FDP und der CDU - Zurufe
von den GRUNEN: Oh, oh! — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Dutschke, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder eine Zwischenbemerkung der Ab-
geordneten Muller?

Jennyfer Dutschke FDP:* Nein.
(Zurufe von der SPD: Doch!)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann
fahren Sie bitte fort.

Jennyfer Dutschke FDP (fortfahrend):* Vielen
Dank, Herr Prasident. — Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Die Temperaturen liegen inzwischen auch
tagsiber im einstelligen Bereich, und ungefahr
1 000 Flichtlinge campieren jede Nacht in den Zel-
ten, die Freiwillige provisorisch am Hauptbahnhof
aufgebaut haben. Den Hilfsorganisationen und
dem ehrenamtlichen Engagement vieler Hambur-
gerinnen und Hamburger am Hauptbahnhof und in
der ganzen Stadt gilt unser aller Dank fir ihren
selbstlosen Einsatz.

Ich freue mich, dass die Kollegen alle wieder wach
geworden sind und meinem Vortrag so interessiert
lauschen.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Die Kollegen sind aber leider auch ein
bisschen laut geworden. Das Wort hat Frau
Dutschke.

Jennyfer Dutschke FDP (fortfahrend):* Vielen
Dank, Herr Prasident. — Vielerorts ware die Fliicht-
lingshilfe ohne Ehrenamtliche gar nicht mehr mog-
lich. Wo Hauptamtliche an ihre Grenzen kommen,
Personal und professionelle Strukturen fehlen, leis-
ten viele Hamburgerinnen und Hamburger wichtige
Unterstitzung.

Anders ist die Situation am Hauptbahnhof, wo die
Ehrenamtlichen weitestgehend sich selbst tberlas-
sen sind.

(Hendrikje Blandow-Schlegel SPD: Stimmt
doch gar nicht!)

Wie Sie die Situation blumig schénreden, verargert
mich wirklich.

(Ksenija Bekeris SPD: Ach, Frau Dutschke!
Waren Sie schon einmal da?)

Wahrend die durchreisenden Fluchtlinge im Bahn-
hof campieren und Ehrenamtliche bis zur Erschép-
fung die notwendigste Versorgung leisten, schaut
der Senat einfach weg. Die humanitare Situation
ist ein Armutszeugnis flr diese Stadt. Der Haupt-

bahnhof wandelt sich zu einem Umschlagbahnhof
fur Flichtlinge. Die bloRRe Weiterleitung von unregis-
trierten Personen ohne aufenthaltsrechtliche Kon-
trolle ist mit dem Rechtsstaat nicht mehr vereinbar.

(Beifall bei der FDP — Ksenija Bekeris SPD:
Frau Dutschke, das ist wirklich ganz schén
frech, was Sie hier machen!)

Wir mussen zurtick zu rechtsstaatlichen Prozessen
und aus der unkoordinierten illegalen Ein- und
Weiterreise hin zu geordneten Strukturen. Wir Frei-
en Demokraten fordern die unverzigliche Regis-
trierung der Flichtlinge, die zu uns kommen. Es
kann nicht angehen, dass niemand weif3, wer sich
bei uns aufhalt.

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN)

Es ist nicht hinnehmbar, dass Hunderte Fluchtlinge
nach eigenem Gusto entscheiden, ob und wo sie
sich registrieren lassen. Es ist inakzeptabel, dass
Hunderte Flichtlinge sich bewusst nicht registrie-
ren lassen, weil Hamburg auf ihrem Weg nach
Norden nur eine Zwischenstation darstellt, und der
Senat sie dafir dankend zum nachsten Zug in
Richtung Skandinavien begleiten lasst. Es ist inak-
zeptabel, dass Hunderte Flichtlinge mit einem un-
geklarten Gesundheitszustand auf einem der
hdchstfrequentierten Bahnhéfe der Bundesrepublik
ohne hinreichende medizinische Versorgung ver-
bleiben.

(Beifall bei der FDP und bei Karin Prien
CDU und Detlef Ehlebracht AfD)

Es ist zum Gllick noch nichts Schlimmeres pas-
siert. Es ist erstaunlich, dass groRere Rettungsein-
satze wie zu Beginn dieses Monats bislang eher
die Ausnahme darstellten. Und auch wenn es sich
bei diesem Einsatz lediglich um Fieber und Durch-
fall handelte, zeigt doch der TBC-Alarm am Haupt-
bahnhof im September, dass es auch anders kom-
men konnte. Der rot-griine Senat ist in der Pflicht,
endlich zu handeln.

(Beifall bei der FDP, der CDU und der AfD —
Farid Miller GRUNE: Ganz gewiss nicht so,
wie Sie das wollen!)

Sehen Sie zu, dass Sie wieder zu rechtsstaatlichen
Verfahren zurlckfinden. Tragen Sie endlich Sorge
dafur, dass auch die durchreisenden Flichtlinge
am Hauptbahnhof registriert werden. Ubernehmen
Sie endlich Verantwortung und stellen Sie die hu-
manitare und vor allem die gesundheitliche Erst-
versorgung der Transitfliichtlinge sicher. Organisie-
ren Sie die Verpflegung der Schutzsuchenden und
sorgen Sie fur ausreichende Hygienemalnahmen.
Zeigen Sie endlich Flagge am Hauptbahnhof und
Ubernehmen Sie die Koordination, wo es notwen-
dig ist. Unterstitzen Sie die Ehrenamtlichen, und
kommen Sie Ihren Pflichten nach. Handeln Sie
endlich, und sichern Sie die Funktionsfahigkeit des
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Hauptbahnhofs durch verniinftige Ausweichquar-
tiere.

(Zurufe von der SPD)

Es ist unverstandlich und es ist unverantwortlich,
dass der rot-griine Senat seit Monaten die Augen
verschlie3t und dass seit Monaten nichts passiert.

Die Links-Fraktion hat mit dieser Debattenanmel-
dung hoffentlich endlich auch den Senat wachge-
ruttelt. Wir teilen die Auffassung, dass die Zustan-
de am Hauptbahnhof nicht tragbar sind.

(Sylvia Wowretzko SPD: Aber Sie kommen
zu einem anderen Schluss!)

Zwangsmallnahmen und Beschlagnahmung, wie
sie der Antrag fordert, sind aber mit Sicherheit
nicht der richtige Weg, und deshalb lehnen wir die
Petita auch weitestgehend ab. Aber eine Verbes-
serung der Zustande am Hauptbahnhof ist drin-
gend erforderlich. Wir unterstiitzen daher das
Uberweisungsbegehren an den Sozialausschuss,
damit wir dort hoffentlich eine tragféahige Ldsung
fur diese unségliche Situation finden.

(Ksenija Bekeris SPD: Na, Sie haben lhre
Lésung ja schon gesagt!)

Abhilfe wird durch den rot-griinen Zusatzantrag
nicht geschaffen. Er stellt wieder einmal ein sub-
stanzloses Produkt blinden Reaktionismus dar. Ab-
strakte Absichtsbekundungen reichen in dieser Si-
tuation wirklich nicht mehr aus. Nach tagelanger
Vorankundigung des Antrags und dann doch sehr
kurzfristiger Versendung habe ich etwas Gehaltvol-
leres erwartet als ein paar Satze im Pflichtibungs-
modus. Der Vortrag von Rot-Grin ist wirklich be-
scheiden, und es ist ein Armutszeugnis, dass Sie
sich mit Hausrechtsentschuldigungen aus der Affa-
re ziehen wollen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Detlef Ehlebracht AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachstes erhalt das Wort Herr Dr. Baumann von
der AfD-Fraktion.

Dr. Bernd Baumann AfD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Zu spater Stunde schlagen die
Emotionen noch einmal hohe Wellen; es ist dem
Thema angemessen. Wahrend wir hier warm und
trocken sitzen, sind Tausende Flichtlinge unter-
wegs. Sie stehen vor Grenzen, an Bahnhdofen oder
anderswo, und an der ganzen Sache ist die deut-
sche Politik nicht ganz unschuldig, auch wenn die-
se Flichtlinge vom Ausgangspunkt her Birger-
kriegsfliichtlinge waren. Deswegen ziemt es sich,
diesem Thema noch einmal alle Aufmerksamkeit
zu widmen, von den konkreten Details ein wenig
Abstand zu gewinnen, noch einmal einen Schritt
zurlckzutreten und darauf zu schauen, was aktuell
passiert und auf das, was gerade am Hauptbahn-

hof vor sich geht, maRgeblichen Einfluss hat.
Schauen wir auf die entscheidende Stellschraube,
die wir irgendwann in vernunftiger Weise betatigen
missen, um den Hauptbahnhof zu entlasten und
alle anderen Problemfalle anzugehen, die wir ha-
ben, von Rissen Uber Neugraben und Klein Borstel
bis hin zu dem, was auf dem Wohnungs- und Ar-
beitsmarkt, in den Schulen und Kitas auf uns zu-
kommen wird.

Ich weil} nicht, ob Sie gestern in den Nachrichten
die neuesten Zahlen gesehen haben. In den ersten
drei Wochen im November kamen 180 000 Flicht-
linge — nur in den ersten drei Wochen, und das
sind nur die registrierten.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Alle am
Hauptbahnhof?)

— Naturlich ist ein Teil davon am Hamburger
Hauptbahnhof angekommen. Die Gesamtzahl ist
das, was der Hamburger Hauptbahnhof und alle
anderen Bahnhodfe ausbaden missen. Das muss
man einmal in den Blick nehmen.

180 000 Fluchtlinge in diesen drei Wochen sind ein
neuer Rekord. Das heifdt, im Winter wird es nicht
sinken, wie viele gehofft haben, es bleibt auch
nicht gleich, es steigt weiter, und es steigt rasant
weiter. Das missen wir in den Blick nehmen.

Schauen wir uns diese Zahl einmal verantwortlich
an. Wenn 180 000 die Zahl ist, die die Bundespoli-
zei fur die ersten drei Monate des Novembers ge-
meldet hat, dann bedeutet das, dass das nur die
registrierten Flichtlinge sind. Wir wissen, dass ei-
ne GrofRzahl nicht registrierter Flichtlinge dazu
kommt, sodass sich das durchaus im Bereich von
250 000 bewegen kann. Eine Viertelmillion in ei-
nem Monat. Lassen Sie uns diese Zahl nur einen
Moment, unabhéngig von allen Tagesaktualitaten,
wagen. Eine Viertelmillion im Monat. Das ist die
Realitédt — wenn es nicht weiter steigt. Im Moment
steigt es weiter rasant,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: "Es"
steigt weiter! Er sagt "es"!)

da helfen auch lhre Zwischenrufe nicht.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das ist
Uberhaupt nicht das Thema!)

— Sie kénnen gern eine Zwischenfrage stellen,
wenn Sie mogen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Sie sollen
mal einfach zum Thema reden!)

— Das mussen Sie gerade sagen. Was wir uns von
lhnen alles am Thema vorbei anhéren mussten.
Hier ist nichts am Thema vorbei.

(Glocke)

Sie konnen in dem Bahnhof nicht helfen, wenn Sie
das grofRe Ganze nicht in den Blick nehmen.
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(Martin Dolzer DIE LINKE: Wir retten nicht
den Bahnhof! — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Ich bitte noch einmal, dem Redner Gehdr
zu schenken oder sich auferhalb des Saals zu un-
terhalten.

Dr. Bernd Baumann AfD (fortfahrend):* Davon
lassen wir uns auch nicht abbringen, die Zahlen
sind einfach zu wichtig. 250 000 Flichtlinge, eine
Viertelmillion in einem Monat, noch dazu einem
Wintermonat, wirde bedeuten, dass 3 Millionen in
einem Jahr kommen wiirden, wenn es nicht mehr
und nicht weniger wird. Im Moment wird es aber
deutlich mehr. Das sind die Dinge, mit denen wir
zu tun haben, die wir im Hintergrund betrachten
mussen, die wir eigentlich 16sen mussten als Poli-
tiker, wenn wir es denn sein wollen.

(Beifall bei der AfD)

Verehrte Kollegen! Die Familienzusammenfiihrung
ist noch nicht einmal mit dabei. Aus den 3 Millionen
werden schnell 10 oder 12 Millionen. Die einen
oder anderen wollen das nicht hoéren, aber es ist
so. Verantwortliche Politik muss das in den Blick
nehmen. Die Fliuchtlinge sind Opfer, Opfer der
falschen Politik. Hier redet niemand gegen die
Flichtlinge, die Politik hat das verursacht. Ich habe
vorhin gehort, Dublin Il habe nichts zu bedeuten.

(Farid Miiller GRUNE: Hauptbahnhof!)

Dublin 1l ist geltendes Recht. Viele Leute haben
sich eine Menge dabei gedacht, um genau die Din-
ge steuern zu koénnen, die jetzt nicht gesteuert
werden, aber Sie mussen gesteuert werden.

Sie kénnen gern eine Zwischenfrage stellen, viel-
leicht auch einen qualifizierten Zwischenruf, auf
den ich dann eingehen kann.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Thema!
Thema! — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Ich gehe davon aus, Frau Schneider, dass
der Redner lhnen eine Zwischenfrage oder eine
Zwischenbemerkung gestattet hat.

Dr. Bernd Baumann AfD:* Ich gestatte es, Frau
Schneider.

Zwischenfrage von Christiane Schneider DIE
LINKE: Wirden Sie bitte das Thema des Antrags,
der hier debattiert wird, noch einmal nennen?

Dr. Bernd Baumann AfD (fortfahrend):* Darauf
komme ich, das muss ich jetzt nicht nennen. Sie
kennen es hoffentlich, oder muss ich es lhnen vor-
lesen? Es ist Ihr eigener Antrag.

Sie haben genau das Problem, sich in diesem De-
tail zu verrennen, das Grof3e aus dem Blick zu las-
sen und sich damit letztendlich an den Flichtlingen
zu versindigen, die in diesem Moment Hab und
Gut in Afghanistan, Syrien oder anderswo verkau-
fen,

(Beifall bei der AfD)

den Erlés den Schlepperbanden geben und dann
mittellos vor unseren Tiren stehen. Damit missen
Sie sich befassen. Das ist Ihr Problem.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Dr. Baumann, gleichwohl sollten Sie
auch zu den Details der gemeldeten Debatte kom-
men.

Dr. Bernd Baumann AfD (fortfahrend):* Das ist di-
rekt der nachste Punkt, nachdem wir den Hinter-
grund ausgeleuchtet haben. Vor diesem Hinter-
grund ist das, was jetzt geschieht, wenn wir Gber
den Hauptbahnhof oder andere Dinge reden, Flick-
werk angesichts der grof3en Aufgabe, um die es
geht. Es ist eine Flickschusterei, ein Eilen von
Brandherd zu Brandherd, die durch falsche Politik
an anderer Stelle verursacht wurden. Dort missen
wir uns engagieren. So ist es kurzatmig und hek-
tisch: Jetzt sind wir beim Hauptbahnhof, morgen in
Rissen, dann in Gro3 Borstel, am Arbeitsmarkt
oder anderswo,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Aber
heute reden wir zum Hauptbahnhof!)

ohne Ubersicht, mit falschen Erwartungen. Das ist
ein Wegducken vor der wirklichen Gréfienordnung
und dem richtigen Zwang zu handeln.

Die Ehrenamtlichen vor Ort, auch am Hauptbahn-
hof, sind da schon langst weiter. Sie haben sich
selbst organisiert, auch mithilfe des runden Ti-
sches, und haben die Sache, im Moment zumin-
dest, wieder im Griff. Sie bitten sogar instandig
— es gab eine grofle Berichterstattung im NDR, Sie
werden es vielleicht gesehen haben —, dass erst
einmal keine weiteren Helfer kommen mdgen, weil
sie die alle einarbeiten mussen. Sie haben so viele
freiwillige Helfer, dass neue Helfer anzulernen so
viel Zeit in Anspruch ndhme, dass es das Tages-
geschaft hemmen wirde. An ehrenamtlichem En-
gagement fehlt es nicht. Uberhaupt muss man im-
mer wieder die tolle Einsatzbereitschaft der Ham-
burger Blirger loben. Davor kann man nur den Hut
ziehen und es Uberall unterstitzen, wo es mdglich
ist. Auch wir unterstitzen das, beispielsweise in-
dem wir den CDU-Antrag unterstutzen. Das ist kei-
ne Frage. Aber die Qualitdt des Engagements der
Bulrger, tagtaglich, Tag und Nacht, und ihre Leis-
tungsfahigkeit deckt sich nicht mit dem, was man-
che in der Birgerschaft zum Thema beitragen, die,
wenn man auf die Kernprobleme aufmerksam
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macht, die Politik eigentlich I6sen muss, ungedul-
dig werden und sich in Details verrennen. Gegen
die grof3en Fehler der Politik kommen auch die Eh-
renamtlichen nicht an, egal, wie gut sie sich organi-
sieren und wie sehr sie sich einbringen.

Es hat erste zarte Stoppversuche an der mazedo-
nischen Grenze gegeben, einen Versuch, das Pro-
blem wirklich zu Idsen. Manche Flichtlingsgruppen
haben sich, Sie werden es vielleicht gesehen ha-
ben, Nadel und Faden genommen und ihren Mund
zugenadht. Das zeigt nur, was passiert, wenn wir
nicht dringend die wirklichen Probleme I6sen, um
die es geht.

Jetzt kommen wir noch einmal ganz konkret zu
dem Antrag der LINKEN. Was schlagen Sie — au-
Rer der Unterstitzung der Ehrenamtlichen, die kei-
ner im Haus infrage stellt — denn eigentlich vor? lhr
Vorschlag, um die Unterbringungsprobleme zu 16-
sen: Wenn irgendwo ein ehemaliges Hotelgebaude
steht, wie am Steintorweg zum Beispiel — Be-
schlagnahme. Wenn irgendwo ein leer stehendes
Blrogebaude ist — Beschlagnahme. Wenn irgend-
wo ein leer stehendes Wohngebaude ist — Be-
schlagnahme. Das steht alles in lhrem Antrag,
Frau Schneider. Das sind Ihre Lésungen. Deswe-
gen musste ich kurz skizzieren, was das wirkliche
Problem ist. Angesichts dessen werden lhre L6-
sungen namlich mickrig und klein. Nicht nur, dass
sie die Probleme nicht 16sen, sie lassen auch die
Herkunft der LINKEN und ihrer Vorgangerpartei,
der SED, durchscheinen, wo das Eigentumsrecht
Uberhaupt keine Rolle spielte. Beschlagnahme,
Beschlagnahme, Beschlagnahme — das ist weder
eine Losung fir dieses Problem noch fir irgendein
anderes.

(Beifall bei der AfD)

Einen Unterschied zu den linken Hausbesetzern
gibt es, Frau Schneider: Die Hausbesetzer schrei-
ben nicht erst Antrage, bevor sie einmarschieren
und die Eigentiimer enteignen.

(Christiane Blémeke GRUNE: Wir reden
zum Hauptbahnhof!)

Das sind lhre Lésungen angesichts dieses Pro-
blems von Millionen Menschen, die auf uns zukom-
men - Beschlagnahme, Beschlagnahme, Be-
schlagnahme. Das ist kein seridser Weg, das ist
kein rechtsstaatlicher Weg.

(J6rg Hamann CDU: Kdénnen Sie das nicht
untereinander klaren?)

Meine Damen und Herren! Wir werden uns noch
ofter mit diesem Thema befassen missen, und
dann hoffentlich fundierter und mehr auf die wirkli-
chen Probleme eingehend als der Antrag der LIN-
KEN. — Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD — Milan Pein SPD: Das
ist doch kein Zirkus hier!)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt hat
das Wort Frau Senatorin Dr. Leonhardt.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Die vo-
rangegangenen Redebeitrage zu der Situation am
Hauptbahnhof und zu der Situation der Menschen,
die sich auf der Flucht vor Vertreibung, Terror und
Birgerkrieg auf den Weg gemacht haben, um ein
besseres Leben fir sich und ihre Familien zu su-
chen, zeigen deutlich, in welch einem Spannungs-
feld wir uns befinden, wenn wir die Situation be-
trachten, wie sie sich fir die Menschen am Haupt-
bahnhof im Moment darstellt.

Auf der einen Seite gibt es die Position, die von
Frau Schneider geschildert wurde: Wir muissten
das, was sich an ehrenamtlichem Engagement
dankenswerterweise konstituiert hat, mindestens
durch staatliche MaBRnahmen so flankieren, dass
es sich etabliert. Das geht Gbrigens, wenn ich die
Presse verfolge, noch weiter, bis hin zu der Forde-
rung, wir mogen es durch staatliches Engagement
ersetzen.

Und dann gibt es die Position, die wir eben gehdort
haben und die in den Redebeitrdgen der FDP
— das fand ich besonders bemerkenswert —, aber
auch der CDU durchgeklungen ist: Wir mogen bitte
restriktiv handeln, alle einsammeln, hier registrie-
ren und Dublin lll — und was das fur die Leute dort
vor Ort bedeuten wiirde — zum Zuge kommen las-
sen, so sei die Situation im Nullkommanichts be-
herrschbar.

Ich glaube, es ist relativ eindeutig: Wenn man sich
die Mihe macht, sich mit den Menschen vor Ort in-
tensiv auseinanderzusetzen — und das tut meine
Behorde seit Monaten —, wenn man sich mit den
Wohlfahrtsverbanden auseinandersetzt, die inzwi-
schen aktiv geworden sind, um die Ehrenamtlichen
strukturell zu unterstliitzen, wenn diese aus sich
selbst heraus etwas nicht leisten kdnnen oder
auch nicht leisten wollen, weil sie es vorziehen,
selbstorganisiert tatig zu bleiben, dann stellt man
fest, dass es fur eine solch komplexe Situation kei-
ne einfachen und schon gar keine plakativen L6-
sungen gibt, die auf Dauer weiterhelfen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deswegen, das will ich gleich vorwegnehmen, bin
ich sehr froh und dankbar, dass die Fraktionen
Ubereingekommen sind, die Antrage, die zu die-
sem Thema gestellt worden sind, an den Sozial-
ausschuss zu uberweisen. Dort ist der Raum, um
auf die verschiedenen komplexen Aspekte dieses
Themas im Detail einzugehen und die Haltung des
Senats dazu zu erlautern.

Drei, vier Fakten mdchte ich aber dennoch darstel-
len. Es spielt selbstverstandlich eine Rolle, dass
Hamburg Bundesland und Kommune zugleich ist
und wir deswegen besondere Verpflichtungen ha-
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ben, was den Umgang mit dem Thema Erstaufnah-
me angeht. Das machen Ubrigens auch das Spek-
trum der Antrdge und die Einlassungen von CDU,
FDP und AfD deutlich. Das ist das eine. Selbstver-
standlich ist es trotzdem so, dass wir eine humani-
tare Verpflichtung haben. Der kommen wir nach,
indem wir unter dem Stichwort "Wir helfen den Hel-
fern" vor Ort schauen, wo wir flankierend tatig sein
kénnen, um das, was es gibt, zu unterstiitzen und
zu etablieren, und um an geeignete Kontakte zu
vermitteln. Gleichwohl ist es aber so, dass wir
Menschen unter die Arme greifen, die anderen
Menschen dabei helfen, ihre Reise in Richtung
Skandinavien oder wohin auch immer fortzusetzen.
Das ist nicht ganz trivial, und daher bitte ich Sie
darum, in einem ordentlichen, sachlichen Rahmen
zu diskutieren, wie wir tatig werden sollen.

Es gibt gute Ansatze. Es gibt Gbrigens auch schon
Feedback von den Ehrenamtlichen, die sich vor-
stellen konnen, dass es so, wie wir es in den letz-
ten Wochen machen, erfolgreich sein kann. Gleich-
zeitig gibt es aber auch das starke Signal der
Stadt, ein Angebot der Innenbehérde — und das
meinen wir durchaus ernst —, dass wir Wert darauf
legen, dass diejenigen, die von uns staatlich struk-
turierte Hilfe im Rahmen von Ansprichen einfor-
dern wollen, sich in das Angebot der Innenbehérde
begeben und sich hier registrieren lassen. Dann
kommen sie in den Genuss einer etablierten Ge-
sundheitsversorgung, eines Unterkunftsangebots,
eines geordneten Asylverfahrens bis hin zu einer
Unterbringung in einer Folgeeinrichtung. Zu dieser
Verpflichtung stehen wir. Dazu gehdrt aber auch,
dass man die rechtsstaatlichen Grundséatze an die-
ser Stelle ernst nimmt.

(Beifall bei der SPD)

In diesem Spektrum befinden wir uns. So komplex
die Lage auch ist und so verfiihrerisch es sein
mag, nach schnellen und einfachen Lésungen zu
rufen, sei es durch viel Geld oder durch viel Res-
triktion, sollte man sich nicht dazu verleiten las-
sen, zu weiteren komplizierten Sachverhalten wie
der Veranderung der gesundheitlichen Situation in
Europa in einer globalisierten Welt Dinge zu sa-
gen, die ich sehr bedenklich finde.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Jeder weil}, dass Krankheiten wie Tuberkulose, die
wir langst ausgerottet oder zumindest eingedammt
geglaubt haben, in den vergangenen Jahren
durchaus auch in Westeuropa wieder aufgetreten
sind. Das ist aber kein flichtlingsrelevantes Pro-
blem, Frau Dutschke; es hat einfach etwas damit
zu tun, dass Sie mit dem Flieger innerhalb eines
Tages sehr schnell von A nach B kommen. Wenn
ich mir das zu Herzen nehme, was Sie gerade am
Pult gefordert haben, dann wiirde das bedeuten,
dass wir den Reiseverkehr aus dem Osten Euro-
pas — und zwar den legitimen, gesetzlich statthaf-

ten Reiseverkehr von Menschen mit geschaftlichen
oder familiaren Interessen oder einem Aufenthalts-
titel in Deutschland — komplett einschranken muss-
ten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir sollten uns insofern (berlegen, ob wir dem
Druck, der auf uns alle ausgelbt wird, die wir in
der Stadt Verantwortung tragen, sei es als Abge-
ordnete, sei es als Senat, so weit nachgeben, dass
wir uns zu solchen Interpretationen hinreif3en las-
sen. Das finde ich problematisch.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Christiane Schneider DIE LINKE)

Ubrigens ist es so, dass wir in der Erstaufnahme
sehr stark darauf achten, das Thema Impfen voran-
zubringen, dass zu der gesundheitlichen Erstun-
tersuchung ein Réntgenbild gehdrt, und so weiter.
Insofern muss man sehr vorsichtig damit sein, die
Ausbreitung von welch ansteckenden Krankheiten
auch immer in Verbindung zu bringen mit Men-
schen, die von A nach B reisen und unter Umstan-
den auch Fluchtlinge sind. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt hat
sich noch einmal Frau Schneider von der Fraktion
DIE LINKE gemeldet.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren! Erstens finde ich es gut, dass es die
Debatte heute gab. Soweit wir gehoért haben, be-
stand eine der Hauptkritiken darin, dass es keine
offentliche Zurkenntnisnahme der Situation und
dieser grol3en Hilfsbereitschaft durch die Stadt gibt
und deshalb auch keine Anerkennung flr diese
wirklich auerordentlich aufopferungsvolle Arbeit.
Da, finde ich, sind wir heute ein Stick weiterge-
kommen, jedenfalls auf dieser Seite des Hauses.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweitens haben wir natirlich nicht umsonst von
der Notwendigkeit einer humanitaren Hilfe gespro-
chen, Frau Blandow. Zu lhrer Formulierung "unter
dem Radar fliegen": Wir wissen, dass die Situation
rechtlich nicht unproblematisch ist — wir sind ja
nicht doof. Aber das Problem ist, dass das rechtli-
che Risiko heute diejenigen tragen, die als Helfe-
rinnen und Helfer am Hauptbahnhof aktiv sind. Die
sind namlich auch in einer Situation, wo es hoffent-
lich klappt, dass unter dem Radar geflogen wird.
Ich spreche das nur einmal an. Nach der heutigen
Debatte bin ich aber eigentlich sehr zuversichtlich,
dass wir im Ausschuss mit der Debatte weiterkom-
men. Wir wissen auch, dass es nicht nichts gibt.
Wir wissen naturlich auch, dass es etwas im Hin-
tergrund gibt. Wir sagen nur: Das ist nicht genug.
Wenn sich jetzt durch die Debatte im Sozialaus-
schuss etwas weiterbewegt, dann ist das schon ein



1312 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 20. Sitzung am 25. November 2015

(Christiane Schneider)

Erfolg — wir beanspruchen auch nicht das Erstge-
burtsrecht. Uns ist wichtig, dass die Hilfe verstarkt
wird, und daran wollen wir gern mitarbeiten. — Dan-
ke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt se-
he ich keine weiteren Wortmeldungen. Wir kom-
men also zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksachen
21/2208 in der Neufassung, 21/2354 und 21/2369
an den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integra-
tion zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
ist das einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Punkt 43 auf, Drucksache 21/2227, Antrag
der FDP-Fraktion: Asylverfahren entlasten und vo-
ribergehenden Schutz durch spezifischen Flicht-
lingsstatus gewahren — Gesetzentwurf zur Gewah-
rung vorubergehenden nationalen humanitéren
Schutzes in den Bundesrat einbringen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Asylverfahren entlasten und voriibergehenden
Schutz durch spezifischen Fliichtlingsstatus
gewdhren — Gesetzentwurf zur Gewahrung vor-
tibergehenden nationalen humanitaren Schut-
zes in den Bundesrat einbringen

— Drs 21/2227 -]

Diese Drucksache mochte die FDP-Fraktion an
den Innenausschuss tberweisen.

Die Fraktionen haben sich darauf verstandigt, die
Debatte nicht stattfinden zu lassen. Dann lasse ich
abstimmen.

Wer mochte die Drucksache 21/2227 an den In-
nenausschuss Uberweisen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist einstimmig und somit ist der
Antrag Uberwiesen.

Ich rufe auf Punkt 25, Drucksache 21/2192, Antrag
der AfD-Fraktion: Haushaltsentlastung durch Pri-
fung einer Zusammenlegung von Hundesteuer-
und Hunderegisterstelle.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Haushaltsentlastung durch Priifung einer Zu-
sammenlegung von Hundesteuer- und Hunde-
registerstelle

— Drs 21/2192 -]

Diese Drucksache mochte die AfD-Fraktion an den
Haushaltsausschuss tUberweisen.

Wer winscht das Wort? — Frau Oelschlager von
der AfD-Fraktion erhalt es.

Andrea Oelschlager AfD:* Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Frei
nach Loriot ist ein Leben ohne Hund zwar méglich,
aber sinnlos. Die Behorde fur Gesundheit und Ver-
braucherschutz hat daher fir die Anmeldung eines
Hundes eine vorbildliche Seite im Internet ent-
wickelt. Mit der Meldung zum Hunderegister wird
gleichzeitig die Anmeldung fiir steuerliche Zwecke
bei der Hundesteuerstelle des Finanzamts erledigt
und es gibt zahlreiche Hinweise fir Hundehalter.
Das ist vorbildlich und ein Beispiel fir eine moder-
ne effiziente Verwaltung und als solches ein Bau-
stein fUr eine innovative und wettbewerbsfahige
Region.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Komfortable Zugangswege zu den Leistungen der
Behorden sind dabei genauso gefragt wie die
schnelle Abwicklung der Verfahren. Deshalb ist die
Optimierung der Verwaltungsablaufe und -struktu-
ren wichtig. Im Mittelpunkt muss dabei stehen,
dass die Prozesse beschleunigt, Kosten gesenkt
und burokratische Hemmnisse abgebaut werden.
Nur wer einen Antrag auf Erlass der Hundesteuer
stellen mochte, muss sich derzeit noch an das zu-
stdndige Finanzamt fir Verkehrssteuern und
Grundbesitz in Hamburg wenden, bei dem die
Hundesteuerstelle gefuhrt wird. Fir den Burger ist
bei der Anmeldung des Hundes auf diese Weise
erst einmal alles zufriedenstellend geregelt.

Umgekehrt ist es aufgrund des Steuergeheimnis-
ses dem Finanzamt allerdings nicht mdglich, Daten
an das Hunderegister weiterzugeben. Wer also
seinen Hund beim Finanzamt abmeldet, erwirkt
nicht automatisch eine Léschung des Hundes im
Hunderegister. Das Steuergeheimnis ist ein hohes
Gut und soll hier auf keinen Fall ausgehdhlt wer-
den. Das Steuergeheimnis ist in Paragraf 30 der
Abgabenordnung gesetzlich verankert und bildet
das notwendige Gegengewicht zu den umfangrei-
chen Offenbarungs-, Auskunfts- und Mitwirkungs-
pflichten des Steuerpflichtigen und anderer Betei-
ligter gegenlber der Finanzbehdrde. Das Steuer-
geheimnis soll sicherstellen, dass die im Besteue-
rungsverfahren dem Finanzamt offenbarten Ver-
haltnisse des Steuerpflichtigen nicht an Dritte wei-
tergegeben werden. Aus diesem Grund erscheint
die Flhrung eines getrennten Hunderegisters und
einer Hundesteuerstelle durchaus verstandlich.
Dennoch werden hier fir den gleichen Sachverhalt
zwei unterschiedliche Stellen beschéaftigt. Die Da-
ten werden sogar von unterschiedlichen Behdrden
erhoben. Es gabe auch unter Wahrung des Steu-
ergeheimnisses eine Vielzahl von Mdglichkeiten,
eine Zusammenlegung der Stellen zu erreichen
und somit einen Beitrag zu einer kosteneffizienten
Verwaltung zu leisten. Das Hunderegister kdnnte
beispielsweise direkt bei der ersterfassenden Stel-
le, dem Finanzamt, geflihrt werden, wo An- und
Abmeldung unmittelbar in einen Datenbestand ein-
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gepflegt werden kénnten. Die Bezirksamter konn-
ten mittels eines mit einem technisch Uberschau-
baren Aufwand herstellbaren Zugangs die zur
Wahrung der bezirklichen Interessen und Kontrol-
len notwendigen Daten erhalten. Sdmtliche Steuer-
daten wirden ausschlieRlich fur das Finanzamt
einsichtig sein. Aus de facto zwei Registern wiirde
ein Register.

Wer den Pfennig nicht ehrt, ist den Taler nicht
wert, heil3t es in einer alten Volksweisheit. Ham-
burg hat zahlreiche Aufgaben zu bewaltigen und
groRe finanzielle Belastungen vor sich. Hier kdnnte
die Verwaltung im Kleinen sparen und einen Bei-
trag fir eine sinnvolle Gestaltung des Lebens mit
Hund leisten.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Mops!)

Ich hatte gern auf eine Debatte verzichtet und mit
Ihnen im Ausschuss diskutiert, aber da Sie das lei-
der nicht wollten, bitte ich um Zustimmung fir un-
seren Antrag.

(Beifall bei Dennis Thering CDU, Christiane
Schneider DIE LINKE und Michael Kruse
FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Oelschlager. — Das Wort hat Herr
Dr. Petersen von der SPD-Fraktion.

Dr. Mathias Petersen SPD:* Vielen Dank, Herr
Prasident. — Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der Rechnungshof hat 2011 genau dieses
Thema aufgenommen. Wir haben 2012 im Parla-
ment beziehungsweise im Unterausschuss Pri-
fung der Haushaltsrechnung intensiv dartber dis-
kutiert. Wir haben auch bei der Haushaltsberatung
2013/2014, wenn ich mich richtig erinnere, Ende
2012 daruber diskutiert. Die Ergebnisse sind in der
Datenbank unseres Parlaments nachzulesen. Der
Antrag hat sich demnach erledigt, weil er keine
Synergien ergibt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Dr. Petersen. — Das Wort hat Herr
Kreuzmann von der CDU-Fraktion.

Thomas Kreuzmann CDU: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich kann auch Haushalt. Herr
Petersen, ich werde mich ahnlich kurz fassen, ich
hatte natdrlich auch ahnliche Worte gefunden. Al-
lerdings wirden wir einer Uberweisung an den
Haushaltsausschuss zwecks einer nochmaligen
Prifung zustimmen. Immerhin ist es ein Prifauf-
trag und vielleicht gédbe es einen neuen Erkennt-
nisgewinn. Dem wiuirden wir uns dann natirlich
nicht entziehen und die Beispiele vom Rechnungs-
hof wiirde ich auch nachvollziehen. Der Rech-
nungshof liefert konkrete und plausible Vorschla-

ge, die wir dann gern Uberpriifen. Ob diese Uber-
prifung dem Antrag standhalten wiirde, hatten wir
gern Uberprift.

Ansonsten wurde ich nur noch zwei Beispiele nen-
nen. Die verfassungsrechtliche Ebene ist schon
von einer Seite erwahnt worden. Es gibt zurzeit
keine Moglichkeit, den unmittelbaren Datenaus-
tausch zwischen der Hunderegistrierungsstelle und
der Finanzbehdrde abzusichern. Das ist daten-
rechtlich absolut verboten.

Auflerdem, und das ist der zweite Punkt, halte ich
eine Zusammenlegung flr aulerst fragwirdig, weil
die Hunderegistrierung zurzeit in den Bezirken ab-
lauft. Ich halte es fir mihselig, die Hundebesitzer
dann in eine zentralisierte Stelle der Finanzbehor-
de laufen zu lassen. Das ware dem Hundehalter
und auch den Steuereinnahmen nicht mehr ange-
messen, die ich lapidar Bagatellsteuern in Hohe
von 4 Millionen Euro nenne. Andere Steuereinnah-
men liegen vielleicht im dreifachen Bereich — die
Feuerschutzsteuer oder aber die Biersteuer liegen
in einem ganz anderen Rahmen.

Ich wiirde an dieser Stelle sagen: prifen, ja. Wir
missen dann zusehen, wie es geht. Die SPD
mochte eine Uberweisung ablehnen. Mir fallt jetzt
gerade der Satz nicht ein, ich wollte es auf Latei-
nisch sagen.

(Milan Pein SPD: Machen Sie's kurz, das ist
besser!)

Pecunia non olet, das heil3t so viel wie Geld stinkt
nicht.

(Dr. Monika Schaal SPD: Aber Hundehau-
fen!)

Wobei ich das noch humorvoll erganzen wurde:
manche Hinterlassenschaften schon. — Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Kreuzmann. — Das Wort hat Herr Maller
von der GRUNEN Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Wir GRUNE
md&chten nicht gern die Steuerverwaltung mit Auf-
gaben von Ordnung und Sicherheit vermischen
und wir méchten auch nicht, dass die Bezirke auf
einmal mit Steuerbelangen befasst werden. Des-
wegen lehnen wir den Antrag ab und sehen auch
keinen Grund, uns mit ihm im Ausschuss zu befas-
sen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Miller. — Das Wort hat Frau Suding von
der FDP-Fraktion.
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Katja Suding FDP: Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Liebe Abgeordnete von der
AfD, Sie haben gestern ziemlich spontan entschie-
den, eine andere Debatte anzumelden, anstatt fur
Ihren abwesenden Fraktionsvorsitzenden einfach
einen Ersatzredner zu benennen. Ich glaube, da-
mit haben Sie sich keinen Gefallen getan.

Um es vorweg zu sagen: Wir lehnen die Uberwei-
sung ab, wir lehnen den Antrag ab. Grundsatzlich
teilen wir das Anliegen, das hinter dem Antrag
steht. Dass man versucht Stellen einzusparen, ist
sicherlich richtig. Aber bevor Sie uns einen so diin-
nen Antrag prasentieren, hatten Sie sich etwas mit
dem Fact-Finding beschaftigen sollen. Sie hatten
den Senat einmal fragen kénnen, wie viele Stellen
Uberhaupt auf das Hunderegister entfallen. Dafir
gibt es das Instrument der Schriftlichen Kleinen
Anfrage. Frau Oelschlager, Sie haben es schon
genutzt und so spannende Themen wie die Hun-
dekot-DNA etwas erhellt. Das ware hier sicherlich
auch sinnvoll gewesen. Sie hatten fragen kdonnen,
wie viele Stellen einfach nur auf die Hundesteuer-
stelle im zustédndigen Finanzamt umzuschichten
waren, damit die Arbeit fir das Hunderegister erle-
digt werden kann, in welcher Form also Stellenre-
duzierungen gar nicht angefallen waren. All das
hatten Sie tun kénnen. Deswegen sehen wir weder
die Notwendigkeit, den Antrag an den Ausschuss
zu Uberweisen, noch ihm zuzustimmen. Vielleicht
arbeiten Sie noch ein bisschen daran, und wenn
Sie irgendwann vertiefte Erkenntnisse haben, kon-
nen wir Uberlegen, ob wir dariiber noch einmal
sprechen wollen. Jetzt haben wir, glaube ich, im
Haushaltsausschuss genug anderes zu tun. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRU-
NEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Suding. — Mir liegen jetzt keine weite-
ren Wortmeldungen vor, und wir kommen damit
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
21/2192 an den Haushaltsausschuss zu? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit grof3er
Mehrheit abgelehnt worden.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen.

Wer méchte sich dem Antrag der AfD-Fraktion aus
der Drucksache 21/2192 anschlieflen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist mit grof’er Mehr-
heit abgelehnt worden.

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 19 auf,
Drucksache 21/2114, Bericht des Ausschusses fur
Wissenschaft und Gleichstellung: Engagement der
Hamburger Hochschulen fir Fliichtlinge.

[Bericht des Ausschusses fiir Wissenschaft
und Gleichstellung zum Thema:

"Engagement der Hamburger Hochschulen fiir
Fliichtlinge" (Selbstbefassungsangelegenheit)
— Drs 21/2114 -]

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, auch diese
Debatte zu streichen.

Ich stelle fest, dass die Biirgerschaft von der
Drucksache 21/2114 Kenntnis genommen hat.

Dann kommen wir zu Tagesordnungspunkt 6,
Drucksachen 21/2100 und 21/2101, Berichte des
Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/2100 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/2101 -]

Ich beginne mit dem Bericht aus Drucksache 21/
2100. Hier zunéachst zu Ziffer 1.

Wer méchte sich der Empfehlung anschlieen, die
der Eingabenausschuss zu der Eingabe 578/15
abgegeben hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist einstimmig angenommen.

Wer mochte der Empfehlung zu der Eingabe
447/15 folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist ebenfalls einstimmig angenommen.

Wer stimmt sodann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 28/15, 632/15, 651/15 und 716/15 zu? -
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist bei eini-
gen Enthaltungen einstimmig beschlossen worden.

Wer schlie3t sich dariiber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist einstimmig be-
schlossen worden.

Von Ziffer 2 hat die Birgerschaft Kenntnis genom-
men.

Nun zum Bericht 21/2101.

Wer mdchte sich hier der Empfehlung anschlielen,
die der Eingabenausschuss zu der Eingabe 421/15
abgegeben hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist mehrheitlich beschlossen worden.

Wer schlief3t sich der Empfehlung zu der Eingabe
542/15 an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist mehrheitlich beschlossen worden.

Wer stimmt der Empfehlung zur Eingabe 675/15
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
ebenfalls mehrheitlich beschlossen worden.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2114
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2100
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Wer mochte den Empfehlungen zu den Eingaben
357/15, 560/15, 697/15 und 706/15 folgen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist bei einigen
Enthaltungen einstimmig beschlossen worden.

Wer schlie8t sich darliber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist einstimmig be-
schlossen worden.

Die in der Geschéaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft die unter A
aufgefuhrten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist ein-
stimmig beschlossen worden.

Wer stimmt den Verlangen auf Besprechung nach
Paragraf 20 Absatz 2 Satz 5 unserer Geschéfts-
ordnung unter C zu? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist ebenfalls einstimmig beschlossen
worden.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 6a,
Drucksache 21/1420, Groflte Anfrage der CDU-
Fraktion: Referentenanforderungen — Zusammen-
arbeit zwischen Bezirksverwaltungen und Fachbe-
hérden — Ist die Durchlassigkeit zwischen Bezirks-
und Landesebene gegeben? Ist die Expertise der
Bezirksversammlungen gewabhrleistet?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Referentenanforderungen - Zusammenarbeit
zwischen Bezirksverwaltungen und Fachbehor-
den — Ist die Durchlassigkeit zwischen Bezirks-
und Landesebene gegeben? Ist die Expertise
der Bezirksversammlungen gewahrleistet?

— Drs 21/1420 -]

Diese Drucksache mochte die FDP-Fraktion an
den Verfassungs- und Bezirksausschuss uberwei-
sen.

Wer mochte dem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
mehrheitlich abgelehnt worden.

Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft von der
Grolten Anfrage aus der Drucksache 21/1420 oh-
ne Besprechung Kenntnis genommen hat.

*** Sammellbersicht siehe Seite 1321 f.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6h auf, Drucksa-
che 21/1642, Grofte Anfrage der FDP-Fraktion:
Wissenschaftsstandort Hamburg (lIl): Internationa-
lisierung.

[GroBe Anfrage der FDP-Fraktion:
Wissenschaftsstandort Hamburg (lll): Interna-
tionalisierung

— Drs 21/1642 -]

Diese Drucksache mochte die FDP-Fraktion an
den Ausschuss fiir Wissenschaft und Gleichstel-
lung Uberweisen.

Wer mdchte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist mehrheitlich abgelehnt wor-
den.

Dann stelle ich fest, dass die Blrgerschaft von der
Grolien Anfrage aus der Drucksache 21/1642 oh-
ne Besprechung Kenntnis genommen hat.

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 21 auf,
Drucksache 21/2130, Bericht des Ausschusses flr
Soziales, Arbeit und Integration: Kein Zwei-Klas-
sen-Streikrecht in Deutschland.

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration iiber die Drucksache 21/1337:
Kein Zwei-Klassen-Streikrecht in Deutschland
(Antrag der Fraktion DIE LINKE)

— Drs 21/2130 -]

Wer sich der Ausschussempfehlung anschlieRen
mo&chte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich
beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 22, Drucksache 21/2198, Be-
richt des Gesundheitsausschusses: Das muss drin
sein: Netz Friher Hilfen ausbauen und verstetigen,
um die Gesundheit von Kindern zu férdern und Be-
treuung Neugeborener durch die Mutterberatungs-
stellen: Entfall der Baby-BegriRungsbesuche stop-
pen.

[Bericht des Gesundheitsausschusses uber die
Drucksachen 21/488 und 21/614:

Das muss drin sein: Netz Friiher Hilfen ausbau-
en und verstetigen, um die Gesundheit von
Kindern zu fordern (Antrag der Fraktion DIE
LINKE)

und

Betreuung Neugeborener durch die Miitterbera-


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1420
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1642
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2130
JaussSa
Schreibmaschinentext

JaussSa
Schreibmaschinentext
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Schreibmaschinentext
*** Sammelübersicht siehe Seite 1321 f.
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tungsstellen: Entfall der Baby-BegriiBungsbe-
suche stoppen (Antrag der CDU-Fraktion)
— Drs 21/2198 -]

Wer mochte hier zunachst Ziffer 1 der Aus-
schussempfehlung annehmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich beschlossen
worden.

Wer modchte Ziffer 2.a folgen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich beschlossen
worden.

Wer mochte schlie3lich Ziffer 2.b annehmen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mehrheit-
lich beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 34, Drucksache 21/2215, An-
trag der CDU-Fraktion: Hamburg zur Grinderme-
tropole machen — Innovatoren durch Zugang zu
Mentoren vernetzen und unterstutzen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Hamburg zur Griindermetropole machen - In-
novatoren durch Zugang zu Mentoren vernet-
zen und unterstitzen

— Drs 21/2215 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss fur Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen.

Wer méchte sich diesem Uberweisungsbegehren
anschlieBen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist mehrheitlich abgelehnt worden.

Dann lasse ich Gber den Antrag der CDU-Fraktion
aus der Drucksache 21/2215 in der Sache abstim-
men.

Wer modchte sich diesem Antrag anschlieffen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mehrheit-
lich abgelehnt worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 36, Druck-
sache 21/2217, Antrag der CDU-Fraktion: Strafta-
ten in Bussen und Bahnen erfassen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Straftaten in Bussen und Bahnen erfassen
— Drs 21/2217 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Bereitstellung von auswertbaren Daten zu
Straftaten in Bussen und Bahnen

— Drs 21/2364 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/2364 ein An-
trag der Fraktion der SPD und der GRUNEN vor.

Die FDP-Fraktion mochte die Drucksache 21/2217
an den Innenausschuss Uberweisen.

Wer stimmt nun also zunachst einer Uberweisung
der Drucksache 21/2217 an den Innenausschuss
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
mehrheitlich abgelehnt worden.

Wir kommen dann zu den Abstimmungen in der
Sache und beginnen mit dem Antrag der CDU-
Fraktion aus der Drucksache 21/2217.

Wer mdchte diesen annehmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich abgelehnt
worden.

Nun zum gemeinsamen Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN aus der Drucksache 21/
2364.

Wer mochte sich diesem anschlieRen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich be-
schlossen worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 39, Druck-
sache 21/2220, Antrag der Fraktionen der GRU-
NEN und der SPD: Spielmobile fiir Fliichtlingskin-
der.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Spielmobile fiir Fliichtlingskinder

— Drs 21/2220 -]

Mir ist hierzu mitgeeilt worden, dass aus den Rei-
hen der Fraktion DIE LINKE gemal} Paragraf 26
Absatz 6 unserer Geschaftsordnung das Wort be-
gehrt wird. — Frau Boeddinghaus bekommt es fir
maximal funf Minuten.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Vielen Dank,
Herr Prasident. — Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es werden keine finf Minuten, das verspreche ich
Ihnen. Aber dieser unschuldige Antrag kommt am
Ende der Tagesordnung so daher, als ob er nur
Gutes im Schilde fiihren wiirde. Deswegen kénnen
wir das nicht einfach so verstreichen lassen, ohne
noch einmal daran zu erinnern, wie eigentlich die
Geschichte ist. Die Geschichte ist namlich so, dass
2012 in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit
3,5 Millionen Euro eingespart wurden, was zur Fol-
ge hatte, dass die Bezirke eine ziemlich krasse Re-
stebewirtschaftung machen mussten. Das hiel3
zum Beispiel fur Harburg, dass das so wichtige
Falkenflitzerprojekt, das immer (ber die Restemit-
telliste finanziert wurde, vor drei Wochen durch
einen Beschluss von SPD und CDU im Jugendhil-
feausschuss vollstandig gekirzt wurde, knapp
23 000 Euro wurden gestrichen. Bei solchen Pro-
jekten, von denen es in Harburg noch mehrere
gibt, gab es insgesamt eine Kirzung von
90 000 Euro.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2198
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2215
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Jetzt kommt der Hinweis, dass diese Projekte sich
an die Fluchtlingstépfe wenden konnten. Darauf
zielt auch der Antrag ab. Es wird dezidiert darge-
stellt, dass diese Projekte sehr wichtig sind und
jetzt Gelder aus den Flichtlingstépfen bekommen.
Es ist auch in Ordnung, dass diese zusatzlichen
Bedarfe berlcksichtigt werden miissen. Wir sagen
aber, dass das System grundsatzlich so ausfinan-
ziert sein muss, dass die zusatzlichen Bedarfe
durch die Flichtlingshilfe natirlich auch noch zu-
satzlich bezahlt werden mussen.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen werden wir uns bei dem Antrag enthal-
ten. Wir haben auch hier festgestellt, dass Opposi-
tion wieder einmal wirkt, denn es gab jlingst Ge-
sprache zwischen den Falkenflitzern und der BAS-
Fl. Ich freue mich sehr dariiber, dass den Falken-
flitzern zugesagt wurde, dass sie nicht nur fir die
ZEAs, sondern auch fiir ihre Bedarfe am Hans-De-
witz-Ring und an den anderen Stellen der Stadt,
wo sie diese wichtige Arbeit fur alle Kinder ma-
chen, die Gelder wieder bekommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Unsere Forderung ist ganz deutlich: Nehmen Sie
die Klrzung zuruck, finanzieren Sie alle Projekte
der Offenen Kinder- und Jugendeinrichtungen so,
dass sie die Arbeit fir alle Kinder in unserer Stadt
ausreichend gut machen kdnnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Boeddinghaus. — Mir liegt noch eine
Wortmeldung von Frau Gallina von der GRUNEN
Fraktion vor. Bitte schon.

Anna Gallina GRUNE:* Liebe Frau Boeddinghaus,
ich finde es sehr schade, dass Sie es nicht schaf-
fen, einmal schlicht und ergreifend zur Sache zu
sprechen, zu dem, was wir mit diesem Antrag ma-
chen. Wir starken die Spielmobilarbeit, mit der wir
seit Jahren in Hamburg sehr gute Erfahrungen ge-
macht haben.

(Michael Kruse FDP: Vernachlassigt wurde
von der SPD!)

Wir haben mit diesem Antrag die Moglichkeit ge-
schaffen, drei zusatzliche Spielmobile nicht nur an-
zuschaffen, sondern auch auszustatten, und das
bezieht sich durchaus auch auf das Personal. Sie
tun jetzt so, als sei es lhr Verdienst, dass die Quar-
tiersarbeit der Falkenflitzer Uber die Flichtlingsar-
beit hinaus auch in Harburg weiter finanziert wer-
den kann. Ehrlicherweise muss man aber sagen,
dass das nicht lhr Verdienst ist, sondern der Ver-
dienst dieses Antrags. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Jetzt liegen mir keine weiteren Wortmel-
dungen vor, und wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der
GRUNEN und der SPD aus der Drucksache 21/
2220 seine Zustimmung geben mochte, den bitte
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das ist mehrheitlich beschlossen wor-
den.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Haus?

(Arno Miinster SPD: Nee, nee, ich war ein
bisschen schneller!)

— Ihr Widerspruch hatte auch nicht ausgereicht.
Widerspruch aus dem Haus sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist in zweiter Le-
sung und somit endgultig beschlossen worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 40, Druck-
sache 21/2221, Antrag der Fraktionen der GRU-
NEN und der SPD: Hilfe fiir transgeschlechtlich le-
bende Hamburgerinnen und Hamburger.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Hilfe fiir transgeschlechtlich lebende Hambur-
gerinnen und Hamburger

— Drs 21/2221 ]

Wer méchte diesem Antrag zustimmen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist bei einigen Ent-
haltungen einstimmig beschlossen worden.

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 42 auf,
Drucksache 21/2226, Antrag der FDP-Fraktion:
Keine Erhéhung des Hafengeldes.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Keine Erhohung des Hafengeldes
— Drs 21/2226 -]

Wer mochte diesem Antrag folgen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich abge-
lehnt worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 44, Druck-
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sache 21/2228, Antrag der FDP-Fraktion: Neue
Wege in der Drogenpolitik — Ein Modellprojekt fir
die kontrollierte Abgabe von Cannabis.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Neue Wege in der Drogenpolitik — Ein Modell-
projekt fiir die kontrollierte Abgabe von Canna-
bis

— Drs 21/2228 -]

Wer schliefdt sich diesem Antrag an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich abge-
lehnt worden.

Tagesordnungspunkt 47, Drucksache 21/2231 in
der Neufassung, Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Das muss drin sein; Sanktionsentscharfungen im
Referentenentwurf zum "Neunten Gesetz zur An-
derung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch —
Rechtsvereinfachung".

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Das muss drin sein: Sanktionsentschéarfungen
im Referentenentwurf zum "Neunten Gesetz zur
Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch — Rechtsvereinfachung"

— Drs 21/2231 Neufassung -]

Aus den Reihen der Fraktionen der GRUNEN und
der SPD ist mir mitgeteilt worden, dass gemal Pa-
ragraf 26 Absatz 6 unserer Geschaftsordnung hier-
zu das Wort begehrt wird. — Frau Moller, Sie haben
es fur maximal funf Minuten.

Antje Mdller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich wollte mir das Vergnigen ma-
chen, lhnen zum letzten Tagesordnungspunkt an
diesem Tage erst aus dem Koalitionsvertrag vorzu-
lesen, dann aus einem birgerschaftlichen Ersu-
chen aus der 20. Wahlperiode, und dann hatte ich
noch ein birgerschaftliches Ersuchen aus der
21. Wahlperiode und koénnte dies mit einem Aus-
zug aus einem Beschluss krénen, der auf Bundes-
ratsebene gefasst worden ist. Ich fange einfach
einmal an, weil das Interesse grofB ist — das ist mir
schon klar. Es geht um die Sanktionsentscharfung
im Referentenentwurf.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend):

Meine Damen und Herren! Nur Frau Moller hat das
Wort. — Bitte schon.

Antje Méller GRUNE (fortfahrend):

"Hamburg setzt sich auf Bundesebene dafur
ein, dass die gesonderten Sanktionen fiir die
U25-Jahrigen abgeschafft werden. Innerhalb

der Erarbeitung des Neunten Gesetzes zur
Anderung des Sozialgesetzbuches 1l (SGB)
wird sich der Senat daflrr einsetzen, dass
die Anspruchsbeschrankung nach § 22 Ab-
satz 1 Satz 2 SGB Il sowie die Regelung zur
temporaren Bedarfsgemeinschaft nicht um-
gesetzt wird, [...]"

Und so weiter und so weiter. Dieses ist inhaltlich
identisch mit dem Antrag der LINKEN, der heute
auf der Tagesordnung steht, aber nicht zur Debat-
te angemeldet ist. Diese beiden Punkte sind eben-
falls in den birgerschaftlichen Ersuchen vorhan-
den, die ich eben schon genannt habe — das eine
aus der vergangenen, ein aktuelles aus dieser Le-
gislaturperiode. Seit zwei Jahren liegt genau diese
Fragestellung vor, die die LINKE in drei Punkten,
die wir gleich einzeln abstimmen werden, noch ein-
mal benennt. Ich glaube, mein kleiner Beitrag hat
deutlich gemacht, dass der Senat und die ihn tra-
genden Koalitionsfraktionen auf Bundesebene,
aber auch mit unseren birgerschaftlichen Ersu-
chen in der Hamburgischen Biirgerschaft weiterhin
dabei sind, darauf hinzuwirken, und dass es des-
wegen aus unserer Sicht nicht nétig ist, dem An-
trag der LINKEN zuzustimmen, weil das, was seit
zwei Jahren immer wieder aktualisiert gefordert
wird, schon langst stattfindet.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ob wir zum Erfolg kommen, steht im Moment in
den Sternen, weil genau diese Umsetzung des
Wegkommens von der Sanktionierung durch Bay-
ern weiterhin blockiert wird. Das sollten wir an an-
derer Stelle weiter diskutieren. Den Antrag lehnen
wir ab.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Moller. — Frau Hannemann von der
Fraktion DIE LINKE bekommt ebenfalls fir finf Mi-
nuten das Wort.

Inge Hannemann DIE LINKE:* Frau Modller, ich fin-
de es toll, dass Sie anbringen, dass die GRUNEN
dies anscheinend schon einmal gefordert haben.
Mir sind die Beschllsse natlrlich bekannt. Ich fra-
ge ich mich aber, warum Sie heute nicht dem An-
trag zustimmen, wenn Sie sagen, das gabe es
doch schon alles, das sei doch alles logisch, und
Sie wollten nicht, dass die Menschen sanktioniert
wirden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich glaube, Sie verkennen die derzeitige politische
Lage im Bundestag um die sogenannten Rechts-
vereinfachungen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber hier ist Bir-
gerschaft!)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2228
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2231
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(Inge Hannemann)

— Ich weil3, wir sind in der Birgerschaft, aber ich
weil auch, dass die Blrgerschaft am 9. Dezember
2015, wenn das Thema dort zur Debatte auf der
Tagesordnung steht, durchaus Einfluss hat

Bisher sieht es leider nicht so aus, dass die SPD
Hamburg da mitzieht. Es ist nicht nur Herr Seeho-
fer von der CSU, sondern auch die SPD in Ham-
burg. Deswegen gibt es diesen Antrag.

(Dirk Kienscherf SPD: Das konnen Sie nicht
in einen Topf werfen! — Dr. Andreas Dressel
SPD: Das ist ein Unterschied!)

— Es ist kein Unterschied.
(Zurufe von der SPD und der CDU — Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Meine Damen und Herren! Nur Frau
Hannemann spricht. Wenn Sie sich zu Wort mel-
den wollen, nehme ich gern Wortmeldungen entge-
gen. Ansonsten hdren Sie bittezu oder gehen hi-
naus. — Frau Hannemann, bitte.

Inge Hannemann DIE LINKE (fortfahrend):* Ich
finde es immer wieder schon, dass ich hier fir
Stimmung sorge. Damit scheine ich wohl lhren
Nerv zu treffen. Ich bitte um Ruhe von rechts.
Wenn ich zynisch sein wollte, wirde ich sagen,
dass Sie das Thema gar nicht interessiert.

(Zurufe)

— Nein, ich bin Gberhaupt nicht zynisch, und ich bit-
te darum, dass Sie diesem Antrag zustimmen.

Ich bitte noch einmal um Ruhe von rechts, ansons-
ten gebe ich auch keine Ruhe. Wenn Sie Ruhe
geben, bin ich friher fertig.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Meine Damen und Herren! Herr Kruse
zum Beispiel und andere, nur Frau Hannemann
hat das Wort. — Bitte, Frau Hannemann.

Inge Hannemann DIE LINKE (fortfahrend):* Vielen
Dank, Herr Prasident. — Nochmals mein Aufruf:
Wenn Sie so sozial sind, wenn es flr Sie selbstver-
standlich ist, dass die Sanktionen entscharft wer-
den sollen und dass es den Erwerbslosen besser
geht, dann stimmen Sie doch einfach jetzt offent-
lich fUr den Antrag mit ab.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie hatten das mit
Seehofer nicht sagen sollen!)

Starken Sie den Betroffenen den Rﬁ_]cken, und zei-
gen Sie, dass Sie als SPD, GRUNE und CDU
— mehr Fraktionen mochte ich leider nicht erwah-

nen — auf deren Seite sind. Zeigen Sie, dass Sie
nicht wollen, dass die Leute weiter durch das Job-
center sanktioniert und bedroht werden, eventuell
bis zum Existenzminimum. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Hannemann. — Das Wort hat Herr
Schwieger von der SPD-Fraktion, ebenfalls fiir ma-
ximal finf Minuten.

Jens-Peter Schwieger SPD: Kolleginnen und Kol-
legen! Es tut mir leid, aber aufgrund der Rede von
Frau Hannemann musste ich doch noch einmal
nach vorn kommen. Frau Hannemann, das Pro-
blem ist nicht, dass wir lhrem Antrag nicht zustim-
men, das Problem ist, dass Sie einen Antrag stel-
len, der Beschlusslage ist. Von daher verstehe ich
Ihre Einwendungen nicht. Das Problem besteht
auch nicht darin, dass das von der SPD und den
GRUNEN gefiihrte Hamburg nicht hinter diesem
Antrag steht, sondern dass Bayern nicht dahinter-
steht. Da ist es der normale Reflex, dass man
dann hier auf die schwarze Seite einschlagt. Nach
dem letzten Parteitag der CSU tue ich das lieber
nicht mehr. — Danke schoén.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Schwieger. — Mir liegen nun keine wei-
teren Wortmeldungen vor, wir kommen damit zur
Abstimmung. Ich lasse den Antrag der Fraktion
DIE LINKE aus der Drucksache 21/2231 in der
Neufassung abstimmen. Die Fraktionen der LIN-
KEN und der FDP mdchten dies ziffernweise tun.

Wer mochte sich sodann Ziffer 1 des Antrags an-
schlieBen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist mehrheitlich abgelehnt worden.

Wer mdochte Ziffer 2 annehmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich abgelehnt
worden.

Und wer stimmt Ziffer 3 des Antrags zu? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist ebenfalls mehr-
heitlich abgelehnt worden.

Meine Damen und Herren! Wir sind am Ende un-
serer heutigen Tagesordnung. Ich wiinsche lhnen
eine schone Heimfahrt.

Ende: 20.34 Uhr
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Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Gabi Dobusch, Hildegard Jirgens, Dr. Jérn
Kruse, Ralf Niedmers und Anna-Elisabeth von Treuenfels
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Sammeliibersicht geman § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 25. November 2015

A. Kenntnisnahmen
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Anlage

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
11 1928 | Flachenmanagement im Spannungsfeld zwischen Wohnungsbau, Flichtlingsunterbringung
und Arbeitsplatzen
16 2143 | Ernennung der Mitglieder der standigen Wahlkreiskommission fir die 21. Wahlperiode
17 2103 |[Bericht des Europaausschusses
18 2128 |[Bericht des Europaausschusses
23 2199 |Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
24 2121 | Bericht der Hartefallkommission

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
13 2171 |Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Blrger- SPD, Haushaltsaus-
schaft vom 11. Juni 2013 CDU, schuss (f.) und
"Entscheidungen der Kreditkommission starker demokra- | GRUNEN | Ausschuss fur
tisch legitimieren und besser kontrollieren" — Drucksache Wirtschaft, Inno-
20/8363 vation und Medi-
en
14 2099 |Feststellung des Senats Uber das Zustandekommen der | interfraktio- | Schulausschuss
Volksinitiative "Guter Ganztag flir Hamburgs Kinder" nell
15 2083 |Hamburger Rat fur nachhaltige Entwicklungspolitik SPD, Europaauschuss
GRUNEN
27 2207 |"Fahrradstadt Hamburg": Rechtsabbiegen bei Rot ermdg- SPD, Verkehrsaus-
lichen GRUNEN, |schuss
LINKEN
29 2209 |Programm fur "Verstarkte Férderung Jugendlicher in Be- SPD, Ausschuss fur
rufsausbildung” seitens der BASFI weiterfiihren und si- GRUNEN |Soziales, Arbeit
cherstellen! und Integration
30 2210 |Bilanzierung Hamburgischer Klimapolitik SPD, Ausschuss fur
GRUNEN, |Umwelt und
FDP Energie
31 2212 |Rot-Grin darf den Hamburger Konsens zum langen Alto- SPD, Stadtentwick-
naer Deckel nicht aufkiindigen GRUNEN |lungsausschuss
32 2213 |Mehr Koordinatoren fir Ehrenamtliche und Freiwillige in | SPD, CDU, | Ausschuss fur
der Fluchtlingshilfe GRUNEN | Soziales, Arbeit
und Integration
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TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
37 2218 |Foérderung der psychischen Gesundheit am Arbeitsplatz SPD, Gesundheitsaus-
kann nur mit ausreichender Personaldecke bei Verhal- GRUNEN |schuss
tenstherapeuten gelingen

C. Einvernehmliche Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

Drs- Gegenstand
Nr.
7 1859 | Schulen im Altonaer Kerngebiet
8 1873 | Olympia 2024: Vertrage, Verpflichtungen fir Hamburg und andere Ungereimtheiten
9 1903 | Bilanz prekare Beschaftigung im Kita-Bereich
10 1926 | Auswirkungen der Freihandelsabkommen TTIP, CETA und TiSA auf die Freie und Hanse-
stadt Hamburg






